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Die Nebenerwerbsſiedlung in Sachſen 


Von Dr. Dr. Ruſch, Dresden. 


Das Induſtriegebiet Sachſen hat unter der Not⸗ 
lage auf dem Weltwirtſchaftsmarkt ganz beſonders 
ſchwer zu leiden. Seine in der Hauptſache auf den 
Export eingeſtellte Induſtrie ſtößt allenthalben 
auf verſchloſſene Türen. Wenn es auch bisweilen 
gelungen iſt, Erſatz im In- und Ausland zu fin⸗ 
den, ſo gähnen einen doch heute, wenn man durch 
die ſächſiſchen Gaue fährt, leere Fabriken an, ja 
man erlebt es ſogar, daß Fabriken, die früher bis 
zu 10 000 Arbeiter beſchäftigt haben, abgeriſſen 
werden. An Stelle blühenden Lebens Ruinen, 
ſtatt eifrigen Schaffens Arbeitsloſigkeit, Ver⸗ 
zweiflung, ungeheuerliche wirtſchaftliche Not. Das 
Bedenkliche hierbei iſt, daß nach Lage der Dinge 
kaum damit zu rechnen iſt, daß die Hunderttau— 
ſende von Arbeitsloſen in Sachſen in ihrer Ge- 
ſamtheit wieder in den organiſchen Arbeitsmarkt 
eingegliedert werden können. Selbſt wenn man 
das feſte Zutrauen zur nationalen Regierung und 
ihrem Aufbauplan hat, und auf eine ſtarke Wie⸗ 
derbelebung des Binnenmarktes vertraut, muß 
man ſich doch darüber klar ſein, daß für Sachſen 
immer noch gewaltige Schwierigkeiten verbleiben, 
das Heer ſeiner Arbeitsloſen unterzubringen. 
Ein Weg dazu, oder wenigſtens ein 
bedeutſames Hilfsmittel bietet die 
Siedlung, und zwar in beſonderer 
Form der Nebenerwerbsſiedlung, 
die dem Nichtbeſchäftigten oder nicht Vollbeſchäf⸗ 
tigten die Möglichkeit gibt, auf eigener Scholle 
von gewiſſem Ausmaß wenigſtens einen Teil ſei⸗ 
nes Lohnausfalles zu erſetzen. 
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Das „Sächſiſche Heim“ hat ſeit Jahren ſich be— 
müht, dem Gedanken der Nebenerwerbsjiedlung 
in Sachſen Geltung zu ſchaffen und auch praktiſch 
zu prüfen. Bereits im Herbſt 1930 hat es einen 
Kreis von führenden Männern aus ganz Deutich- 
land zu einer Beſprechung über die Neben— 
erwerbsſiedlung nach Dresden geladen, ohne frei= 
lich ein wirklich greifbares Ergebnis daraus zu 
gewinnen. Der Gedanke war damals noch zu 
neu, die Anſichten gingen ſehr auseinander und 
vor allem zeigte es ſich, daß die Verhältniſſe in 
den einzelnen Gegenden Deutſchlands ſo verſchie— 
denartig gelagert ſind, daß fie für jeden Landes— 
teil am beſten für ſich getrennt praktiſch in An⸗ 
griff genommen werden. Im Jahre 1931, zu 
einer Zeit, als der Wohnungsbau noch weſentlich 
auf den Zeilengeſchoßbau eingeſtellt war, konnte 
das „Sächſiſche Heim“ dank der Unterjtügung des 
Arbeits- und Wohlfahrtsminiſteriums einen erſten 
praktiſchen Verſuch mit der Nebenerwerbsſiedlung 
in Freital b. Dresden unternehmen. Es wurden 
18 Kurzarbeiterſtellen auf Grundſtücken von 1000 
bis 1800 Quadratmeter errichtet, die damals vor 
allen Dingen den Beweis erbringen ſollten, daß 
man auch Siedlungsbauten preiswert durchführen 
könne und gleichzeitig ſollte die Notwendigkeit der 
Abkehr vom Geſchoßhaus dargetan werden. Vor 
allem ſollte die Zweckmäßigkeit der Neben- 
erwerbsſiedlung nachgeprüft werden. Der Ge- 
danke der Nebenerwerbsſiedlung läßt ſich in der 
reinen Form nur in engſter Verbindung mit der 
Induſtrie anwenden. Dem Ziele der Bekämpfung 


der Arbeitsloſigkeit kommt man nur unter der 
Vorausſetzung wirklich nahe, wenn bei der In— 
duſtrie Kurzarbeit eingeführt wird, damit neue 
Arbeitsplätze geſchaffen und der ſo entſtehende 
Lohnausfall in der Form der Siedlung erſetzt 
wird. Es ſei gleich hier vermerkt, daß alle Be- 
mühungen nach dieſer Richtung in Sachſen bis⸗ 
her nur ſehr wenig Erfolg gezeitigt haben. Ganz 
neuerdings zeigen ſich die erſten Anſätze zur 
praktiſchen Verwirklichung nach dieſer Richtung. 
Man war ſich dieſes Fehlers bei der Leißnitz-Sied⸗ 
lung von vornherein bewußt, glaubte aber, dem 
Gedanken als ſolchen praktiſche Geſtalt geben zu 
ſollen, um irgendwie einen Anfang mit der Ver⸗ 
wirklichung der Idee zu machen. Inzwiſchen hat 
eine vor kurzem erfolgte Nachprüfung ergeben, 
daß die Kurzarbeiter inzwiſchen zum großen Teil 
wieder zum Vollerwerb gelangt ſind, ſo daß der 
mit der Siedlung urſprünglich verfolgte Zweck 
nicht voll erreicht worden iſt. Sie hat aber eins 
gelehrt: ſelbſt wenn es nicht gelingt, überall die 
Nebenerwerbsſiedlung in unmittelbarem Zuſam⸗ 
menhang mit den Kurzarbeiterſchichten bei der 
Induſtrie durchzuführen, ſo beſteht für Sachſen 
doch eine wichtige Aufgabe nach der Richtung, 
dem Induſtriearbeiter, ſoweit es durchführbar und 
angängig iſt, einen wirtſchaftlichen Rückhalt durch 
Siedlung, durch Verbindung mit der Scholle, zu 
geben und ihn ſo von den Wechſelfällen der Kon— 
junktur unabhängiger, kriſenfeſter zu machen. 


Nach Mitteilung aus der Literatur wird die 
verhältnismäßig große Kriſenfeſtigkeit der ſäch— 
ſiſchen Textilinduſtrie in der Vorkriegszeit gerade 
darin erblickt, daß die Textilarbeiter zum erheb⸗ 
lichen Teil noch mit der Scholle verbunden waren, 
kleine Stellen beſaßen, auf die ſie ſich im Falle 
der Kurzarbeit oder Arbeitsloſigkeit zurückziehen 
konnten, ohne den Unbilden der Arbeitsloſigkeit 
in voller Kraßheit ausgeſetzt zu ſein. Auch Ar⸗ 
beitgeber haben beſtätigt, daß ſie durch dieſes 
Syſtem in der Lage waren, ſich der jeweiligen 
Wirtſchaftslage anzupaſſen. Die Arbeitsverhält⸗ 
niſſe waren durchaus labil und Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer waren in der Lage, ſich geſchickt 
den jeweiligen Anforderungen der Wirtſchaftslage 
anzugleichen. 


Um die Richtigkeit dieſer Gedankengänge zu er⸗ 
weiſen, erſchien es wertvoll, feſtzuſtellen, ob und 
in welchem Umfange die Nebenerwerbs⸗ 
ſiedlung von früher her noch in Sachſen 
vorhanden iſt. Daß dieſe Siedlungsform in 
erheblichem Maße noch vorhanden iſt, war be— 
kannt; über ihre Verbreitung im einzelnen etwas 
zu erfahren, war bisher trotz aller Bemühungen 
nicht möglich. Herr Dr. Iſenberg von der 
Techniſchen Hochſchule, Dresden, iſt nun dieſer 
Frage im Auftrage des „Sächſiſchen Heims“, Lan- 
des⸗Siedelungs- und Wohnungsfürſorge-Geſell⸗ 
ſchaft G. m. b. H., Dresden, nachgegangen. 


In ganz Sachſen gibt es nach der landwirt- 
ſchaftlichen Betriebszählung noch etwas über 
100 000 landwirtſchaftliche Nebenerwerbs- 
betriebe, von denen 45000 durch In⸗ 
duſtrie arbeiter bewirtſchaftet wer⸗ 
den, eine Zahl, die doch beachtlich groß iſt und 
die ſelbſt bei den Kennern ſächſiſcher Verhältniſſe 
Ueberraſchung bereiten wird. Damit iſt gleich— 
zeitig dem Einwand begegnet, daß es ſich bei der 
Bemühung um die Nebenerwerbsſiedlung doch nur 
um eine der vielen gelegentlich auftauchenden 
Ideen handelt, die ebenjo ſchnell wieder als un— 
durchführbar verworfen werden. Hier beſteht die 
Möglichkeit, an die Ueberlieferung anzuknüpfen 
und eine Wirtſchaftsſtruktur neu zu beleben und 
auszubauen, die früher, wie ſchon bemerkt, für die 
ſächſiſche Wirtſchaft eine beſonders geeignete Vor⸗ 
ausſetzung geweſen iſt. 


Inzwiſchen iſt der Gedanke der Nebenerwerbs- 
ſiedlung von den verſchiedenſten Seiten aufgenom— 
men und vorwärts getrieben worden. Insbeſon— 
dere iſt in der Zeitſchrift „Siedlung und Wirt— 
ſchaft“ in einem Sonderheft der Gedanke der Ne— 
benerwerbsſiedlung von berufener Seite nach allen 
Richtungen durchleuchtet und unterſucht worden. 
Auch in der Siedlerſchaft hat inzwiſchen der Ge— 
danke der Nebenerwerbsſiedlung Fuß gefaßt und 
in Sachſen ſind völlig neue Gruppen in der Bil⸗ 
dung begrifen, die die Nebenerwerbsſiedlung auf 
ihr Panier geſchrieben haben. Der praktiſchen 
Arbeit und Unterſuchung kommt alſo heute das 
Verlangen der Praxis entgegen, ringt um Geſtal⸗ 
tung und heiſcht die Verwirklichung der Idee. 
Hinzu kommt, daß die Stadtrandſiedlung vom 
Reichsarbeitsminiſterium allmählich eine Geſtal— 
tung gefunden hat, die mehr und mehr von der 
Vollerwerbsloſenſiedlung in die Kurzarbeiterſied— 
lung übergeht. Alſo auch die ſonſt ſo ſchwierige 
Frage der Finanzierung der Nebenerwerbsſied⸗ 
lung iſt, wenn auch noch nicht völlig gelöſt, ſo doch 
weſentlich erleichtert. 


Die Wiederverbindung der entwurzelten Men— 
ſchenmaſſen mit dem Boden, die Schaffung des 
Eigenheimes und damit die Grundlage für ein 
wirkliches Familienleben, Wiederaufbau des 
Volkskörpers, der Schutz vor den Wechſelfällen der 
Konjunktur und Zurückführung zur Arbeit, ſoweit 
es die Verhältniſſe irgendwie geſtatten, alle dieſe 
Geſichtspunkte der Nebenerwerbsſiedlung decken 
ſich mit den Wünſchen und Abſichten der natio— 
nalen Regierung. 


Ein Einwand gegen die Nebenerwerbsſiedlung 
ging oft dahin, daß die Arbeitsloſigkeit eine wenn 
auch in einem Ausmaß erweiterte übliche Kon- 
junkturerſcheinung ſei, und daß auch dieſe Kriſis, 
wie ſo viele der früheren, überwunden würde und 
damit auch die Arbeitsloſigkeit in ihrem jetzigen 
Umfange. Dann wären die neugeſchaffenen Ne⸗ 
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benerwerbsſiedlungen in ihrem Ausmaß viel zu 
groß und neue Fehlinveſtitionen würden ſich er⸗ 
geben. Dieſe Anſchauung verkennt die völlige 
Strukturänderung auf dem Weltmarkt und in der 
deutſchen Wirtſchaft. Es iſt jo häufig der Nach⸗ 
weis erbracht worden, daß es ſich hier nicht mehr 
um eine konjunkturelle, ſondern um eine erheb⸗ 
liche ſtrukturelle Kriſis handelt, daß es ſich er- 
übrigt, hierauf näher einzugehen. Wenn der Ges 
danke der Nebenerwerbsſiedlung in Sachſen theo⸗ 
retiſch einwandfrei begründet werden ſoll, ſo 
müßte auch namentlich dieſen Einwendungen 
gegenüber der Nachweis verſucht werden, daß die 
Lage der ſächſiſchen Exportgüterinduſtrie im Zu⸗ 
ſammenhang mit der Strukturänderung auf dem 
Weltwirtſchaftsmarkt ſo erſchwert iſt, daß jetzt 
eine völlige Wiedereinſchaltung des Heeres der 
Arbeitsloſen in den Arbeitsgang kaum möglich 
erſcheint. ’ 

Auch nach dieſer Richtung hat Herr Dr. Iſen⸗ 
berg auf Anregung des „Sächſiſchen Heims“ Un⸗ 
terſuchungen durchgeführt, bei denen auch die Er⸗ 
gebniſſe der Schrift von Bramſtedt „Die Kriſe der 
ſächſiſchen Induſtriewirtſchaft“ verwertet worden 
ſind. Das Ergebnis dieſer Unterſuchung führt da— 
hin, daß man im großen und ganzen mit ſtark ver- 


ringerten Exportmöglichkeiten für die ſächſiſche 


Exportgüterinduſtrie wird rechnen müſſen. Der 
Export von Produktionsgütern, der ſich noch eher 
halten wird, wird aber in viel ſtärkerem Maße 
auch den Schwankungen der Konjunktur des Aus⸗ 
lands unterliegen. Der Beweis, daß die Neben- 
erwerbsſiedlung demnach notwendig iſt, um auf 
dieſe Weiſe der Arbeitsloſigkeit mit zu Leibe zu 
gehen, dürfte damit erbracht ſein. 


Inzwiſchen hat auch die praktiſche Arbeit in 
Sachſen nicht geruht. Auf dem dem „Sächſiſchen 
Heim“ gehörenden Rittergut Neukirchen bei 
Chemnitz iſt neben der landwirtſchaftlichen Sied— 
lung und der Vorſtadt⸗Siedlung auch der Neben- 
erwerbsſiedlung Rechnung getragen worden. Dort 
ſind zurzeit 30 Nebenerwerbsſiedlungen in der 
Durchführung begriffen. Hier war urſprünglich 
der Verſuch gemacht worden, in Zuſammenhang 
mit den Wanderer-Werken, Chemnitz, die orga⸗ 
niſche Verbindung zwiſchen Kurzarbeit und Ne⸗ 
benerwerbsſiedlung herbeizuführen. Es iſt aber 
nicht gelungen, Kurzarbeiter dieſes Werkes der 
Siedlung Neukirchen zuzuführen. Wie lebhaft 
aber der Gedanke bereits in Arbeiterkreiſen Fuß 
gefaßt hat, geht daraus hervor, daß jetzt, während 
die Stellen noch im Bau begriffen ſind, für dieſe 
30 Stellen ſich 150 Bewerber gemeldet haben. 
Das Nähere über die Durchführung der Siedlung 
und die praktiſchen Erfahrungen werden in einem 
beſonderen Artikel behandelt werden. 


Der Gedanke der Nebenerwerbsſiedlung iſt, wie 
gezeigt, theoretiſch weitgehend unterſucht; er iſt 


praktiſch verſchiedentlich erprobt, in Siedlerkreiſen 
gewinnt das Verlangen nach dieſer Form der 
Siedlung ſtändig an Boden. 


Auch die Finanzierungsmöglichkeiten ſind er⸗ 
leichtert. Eins aber erſcheint erforderlich, wenn 
Mittel im größeren Maßſtab für die Neben- 
erwerbsſiedlung bereitgeſtellt werden können. Es 
geht nicht an, die Siedler einfach dort anzuſetzen, 
wo ſie gerade wohnhaft ſind, ſondern es heißt hier 
der Siedlungspolitik eine planmäßige und ziel⸗ 
bewußte Geſtalt geben. Es gilt, Siedlung und 
Wirtſchaft in einen engen Zuſammenhang zu 
bringen, die Siedlungen müſſen dort angelegt 
werden, wo die Siedler nach der Struktur der ört- 
lichen Wirtſchaft am eheſten noch Ausſicht haben, 
wenigſtens im gewiſſen Umfange noch Arbeit und 
Erwerb zu finden. Dies iſt um ſo notwendiger, 
als der Gedanke der organiſchen Verbindung von 
Arbeitszeitverkürzung und Nebenerwerbsſiedlung 
im Zuſammenhang mit der Induſtrie zunächſt an⸗ 
ſcheinend nur an einigen Stellen zu glücken 
ſcheint. Um die Unterlagen auch für dieſe Arbeit 
zu ſchaffen, hat Herr Dr. Iſenberg auch hierüber 
Unterſuchungen angeſtellt, die ebenfalls von ihm 
nachſtehend dargelegt werden. Das Hauptergeb— 
nis kann dahin zuſammengefaßt werden, daß es 
ſich empfiehlt, die Siedlungen mehr in agrariſche 
Bezirke zu legen, als in die reinen Induſtrie⸗ 
bezirke. Während früher bei Verteilung der amt⸗ 
lichen Mittel für Siedlungszwecke Bevölkerungs⸗ 
zahl, Wohnungsnot, Arbeitsloſenziffer, in der 
Regel den Ausſchlag gaben, muß jetzt von dieſem 
Syſtem der ſchematiſchen Verteilung abgerückt und 
der Gedanke der innigen Verbundenheit von Sied⸗ 
lung und Wirtſchaft in den Vordergrund gerückt 
werden. 


Wenn die Nebenerwerbsſiedlung ein bedeut⸗ 
ſamer Faktor an dem Wiederaufbau unſerer Ge— 
ſamtwirtſchaft werden ſoll, ſo muß man ſich über 
zweierlei Dinge klar ſein. Es handelt ſich bei der 
Durchführung dieſer Siedlungsform nicht in erſter 
Linie um eine architektoniſche Aufgabe, ſondern 
es ſpielen Fragen der bodentechniſchen Bewirt- 
ſchaftung und der richtigen Anlage eine bedeut⸗ 
ſame Rolle. Nicht die Frage der Aeſthetik, ſon⸗ 
dern die Frage der richtigen wirtſchaftlichen Ge— 
ſtaltung ſteht im Vordergrund. Darüber hinaus 
muß man ſich darüber klar fein, daß mit der Er⸗ 
ſtellung des Hauſes und Beſchaffung der Stelle 
die Aufgabe noch nicht erfüllt iſt. Vielmehr muß 
der Siedler durch Wirtſchaftsberatung, 
durch Belehrung und Anleitung angehalten und 
ihm die Möglichkeit gegeben werden, ſich über 
dieſe Fragen zu unterrichten. Ueber die Maß⸗ 
nahmen der ſächſiſchen Regierung nach dieſer Rich⸗ 
tung wird in einem beſonderen Aufſatz berichtet 
werden. 
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Vorhandene Nebenberuf⸗Siedlungen in Sachſen 


Von Dr. Iſenberg, Dresden. 


Es ſoll an dieſer Stelle gezeigt werden, wie 
weit die von Induſtriearbeitern im Nebenberuf 
ausgeübte landwirtſchaftliche und gärtneriſche 
Tätigkeit ſchon bisher in Sachſen verbreitet 
iſt, wie weit alſo die jetzige Förderung der neben— 
beruflichen Kleinſiedlung ſchon an vorhandene 
Einrichtungen anknüpft. 

Wir finden die gewerbliche Tätigkeit in Ver⸗ 
bindung mit der Bewirtſchaftung eines landwirt⸗ 
ſchaftlichen Grundſtückes, das aber zum vollen 
Unterhalt einer Familie nicht mehr ausreicht, 
vorwiegend in agrariſchen Gebieten mit klein- 
bäuerlicher Betriebsſtruktur und eingeſtreuter 
Induſtrie. Das ſüdweſtdeutſche Wirtſchaftsgebiet, 
namentlich Württemberg, iſt durch die enge Ver— 
bindung zwiſchen landwirtſchaftlicher und indu⸗ 
ſtrieller Tätigkeit bekannt. Auch Teile von Weit- 
falen, Heſſen, Thüringen weiſen die Verbindung 
auf. Mit der Vergrößerung der Familie, mit 
der weiteren Teilung des landwirtſchaftlichen 
Grundbeſitzes wird die Bewirtſchaftung des 


Grundſtückes, das früher Haupterwerbsquelle ge⸗ 
weſen iſt, zum Nebenerwerb und die hauptſäch⸗ 
lichen Bareinnahmen werden aus einem Arbeits: 
verhältnis in der Induſtrie, bei der Eiſenbahn, 
oder in einem ſonſtigen Wirtſchaftszweig ge— 
wonnen. 

Man könnte vermuten, daß die landwirtſchaft⸗ 
liche Nebenerwerbsſiedlung von Induſtriearbei⸗ 
tern — ſo wollen wir kurz die nebenberufliche 
Bewirtſchaftung landwirtſchaftlicher Grundſtücke 
durch Arbeiter in Induſtrie und Handwerk be— 
zeichnen — in Sachſen verhältnismäßig bedeu- 
tungslos iſt. Einmal gehört Sachſen ſchon zu den 
Gebieten, in denen gewerbliche Tätigkeit für den 
Fernabſatz ſchon ſeit Jahrhunderten heimiſch iſt 
(meiſt als Erſatzbeſchäftigung für den früher be— 
triebenen Bergbau). Sachſen zählt zu den alten 


Induſtrieländern und der Anteil der induſtriell 
tätigen Perſonen (ohne das überall vorhandene 
für den Nebenbedarf arbeitende Handwerk und 
das Baugewerbe) iſt faſt doppelt ſo groß wie im 
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Deutſchen Reich. Sachſen hat gewerbliche Ar: 
beiter mit generationenlanger Tradition, eine 
Arbeiterſchaft, die nicht erſt in den letzten Jahr⸗ 
zehnten den Weg von der Landwirtſchaft in die 
Induſtrie gefunden hat. Andererſeits iſt der An⸗ 
teil der landwirtſchaftlichen Bevölkerung geringer 
als in jedem anderen Landesarbeitsamtsbezirk 
Deutſchlands. Ferner iſt die Sitte der ge— 
ſchloſſenen Vererbung der Bauernhöfe über— 
wiegend vorherrſchend, im Gegenſatz zu den 
Realteilungsgebieten im Südweſten und Weſten, 
ſo daß die Bauernhöfe einen Umfang be— 
halten, der eine ausreichende Exiſtenzbaſis für 
die Familie des Bewirtſchafters bietet. Sachſen 
iſt ein Gebiet, in dem der mittel- und großbäuer⸗ 
liche Betrieb überwiegt. — Die Verteilung der 
Betriebe auf die einzelnen Größenklaſſen hat ſich 
ſeit der Zählung von 1882 nur unweſentlich ver- 
ändert. 

Trotzdem trifft die Vermutung, 
daß die Nebenerwerbsſiedlung in 
Sachſen bedeutungslos ſei, nicht 
z u. Zwar hatte die überwiegende Mehrzahl 
der Induſtriearbeiter keine Verbindung mit der 
Landwirtſchaft, insbeſondere ſoweit fie in Groß⸗ 
und Mittelſtädten lebt, doch bewirtſchaftet ein 
bei der ſtarken Induſtrialiſierung Sachſens nicht 
unbeachtlicher Teil der Induſtriearbeiter noch 
im Nebenberuf ein kleines landwirtſchaftliches 
oder gärtneriſches Grundſtück, das zwar bei 
weitem nicht zum vollen Unterhalt ausreicht, 
aber doch beſonders in Notzeiten eine er— 
wünſchte Ergänzung des Einkommens bildet. In 
dem Werke von Gebauer über die „Volkswirt: 
ſchaft im Königreich Sachſen“ (1893) wird be⸗ 
tont, daß es in Sachſen eine große Zahl von Per— 
ſonen gibt, die neben ihrer anderweitigen, ins- 
beſondere gewerblichen Tätigkeit noch etwas 
Landwirtſchaft betreiben und dadurch ihre Lage 
zu einer günſtigeren Geſtaltung, als es ſonſt mög⸗ 
lich wäre, bringen. Durch die Durchſetzung eines 
ſehr großen Teils des Landes mit induſtriellen 
Betrieben wird dies ſehr erleichtert. 

Eine Kombination der landwirtſchaftlichen Be— 
triebszählung mit der Berufszählung und Haus— 
haltzählung von 1925 kann uns einige Anhalts- 
punkte über die Verbreitung der landwirtſchaft⸗ 
lichen Nebenberufsſiedlung bei Arbeitern in In— 
duſtrie und Handwerk geben. Darnach hat Sad- 
ſen im ganzen etwa 170 000 landwirtſchaftliche 
Betriebe, von denen aber über 100 000 unter 
2 Hektar groß find, eine Größe, die im allgemei- 
nen — abgeſehen von den etwa 2000 Erwerbs⸗ 
gartenbetrieben — nicht zum vollen Unterhalt 
einer Familie ausreicht. Die Statiſtik zeigt wei- 
ter, daß der größte Teil dieſer Zwergbetriebe von 
Angehörigen anderer Berufe nebenberuflich be— 
wirtſchaftet wird. Insgeſamt werden in 
Sachſen etwa 45000 landwirtſchaft⸗ 
liche Kleinbetriebe durch Arbeiter 


in Induſtrie und Handwerk, ſagen wir 
alſo Induſtriearbeiter, bewirtſchaftet. Der 
größte Teil dieſer von Induſtriearbeitern bewirt⸗ 
ſchafteten Betriebe (%) iſt zwiſchen 0,05 und 
0,5 Hektar groß, im Durchſchnitt ungefähr nicht 
ganz 1 Morgen. Dieſe 45 000 Betriebe erſcheinen 
ſehr klein im Verhältnis zur Geſamtzahl der In⸗ 
duſtriearbeiter, die nach der Berufszählung von 
1925 1210000 betrug. Ein Vergleich der Zahl 
der landwirtſchaftlichen Nebenerwerbsſiedlung 
von Induſtriearbeitern mit der Geſamtzahl der 
Induſtriearbeiter gibt uns jedoch keinen richtigen 
Eindruck davon, wie weit dieſe noch mit der 
Landwirtſchaft in Verbindung ſtehen. Ein land⸗ 
wirtſchaftlicher Kleinbetrieb wird in der Regel 
nicht von einem einzigen Alleinſtehenden bewirt⸗ 
ſchaftet, ſondern im Rahmen eines Familienhaus⸗ 
haltes, in dem zumeiſt noch andere Familienmit⸗ 
glieder erwerbstätig ſind. (In Sachſen kommt 
auf jeden als Induſtriearbeiter erwerbstätigen 
Familienvorſtand noch ein erwerbstätiger Mit⸗ 
verdiener.) Wir müſſen alſo die landwirtſchaft⸗ 
lichen Nebenerwerbsſiedlungen von Induſtrie-⸗ 
arbeitern in Beziehung ſetzen zu der Zahl der 
Induſtriearbeiterfamilien, das ſind in Sachſen 
488 000. Nicht ganz jede elfte Induſtriearbeiter— 
familie kann ihr Einkommen durch die Be— 
wirtſchaftung eines landwirtſchaftlichen Grund— 
ſtücks ergänzen. — Wenn wir die Großſtädte 
ausnehmen, in denen ja nur in geringerem Maße 
landwirtſchaftliche Nebenerwerbsſiedlungen vor⸗ 
handen ſind, ſo kommt auf etwas mehr als jede 
ſiebente Induſtriearbeiterfamilie eine Neben⸗ 
erwerbsſiedlung. 

Vergleichen wir nun die ſächſiſchen Verhältniſſe 
noch mit einigen anderen Gebietsteilen Deutſch⸗ 
lands: 


Würt⸗ Oſt⸗ 

Sachſen 9225 preußen Reich 
„TTT... ——. ET 
Landwirtſchaftl. Betriebe 

von Induſtriearbeitern 

bewirtſchafteet 45 57746 13012 183 935 000 
Arbeiter in Induſtrie und in tauſend 
Sande! 1210| 434] 140 9781 
davon männlich . . 826] 320 123] 7822 
Familien von Induſtrie⸗ 

beten 488 141 60,4 4177 
es kommen Nebenerwerbs⸗ 

ſiedlungen von Indu— 

ſtriearbeitern 

auf 100 männliche Indu⸗ 

ſtriear beiten 5,5] 14,4 99 12 
auf 100 Familien von 

Induſtrie arbeiten. 9,4 | 32,9 | 20,0 22,4 
desgleichen ohne Groß⸗ 

jtädte 

männliche Induſtriearb. 7,6 | 16,6 | 12,2 —.— 
Familien von Induſtrie⸗ 

Nb 13 37,9 25,5 —.— 
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Wir erſehen aus der Tabelle, daß auch im ganz 
zen Reich die landwirtſchaftliche Nebenerwerbs- 
ſiedlung von Induſtriearbeitern in noch beacht⸗ 
lichem Maße vertreten iſt. Auf etwas mehr als 
jede vierte Induſtriearbeiterfamilie entfällt eine 
Nebenerwerbsſiedlung. Beſonders ſtark tritt die 
Nebenerwerbsſiedlung von Induſtriearbeitern in 
Württemberg hervor. Würde man dort noch die 
induſtriellen Städte über 20 000 Einwohner her: 
ausnehmen, ſo würde ſich zeigen, daß jede zweite 
Induſtriearbeiterfamilie noch an einem landwirt- 
ſchaftlichen Grundſtück einen Rückhalt hat. 

Einen weiteren Anhaltspunkt für die neben⸗ 
berufliche Ausübung der landwirtſchaftlichen Tä⸗ 
tigkeit durch Induſtriearbeiter gibt die Berufs— 


zählung. Darnach ſind nur 13 000 Induſtrie⸗ 
arbeiter nebenberuflich in der Landwirtſchaft 


tätig. Da die meiſten Befragten aber die Frage 
nach dem Nebenberuf nicht beantwortet haben, ſo 
iſt dieſe Zahl viel zu klein. Wir müſſen minde⸗ 
ſtens mit einer Amal jo großen Zahl von Neben- 
berufsfällen in der Landwirtſchaft rechnen. Gibt 
es doch ſchon, wie wir geſehen haben, nach 
der landwirtſchaftlichen Vetriebszählung 45 000 
Zwergbetriebe, die von Induſtriearbeitern be⸗ 
wirtſchaftet werden. Wenn aber auch die abſo⸗ 
luten Zahlen der Berufszählung viel zu klein 
ſind, ſo geben ſie doch einen Anhaltspunkt dafür, 
in welchen Berufsgruppen die Neben⸗ 
erwerbsſiedlung beſonders ſtark vertreten iſt. 
Ueber durchſchnittlich wird die Landwirtſchaft 
im Nebenberuf ausgeübt von den Arbeitern in 
der Induſtrie der Steine und Erden Ziegeleien, 
Steinbrüche, was ja aus dem ländlichen Cha— 
rakter dieſer Gewerbe hervorgeht) und im Baus 
gewerbe. Bekanntermaßen ſind ja vielfach die 
Beſitzer von kleinen landwirtſchaftlichen Betrieben 
während der Saiſon in den Städten als Bau— 
arbeiter tätig, und pendeln täglich oder nur 
wöchentlich zwiſchen ihrer Arbeits- und Wohn⸗ 
ſtätte, ſo z. B. nördlich von Dresden. Auch die 
Holzarbeiter, man denke an Sägewerke, Holz⸗ 
ſchleifereien, Stellmachereien, die in ländlichen 
Gebieten liegen, ſind mit der Landwirtſchaft noch 
ziemlich ſtark verbunden. Bei den Textilarbeitern 
iſt die Verbindung mit der Landwirtſchaft 
weſentlich ſchwächer, aber auch nicht ganz bedeu— 
tungslos, während ſie bei den Arbeitern im Ma⸗ 
ſchinenbau und in der elektrotechniſchen Induſtrie 
kaum vertreten iſt, was bei einem großſtädtiſchen 
Charakter dieſer Wirtſchaftszweige durchaus ver⸗ 
ſtändlich iſt. 

In welchen Gebietsteilen 
Nebenerwerbsſiedlung von Induſtriearbeitern 
ſtärker vertreten? Zur Beantwortung dieſer 
Frage ſetzen wir wieder die Nebenerwerbsjied- 
lung der Induſtriearbeiter zur Geſamtzahl der 
männlichen Induſtriearbeiter in den einzelnen 
Bezirken ins Verhältnis. (Beſſer wäre natürlich 
auch hier die Verwendung der Haushaltſtatiſtik, 


iſt nun die 


die aber leider nicht regional aufgearbeitet iſt.) 
Wir müſſen uns alſo dabei im klaren ſein, daß 
der Induſtriearbeiter, der einen landwirtſchaft— 
lichen Kleinbetrieb im Rahmen ſeines Haus⸗ 
haltes bewirtſchaftet, meiſt auch noch andere in⸗ 
duſtriell erwerbstätige Angehörige hat, die ſomit 
auch wieder mit der Landwirtſchaft verbunden 
find. Die tatſächliche Verbindung der Induſtrie⸗ 
arbeiter mit der Landwirtſchaft iſt erheblich jtär- 
ker (1½⸗ bis 2mal jo ſtark) als aus den folgen: 
den Zahlen erſichtlich iſt. 

Die Nebenerwerbsſiedlung tritt in den agrari— 
ſchen Gebieten des Nordens und Oſtens beſonders 
ſtark hervor, namentlich in den Gebieten, wo die 
Induſtrie der Steine und Erden anſäſſig iſt, z. B. 
in den Bezirken Grimma — Wurzen, Kamenz und 
Bautzen, weiterhin in den ſtark agrariſchen Be— 
zirken Großenhain und Oſchatz. Die Mitteldeut- 
ſchen Stahlwerke in Rieſa und Gröditz beſchäfti— 
gen vielfach Arbeiter aus dieſen ländlichen Ge— 
bieten. Der Pendelverkehr iſt in Zeiten guter 
Konjunktur ziemlich ſtark. 

Im oberen Erzgebirge und im Vogtland wird 
auch vielfach noch neben der Ausübung gewerb- 
licher Tätigkeit im Hauſe oder in der Fabrik ein 
landwirtſchaftliches Grundſtück bewirtſchaftet. Die 
dürftigen Bodenverhältniſſe haben dort ſchon von 
jeher die Bewohner zu gewerblicher Tätigkeit ge 
zwungen. Verſtändlich iſt, daß in dem chemnitzer 
und weſtſächſiſchen Induſtrierevier der Anteil der 
Induſtriearbeiter mit landwirtſchaftlicher Neben 
erwerbsſiedlung verhältnismäßig ſchwach iſt. 

In den größeren Landgemeinden wohnen zu— 
meiſt nur Induſtriearbeiter. Verhältnismäßig 
ſtark iſt die Nebenerwerbsſiedlung noch in Mittel- 
ſachſen in den Bezirken Döbeln und Meißen, 
aber auch in der Umgebung der Großſtädte Leip- 
zig und Dresden iſt ſie nicht ganz bedeutungslos. 
Man denke an das gartenreiche Elbtal und an die 
Landwirtſchaft im Gebiete nördlich von Dresden. 

In den Gebieten, in denen nach unſeren ſtatiſti⸗ 
ſchen Ergebniſſen die landwirtſchaftliche Neben⸗ 
erwerbsſiedlung von Induſtriearbeitern ſtark 
vertreten iſt, herrſcht auch das Ein- und Zwei- 
familienhaus, nicht die Mietskaſerne, vor. Das 
beſtätigt uns auch die Einwohnerzählung von 
1925 und die Wohnungszählung von 1927. Je 
mehr Haushaltungen auf ein Wohngebäude im 
Durchſchnitt entfallen, deſto ſtärker tritt die 
Maſſenwohnung, die Mietskaſerne, hervor. 

In den Landgemeinden derjenigen Bezirke, in 
denen auch die Nebenerwerbsſiedlung ſtark ver- 
treten iſt, kommen im Durchſchnitt nur etwa 1,5 
Haushaltungen auf ein Wohngebäude. Auch der 
Induſtriearbeiter wohnt im Ein- oder Zweifami⸗ 
lienhaus, zu dem meiſt ein Stück Garten und 
unter Umſtänden auch ein kleines landwirtſchaft⸗ 
liches Grundſtück gehört. In den Landgemeinden 
der folgenden Bezirke liegt die Zahl der Haushal- 
tungen pro Wohngebäude: 
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bei etwa 1,5: Kamenz, Großenhain, Oſchatz, 
Grimma, Döbeln, Borna; 
bei etwa 2: Zittau, Löbau, Bautzen, Dippoldis- 
walde, Pirna, Meißen, Freiberg, Marien: 
berg, Rochlitz, Oelsnitz, Plauen; 
bei etwa 3 und mehr: Dresden, Annaberg, 
Flöha, Chemnitz, Stollberg, Glauchau, 
Schwarzenberg, Auerbach, Zwickau, Wer⸗ 
dau und Leipzig; 
am höchſten alſo in den dicht beſiedelten reinen 
Induſtriebezirken und in der Umgebung der 
Großſtädte. In dieſen Bezirken iſt ja auch die 
Nebenerwerbsſiedlung ſchwächer vertreten. 


Verſuchen wir noch die Frage zu beantworten, 
wieſo in einem Gebiet, in dem die gewerbliche 
Verarbeitung unbedingt vorherrſchend iſt, eine 
nicht unbeachtliche Verbreitung der Neben- 
erwerbsſiedlung von Induſtriearbeitern vorhan⸗ 
den iſt. 

1. In den früher meiſt auf Bergbau, jetzt auf 
verarbeitende Induſtrie eingeſtellten Gebieten 


des Erzgebirges war die im Kleinbetrieb betrie— 
bene Landwirtſchaft von jeher Nebenerwerb. In 
dem Bezirk Schwarzenberg ſind noch mehr als 30% 
der landwirtſchaftlich genutzten Fläche von Be: 
trieben unter 5 Hektar beſetzt. 


2. In den Gebieten des Flachlandes gab es 
ſchon früher eine Schicht von Leuten mit kleinem 
Grundbeſitz (Häusler uſw.), die früher in grö- 
ßeren Gütern arbeiteten, und jetzt als Bau⸗ 
arbeiter oder in der Induſtrie ihren hauptſäch⸗ 
lichen Erwerb finden. 

3. In der Umgebung der Groß- und Mittel- 
ſtädte ſind mit der fortſchreitenden Beſiedlung 
und Induſtrialiſierung von größeren Gütern 
Teile zur nebenberuflichen Nutzung abgepachtet 
oder abverkauft worden. 

4. Ueberdies iſt bei der weitgehenden Streuung 
der Induſtrie auch in Kleinſtädten und Land⸗ 
gemeinden eine Verbindung induſtrieller und 
landwirtſchaftlicher Tätigkeit leichter möglich, als 
in den dicht zuſammengeballten Induſtriegebieten 
in den Großſtädten. 


Exportabhängigkeit Sachſens 


Von Dr. Iſenberg, Dresden. 


Die wirtſchaftlichen Strukturwandlungen wer⸗ 
den ſich auf die einzelnen Gebiete Deutſchlands 
in ſehr unterſchiedlichem Maße auswirken. Wir 
werden wohl erwarten können, daß in den rein 
agrariſchen oder überwiegend agrariſchen Gebie— 
ten dank einer durchgreifenden und dadurch wohl 
auch erfolgreichen Agrarpolitik eine weſentliche 
Beſſerung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe ein⸗ 
treten wird, was nicht nur der Landwirtſchaft 
ſelbſt, ſondern auch der Bevölkerung der über die 
Agrargebiete verſtreuten Klein- und Mittelſtädte 
zugute kommen wird, — dem dort anſäſſigen 
Handwerk, dem Baugewerbe, den freien Berufen 
uſw. Die erhöhte Kaufkraft der Landwirtſchaft 
wird vor allen den für den örtlichen Bedarf arbei— 
tenden Wirtſchaftzweigen der Stadt- und Land⸗ 
gemeinden zugute kommen und man wird ohne 
Bedenken auch eine ſtarke Wohnungsbautätigkeit 
fördern können. Dank der günſtigeren Erwerbs⸗ 
möglichkeiten werden die künftigen Bewohner im⸗ 
ſtande ſein, die Mieten bzw. die Tilgungs- und 
Zinsbeträge für Eigenheime aufzubringen. Nicht 
ohne Sorge wird man aber der Entwicklung in 
den Großſtädten und Induſtriegebieten entgegen⸗ 
ſehen dürfen, insbeſondere ſoweit die letzteren auf 
den Export eingeſtellt ſind. Das Induſtrieland 
Sachſen gehört zu dieſen Gebieten. Sachſen hat 
wohl eine ſehr leiſtungsfähige Landwirtſchaft. Im 
Norden und Oſten iſt ein erheblicher Teil der Er⸗ 
werbstätigen in der Landwirtſchaft beſchäftigt, 
etwa -. In den Großſtädten, im Südweſten 
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und Weſten, überhaupt in den Gebirgsgegenden, 
iſt dagegen die Induſtrie die weitaus wichtige 
Grundlage der ganzen Bevölkerung. Auch die 
Erwerbsmöglichkeiten der für den örtlichen Be- 
darf arbeitenden Wirtſchaftszweige ſind abhängig 
von dem Einkommen der Induſtriebevölkerung. 
Im Landesarbeitsamtsbezirk Sachſen iſt der An⸗ 
teil der Landwirtſchaft an der Geſamtzahl der Er— 
werbstätigen mit 12%% von allen Landes⸗ 
arbeitsamtsbezirken am geringſten, während in 
dem Wirtſchaftsgebiet Brandenburg-Berlin, in 
dem hochgradig induſtrialiſierten Rheinland und 
Weſtfalen 20% in der Landwirtſchaft tätig ſind. 
Der Anteil der induſtriellen Erwerbstätigen (ohne 
das überall vorhandene für den örtlichen Bedarf 
arbeitende Handwerk und das Baugewerbe) iſt 
dagegen in Sachſen annähernd doppelt ſo groß 
wie im Reich. 

Wenn wir ſo auch im Norden und im Oſten 
von Sachſen eine gewiſſe Erleichterung der 
arbeitsmarktlichen Schwierigkeiten erwarten kön⸗ 
nen, ſo iſt das wirtſchaftliche Schickſal der Geſamt⸗ 
bevölkerung in der Hauptſache von den Abſatz⸗ 
möglichkeiten der Induſtrie abhängig. Dafür iſt 
nun von beſonderer Bedeutung, wie ſich der Er- 
port geſtalten wird. Die weltwirtſchaftliche Stel— 
lung der deutſchen Induſtrie iſt damit gekenn⸗ 
zeichnet, daß ſie zwar nicht ausgeſprochen auf den 
Weltmarkt eingeſtellt iſt, aber doch im Intereſſe 
einer genügenden Ausnutzung ihrer Anlagen und 
einer genügenden Beſchäftigung der Arbeiter- 


bevölkerung auf den Export eines beachtlichen 
Teils ihrer Produktion (25—35%) angewieſen 
iſt. Eine genaue Zahl für die Exportquote der 
ſächſiſchen Induſtrie anzugeben, iſt nicht empfeh- 
lenswert. Einmal verſchiebt ſich die Exportquote 
von Jahr zu Jahr je nach den Abſatzmöglichkeiten 
auf dem Binnenmarkt und der Aufnahmewillig— 
keit des Auslands, andererſeits laſſen ſich bei der 
ungeheuren Mannigfaltigkeit der Erzeugniſſe der 
ſächſiſchen Induſtrie ſchwer umfaſſende Angaben 
über Export⸗ und Inlandsabſatz der einzelnen 
Induſtriezweige gewinnen. Man nimmt aber an, 
daß mindeſtens in der Vorkriegszeit die Export⸗ 
quote der ſächſiſchen Induſtrie größer als 
im Reichsdurchſchnitt geweſen iſt. Die ſtarke Ex⸗ 
portabhängigkeit der Induſtrie iſt um ſo aus⸗ 
ſchlaggebender für das Geſamtſchickſal eines Wirt⸗ 
ſchaftsgebiets, je größer der Anteil der Induſtrie 
an der Geſamtwirtſchaft iſt. So iſt das Schickſal 
Sachſens noch ſehr ſtark von den weltwirtſchaft— 
lichen Verhältniſſen abhängig. Einmal deshalb, 
weil unmittelbar durch den Export Arbeitskräfte 
beſchäftigt werden und damit auch die notwendi— 
gen Grundlagen für die ſonſtige Bevölkerung er— 
weitert werden, andererſeits hängt ja auch von 
den Erlöſen unſeres Exports das Ausmaß der 
Einfuhrmöglichkeiten der ausländiſchen Rohſtoffe 
ab, auf die die verarbeitende Induſtrie in Sach⸗ 
ſen, insbeſondere die Textilinduſtrie, aber auch 
die papier- und holzverarbeitende Induſtrie ans 
gewieſen iſt. 

Wir wollen nun einige Angaben über die Ex⸗ 
portabhängigkeit der wichtigſten Wirtſchaftszweige 
machen und dann auch zeigen, in welchen Gebieten 
dieſe Wirtſchaftszweige beſonders ſtark hervor— 
treten, d. h. alſo, für welche Gebietsteile der Aus⸗ 
landsabſatz bisher eine ausſchlaggebende Wirt⸗ 
ſchaftsgrundlage für die Bevölkerung iſt, bzw. ge— 
weſen iſt. 

Die wichtigſte Induſtrie Sachſens iſt die Textil⸗ 
induſtrie, die 1925 etwa % der in der Induſtrie 
im engeren Sinne (ohne Handwerk uſw.) tätigen 
Bevölkerung beſchäftigt hat. Die Textilinduſtrie 
im ganzen iſt überwiegend auf den Binnenmarkt 
eingeſtellt. Nach der Produktionsſtatiſtik von 
1925 haben die Webereien etwa 15—20% direkt 
ausgeführt. In Sachſen ſind aber nur einige 
Sonderzweige der Textilinduſtrie in ſehr ſtarkem 
Maße vertreten, die weſentlich ſtärker exportorien⸗ 
tiert ſind als der Durchſchnitt der Textilinduſtrie, 
ſo etwa die Wirkwareninduſtrie, die je nach der 
Art der Erzeugniſſe im Jahre 1928 25-60% ex⸗ 
portiert hat. (Strümpfe, Stoffhandſchuhe ujw.). 
Die Stickerei- und Spitzeninduſtrie hat in der 
Vorkriegszeit etwa % ihrer Produktion im Aus⸗ 
land abgeſetzt, die Poſamenteninduſtrie etwa die 
Hälfte. Ebenſo ſind Teppiche und Baumwoll⸗ 
decken in beträchtlichem Maße exportiert worden. 

Der Export einiger der typiſch ſächſiſchen Pro— 
dukte iſt aber nun ſeit dem Krieg in außerordent— 


lich ſtarkem Maße zurückgegangen, einmal, weil 
derartige Erzeugniſſe als Luxusprodukte in be— 
ſonders hohem Maße mit Zöllen belaſtet werden, 
und andererſeits, weil die Moderichtung ſeit eini- 
gen Jahren dafür außerordentlich ungünſtig iſt. 
Wie wichtig der Export von 2 vorwiegend ſäch— 
ſiſchen Induſtrien, die im Rahmen der Geſamt— 
induſtrie zahlenmäßig kaum hervortreten, geweſen 
iſt und wie verheerend ſich hier Einfuhrhemmun- 
gen des Auslands und auch ungünſtige Mode- 
wandlungen ausgewirkt haben, zeigen folgende 


Zahlen: 


Deulſcher Export von | 1913 | 1929| 1931 | 1932 


Spitzen u. Stickereien 
Poſamenten 


93 | 46 | 34 17 Mill. Mark 
74 | 25 19 | 8,4 „ „ 


Der Export von Wirkwaren, das ſind vorwiegend 
ſächſiſche Erzeugniſſe, konnte ſich bis 1931 nament⸗ 
lich nach den europäiſchen Nachbarländern infolge 
einer günſtigen Moderichtung ſehr befriedigend 
geſtalten. Die Schutzzollbewegung in England 
und den nordiſchen Ländern hat aber 1932 ſchon 
einen ſtarken Rückſchlag gebracht und auch künftig 
wird man die Exportmöglichkeiten ſehr ungünſtig 
einſchätzen können ſchon mit Rückſicht auf die ge— 
fährliche japaniſche Konkurrenz. 

Die zweitwichtigſte ſächſiſche Induſtrie, die Me- 
tallinduſtrie, iſt in ſehr ſtarkem Maße auf den 
Auslandsabſatz angewieſen, ganz gleich, ob es ſich 
nun um Maſchinen, Blechwaren, Beſtecke oder 
Sturmlaternen handelt. Die Maſchineninduſtrie, 
die 1925 über 100 000 Menſchen beſchäftigt hat, 
hatte 1928 trotz der bei der ſtarken Inveſtitions⸗ 
tätigkeit günſtigen Abſatzmöglichkeiten auf dem 
Binnenmarkt eine Exportquote von 40%. Im 
Jahre 1931 ſind bei abſolut zurückgegangenem 
Volumen etwa % der Produktion exportiert wor⸗ 
den. Der Textilmaſchinen- und Werkzeugmaſchi⸗ 
nen⸗Export ſpielt dabei eine beſonders wichtige 
Rolle. 1932 war noch das Rußlandgeſchäft eine 
gewiſſe Stütze für die Beſchäftigungsmöglichkeiten 
am Werkzeugmaſchinenbau. Der ſtarke Export 
von Textilmaſchinen, insbeſondere von Wirk— 
maſchinen, der im Jahre 1929 ein außerordentlich 
ſtarkes Ausmaß angenommen und daher auch zu 
einer ſehr günſtigen Geſtaltung der Chemnitzer 
Wirtſchaftsverhältniſſe beigetragen hatte, fördert 
natürlich indirekt auch die Induſtrialiſierung des 
Auslands und engt die Exportmöglichkeiten der 
Fertigwaren ein. Jetzt iſt auch der Maſchinen⸗ 
export ſtark zurückgegangen, weil die Inveſti⸗ 
tionstätigkeit im Ausland weitgehend ein— 
geſchränkt worden iſt. Von den mannigfalti⸗ 
gen ſächſiſchen Induſtriezweigen, deren Erzeugniſſe 
zum größten Teil im Ausland abgeſetzt werden, 
ſei noch die Hohlglasinduſtrie genannt, mit einer 
Exportquote von etwa 50%, die Induſtrie der 
Großmuſikinſtrumente, deren früher beträchtlicher 
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Auslandsabja faſt völlig zerſtört worden iſt, die 


Induſtrie der Kleinmuſikinſtrumente, die über 
80% exportierte und nun auch mit großen 
Schwierigkeiten zu rechnen hat, die Induſtrie der 
künſtlichen Blumen, der Holzſpielwaren uſw. Auch 
der Export von Spezialpapier- und Papierwaren, 
die vorwiegend in Sachſen hergeſtellt werden, iſt 
beträchtlich. 


Dieſe ſpezifiſchen Induſtrien ſind vielfach an be⸗ 
ſtimmten Gegenden lokaliſiert, oft als einzige und 
ausſchlaggebende Induſtrie, jo daß in dieſen Ge⸗ 
bietsteilen das wirtſchaftliche Schickſal der ge⸗ 
ſamten Bevölkerung in höherem Grade von der 
Geſtaltung des Exports abhängig iſt. Bei einem 
weiteren Rückgang des Exports werden nur 
außerordentliche Hilfsmaßnahmen dieſe Gebiete 
vor einer akuten Notlage bewahren können. 


Die hauptſächlichſte Induſtrie des unteren ſäch⸗ 
ſiſchen Vogtlands mit dem Mittelpunkt Plauen 
iſt die Stickerei⸗ und Spitzeninduſtrie, die ja, wie 
ſchon angeführt, ſeit bald 2 Jahrzehnten unter 
Exporterſchwerungen und Modeumſchwung zu lei⸗ 
den hat. Andere Induſtriezweige ſind nur ſchwach 


Seee ee 


vertreten, ſo daß in dieſen Gebieten eine dauernde 
Arbeitsloſigkeit (nur unterbrochen in den Zeiten 
der Hochkonjunktur) vorhanden iſt. Dieſe tritt 
infolge einer nicht ungünſtigen Struktur (weit— 
gehendes Vorherrſchen von Klein- und Familien⸗ 
betrieben) nicht in der Notlage des Gebiets ent— 
ſprechenden Arbeitsloſen- und Wohlfahrtserwerbs— 
loſenziffern hervor. 


Im oberen Vogtland (Klingenthal, Markneu— 
kirchen) iſt die Produktion der Kleinmuſikinſtru⸗ 
mente vorherrſchend. In dem Gebiet weſtlich 
und nordweſtlich von Chemnitz (Limbach und 
Burgſtädt) werden vorwiegend Stoffhand— 
ſchuhe fabriziert, die wieder zu 50—60% expor⸗ 
tiert werden. Auch die Metallinduſtrie der Groß— 
ſtadt Chemnitz iſt überwiegend exportorientiert. 
Auch das Annaberger Gebiet war früher vorwie- 
gend auf die ſtark exportorientierte Poſamenten⸗ 
induſtrie eingeſtellt, Annaberg war ein wichtiger 
Welthandelsplatz. Glücklicherweiſe gelang es, 
die anderen dort vertretenen Induſtrien ſtär⸗ 
ker zu entwickeln. Im Oſten von Sachſen lin 
Sebnitz, Neuſtadt) iſt die Blumeninduſtrie faſt die 
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einzige Erwerbsquelle der Bevölkerung, die ihre 
Erzeugniſſe faſt ausſchließlich nach England, Ame— 
rika ausführt. Auch dort iſt ſeit vielen Jahren 
eine große Arbeitsloſigkeit. 


Auch über die ſonſtigen Gebiete Sachſens ſind 
Betriebe und Wirtſchaftszweige verſtreut, für die 
der Auslandsabſatz von überwiegender Bedeutung 
iſt. Man denke an die verſchiedenen Maſchinen⸗ 
fabriken, an die Hohlglas- und Steingutinduſtrie, 
an die Decken-, an die Lederhandſchuhinduſtrie, 
Holzwarenſpielinduſtrie uſw. Da aber dieſe Ge— 
biete nicht ſo einſeitig orientiert ſind wie die vor⸗ 
erwähnten, ſo haben ſie in dem Abſatz anderer 
mehr auf den Binnenmarkt eingeſtellten Indu— 
ſtrien immer wieder einen gewiſſen Rückhalt. 


Die künftigen Ausſichten des Exports wird 
man nicht als günſtig, wenn auch nicht als hoff— 
nungslos anſehen können. Wenn auch der Export 
von Maſchinen und ſonſtigen Produktionsgütern 
für Sachſen von Bedeutung iſt, ſo hat es doch 
vorwiegend Konſumgüter und zwar meiſt für den 
entbehrlichen Bedarf exportiert. Nach der ſchon 
ſeit der Vorkriegszeit hervortretenden Tendenz 
wird man mit einem weiteren relativen Rückgang 
des Konſumgüterexports zu rechnen haben, wäh— 
rend der Produktionsgüterexport ſich noch eher 
halten wird. Bei der weiteren Erſchließung und 
Induſtrialiſierung der Ueberſeeländer, aber auch 
des europäiſchen Oſtens wird man, ſelbſt wenn 
die Abſperrungsmaßnahmen fortdauern, doch mit 
einem weiteren Bedarf von Produktionsgütern 
rechnen müſſen, die aus den alten Induſtrielän⸗ 
dern bezogen werden, aus Ländern mit einer fein 
differenzierenden und anpaſſungsfähigen Produk⸗ 
tionsgüterinduſtrie. Die deutſche Induſtrie wird 
dabei eine nicht ungünſtige Poſition haben. Man 
wird andererſeits nicht damit rechnen können, daß 
der Produktionsgüterexport ein derartiges Aus— 
maß erreichen wird wie in den Jahren 1927/29. 
Der Export von Konſumgütern, namentlich von 
Textilien wird, ſoweit er ſich nicht auf Speziali⸗ 
täten erſtreckt, die bis jetzt wegen der teueren Ar⸗ 
beitskraft und der weitgehenden Anwendung von 
traditionell geſchulter Handarbeit in den kauf— 
kräftigeren Ländern nicht ſelbſt hergeſtellt wer— 
den, immer weiteren Hemmungen unterliegen. 
Schon in der Nachkriegszeit iſt der deutſche Export 
von Konſumgütern weniger ſtark geſtiegen. Der 
Verluſt vieler Ueberſeemärkte konnte zwar gerade 
für die ſächſiſche Induſtrie durch eine Steigerung 
des Abſatzes in den europäiſchen Nachbarländern 
in ſeiner Wirkung gemildert werden. Nun ſind 
aber auch dieſe Abſatzmärkte ſeit 1931 weitgehend 
verſperrt durch Schutzzollſyſteme, im Moment aber 
auch durch den Vorſprung der Länder mit Valuta⸗ 
entwertung. Der beträchtliche Export von Tex⸗ 
tilien nach England, der weitgehend aus Sachſen 
ſtammt, iſt wertmäßig im Jahre 1932 auf ½ zu⸗ 


rückgegangen. Der Uebergang Englands zum 
Schutzzoll hat ſpeziell der ſächſiſchen Induſtrie 
wohl auf die Dauer einen ſehr ſchweren Schlag 
verſetzt. Es wird allerdings noch möglich ſein, 
daß auch mit den Induſtrieländern des Weſtens 
ein gewiſſer Austauſch von Spezialitäten, wenn 
auch in ſtark verringertem Maße, ſtattfinden wird. 
Bei der großen Anpaſſungsfähigkeit der Induſtrie 
in Sachſen werden immer noch gewiſſe Modeneu— 
heiten einen, wenn auch nur vorübergehenden Ab— 
ſatz im Ausland finden. 


Von großer Bedeutung wird es für die ſächſiſche 
Induſtrie ſein, wie weit etwa im Zuſammenhang 
mit der Schuldenreglung günſtigere Abſatzbedin⸗ 
gungen in den Vereinigten Staaten ausbedungen 
werden können. 4— 74 des deutſchen Exports 
nach den Vereinigten Staaten ſtammt aus Sach— 
ſen, jo gehen gerade die typijch ſächſiſchen Pro⸗ 
dukte, Pelzwaren, Stoffhandſchuhe, Kunſtblumen, 
Kleinmuſikinſtrumente, Spitzen und Stickereien, 
in beſonders ſtarkem Maße nach den Vereinigten 
Staaten. Unter Umſtänden wird auch eine wei— 
tere Steigerung der Rohſtoffpreiſe die Aufnahme⸗ 
fähigkeit einiger Ueberjeeländer für die Produkte 
der ſächſiſchen Verbrauchsgüterinduſtrie ſteigern. 
(Andererſeits dürfen wir nicht überſehen, daß eine 
Steigerung der Rohſtoffpreiſe ſich wieder ſehr un- 
günſtig auf unſere Zahlungsbilanz auswirken 
kann und damit die Importmöglichkeiten für 
Rohſtoffe, die für die ſächſiſche Induſtrie zur Ver⸗ 
arbeitung unbedingt notwendig ſind, einſchränken 
wird.) 


Gegenüber den Jahren 1927/1929 wird man 
im großen und ganzen doch mit ſtark 
verringerten Export möglichkeiten 
für die ſächſiſche Exportgüterindu⸗ 
ſtrie rechnen müſſen. Der Export von 
Produktionsgütern, der ſich noch eher halten wird, 
wird aber in viel ſtärkerem Maße auch 
den Schwankungen der Konjunktur 
des Auslands unterliegen. Vom Ex⸗ 
port aus geſehen, werden jo auch die Schwankun⸗ 
gen des Beſchäftigungsgrades in Sachſen größer 
ſein, während früher gerade der Export immer 
ausgleichend gewirkt hat, vorausgeſetzt, daß nicht 
ſchon bald internationale Abmachungen über den 
Austauſch von Produktionen gemacht werden, was 
dann zu einer gewiſſen Stabiliſierung der Abſatz⸗ 
verhältniſſe beitragen könnte. Schon mit Rück⸗ 
ſicht auf die abſolut verringerten Exportmöglich⸗ 
keiten, wie auf die größeren Schwankungen des 
Auslandsabſatzes werden alle Maßnahmen zu 
begrüßen ſein, die für die Induſtriebevölkerung 
direkt, aber auch für die ſonſtige für den örtlichen 
Bedarf arbeitende und vom Schickſal der Induſtrie 
weitgehend abhängige Bevölkerung einen mate⸗ 
riellen und moraliſchen Rückhalt ſchaffen können. 
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Siedlung Rittergut Neukirchen 


Von Dr.⸗Ing. Georg Wrede-Dresden. 
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Abb. 1. 
Aufteilungsplan, Siedlung Rittergut Neukirchen. 
10 Bauernſtellen von A—15 ha. Davon 6 durch um- und Einbau und 4 Neubauten; 5 Landarbeiterſtellen, 
davon 2 durch Einbau in alte Wirtſchaftsgebäude; 101 Vorſtadt⸗ und Nebenerwerbsſiedlerſtellen; 32 Wohn⸗ 
und Siedlungsgrundſtücke am Hutholz; 24 Bauſtellen für Ein- oder Mehrfamilienhäuſer an der Bahnhoſſtraße; 
Reftgut ca. 100 ha Feld und Wieſe, 70 ha Wald; Bahnhofswirtſchaft. 
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Abb. 2. Umbau eines Arbeiterhauſes zu einer kleinen 
Kuhbauernſtelle von 4 ha (neuer Zuſtand). 


In dem am dichteſten beſiedelten Land Euro—⸗ 
pas, dem Induſtrieſtaat Sachſen mit ſeinen faſt 
350 Menſchen im Durchſchnitt auf den Quadrat- 
kilometer, ſind naturgemäß beſonders enge Be— 
ziehungen zwiſchen Stadt und Land und damit 
zwiſchen Induſtrie und Landwirtſchaft gegeben. 
Dies äußert ſich auch in den Anſiedlungen. Wohn- 
und Arbeitergegenden ſtehen ſehr oft in engſter 
Verbindung mit den landwirtſchaftlichen Gebieten 
und beſchwören damit die Gefahr herauf, daß 
tüchtige, in der Landwirtſchaft aufgewachſene 
Kräfte zur Induſtrie abwandern oder in die eng 
bevölkerten und in bezug auf Arbeitsloſigkeit be- 
ſonders gefährdeten Großſtädte ziehen. Um die 
Abwanderung dieſer völkiſch ſowie volktswirt⸗ 
ſchaftlich wertvollen Kräfte zu verhindern, ergibt 
ſich für Sachſen die Notwendigkeit, die Siedlung 
im eigentlichen Sinne, d. h. die Boden- und Hei⸗ 
matverbundenheit und damit auch eine beſſere 
Exiſtenzmöglichkeit zu fördern. Wenn auch der 
landwirtſchaftlichen Neuſiedlung in Sachſen in» 
folge der geringen landwirtſchaftlichen Flächen, 
der hohen Bodenpreiſe, der durch höhere Löhne, 
ſchwierigeres Baugelände bedingten hohen Bau— 


Abb. 5. Umbau einer alten Scheune in eine große 
Kuhbauernſtelle mit ca. 7 ha (alter Zuſtand). 
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Abb. 3. Aufbau einer verfallenden Schäferei zu einer 
großen Kuhbauernſtelle von 8,5 ha (alter Zuſtand). 


koſten und der damit ſchwierigeren Finanzierung 
große Hemmniſſe im Wege ſtehen, ſo darf doch 
dieſe Siedlungsart nicht vollkommen ausſcheiden 
und muß im Rahmen des Möglichen gefördert 
werden. Beſonderen Wert wird man jedoch der 
vorſtädtiſchen Kleinſiedlung im Hin⸗ 
blick auf die mit der Induſtrie verbundene Bevöl⸗ 
kerung und der Nebenerwerbsſiedlung 
mit Rückſicht auf die ſtrukturelle Aenderung un- 
ſeres Arbeitsmarktes und der großen Anzahl von 
Arbeitern, die auf lange Zeit auf Kurzarbeit und 
evtl. ſogar auf zeitweiſe Arbeitsloſigkeit angewie⸗ 
ſen ſein werden, zuweiſen. 

Ein beſonders bezeichnendes und gutes Beiſpiel 
für die Siedlungsarbeit in einem dichtbevölkerten 
Induſtrieſtaat zeigt die Beſiedlung des Ritter⸗ 
gutes Neukirchen bei Chemnitz. Dieſes Gut in 
Größe von 255 Hektar mit 185 Hektar landwirt- 
ſchaftlich genutzter Fläche und 70 Hektar Wald 
wurde in drei verſchiedenen Formen durch die 
Landesſiedlungsgeſellſchaft „Sächſiſches Heim“, 
Dresden, beſiedelt. Neben der Errichtung von 
10 Bauern- und 5 Landarbeiterſtellen wurden bis 
jetzt noch 50 vorſtädtiſche Siedlungshäuſer und 30 


Abb. 6. Nach dem Um⸗ und Einbau. 


Abb. 4. Schäferei (Abb. 3) neu aufgebaut zu einer Kuhbauernſtelle von 8,5 ha. 


Nebenerwerbsſiedlungen geſchaffen. Außerdem iſt 
ein Teil von etwa 5 Hektar mit beſonders ſchöner 
Lage am Waldrande des Hutholzes für die Be— 
bauung mit Häuſern von Privatintereſſenten oder 
mit Wochenendhäuſern vorgeſehen und zum Teil 
ſchon bebaut. 

Für die angegebenen Beſiedlungsarten iſt das 
Gut beſonders geeignet, da es eine äußerſt glück⸗ 
liche Verkehrslage hat. Es liegt ſelbſt inmitten 
zweier Induſtriegemeinden Neukirchen und Klaf— 
fenbach in guter und naher Verbindung zu den 
beiden großen Staatsſtraßen Chemnitz — Annaberg 
und Chemnitz — Stollberg und unmittelbar an der 
Bahnlinie Chemnitz — Stollberg mit dem Bahnhof 
Klaffenbach neben dem Gut. Der Abſatz und da— 
mit die Preisbildung für die in der Bauern- 
ſiedlung vornehmlich erzeugten Veredelungspro— 
dukte, Milch, Butter uſw., iſt daher beſonders 
günſtig. Andererſeits haben aber auch die in den 
Landſiedlungen wohnenden Arbeiter, Gewerbe- 
treibenden, Angeſtellten uſw., kurze und beſte Ver⸗ 
bindung mit ihren Arbeitsplätzen und mit der 
durch Autobus in 20 Minuten zu erreichenden 


Abb. 7. Einbau von 2 Landarbeiterwerfswohnungen 
in ein altes Remiſengebäude (alter Zuſtand). 


Großſtadt Chemnitz. Aus dem Aufteilungs- und 
Ueberſichtsplan für das Rittergut Neukirchen 
(Abb. 1) iſt im einzelnen zu erſehen, in welcher 
Weiſe und mit welcher Landgröße die einzelnen 
Stellen errichtet ſind. Vornehmlich beſteht die 
landwirtſchaftliche Neuſiedlung aus kleineren 
Stellen. Durch die weiträumige Anlage und durch 
den Beſtand verteilter Gebäude war die Aus⸗ 
nützung durch Am- und Ausbauten beſonders 
günſtig. Durch Einbau in vorhandene Wohn— 
gebäude, Scheunen und Remiſen, durch Aus- und 
Aufbau verfallender Gebäude, wurden 6 Bauern: 
ſtellen in der Größe von 4 bis 8,5 Hektar geſchaffen 
und 2 Landarbeiterwohnungen (Abb. 2—8). Eine 
Umbauſtelle iſt als Gärtnerſtelle gedacht, da zur 
gärtneriſchen Nutzung geeignetes Land vorhanden 
und guter Abſatz für gärtneriſche Produkte ge— 
geben iſt. Neu erſtellt wurden neben 3 Land- 
arbeiterſtellen mit je 2000 Quadratmeter Land 
und weiterem Pachtland nach Bedarf 2 ſogenannte 
Aufbauſtellen mit zunächſt je „* Hektar Land, die 


Abb. 8. Nach dem Umbau. 
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Abb. 9. Blick auf die Vorſtädtiſche Kleinſiedlungsanlage, 25 Einfamiliendoppelhäufer. 


dem Beſitzer die Möglichkeit geben, durch eigene 
Arbeit ſpäter weiteres Land zu erwerben und 
ſich ſo eine kleine Bauernſtelle aufzubauen (Abb. 
10 u. 13). Landvorrat dazu iſt reſerviert. Weiter 
wurden erſtellt 2 Vollbauernſtellen mit rd. 13,5 
und 15 Hektar Feld und Wieſenland (Abb. 11). 
10 Anliegerwünſchen konnte durch Landzuteilung 
zur Vergrößerung ihrer Wirtſchaften entſprochen 
werden. Die Bahnhofswirtſchaft Klaffenbach, 
die zum Rittergut gehört, wurde mit einem Stück 
Gartenland herausgetrennt und an einen Galt- 
wirt verkauft. Auch wurde ein Stück koſtenlos 
für einen Sportplatz hergegeben. Als Reſtgut 
verbleiben außer dem Wald rund 100 Hektar mit 
den Gebäuden des um einen Hof geſchloſſenen 
Hauptgutes. 

Für die Neubau-Vollbauernſtellen von etwa 
54 bis 60 Morgen Größe wurde der Zweigebäude— 
typ gewählt, d. h. Wohnhaus und Stall unter 
einem Dach, die Scheune für ſich gebaut. Die 
Größe der Wohn- und Wirtſchaftsgebäude richtet 
ſich nach den vom Reichsarbeitsminiſterium unter 
dem 10. 11. 1931 feſtgelegten Richtlinien. Danach 
ſind für das Wohnhaus eine Wohnküche, zwei 
Schlafkammern, Flur mit Treppe, Futterküche, zu⸗ 
ſammen im Ausmaß von 60 Quadratmeter 
Grundfläche, dazu ein Keller von etwa 30 Qua⸗ 
dratmeter einſchl. Milchkammer vorgeſehen. Der 
Stall hat eine Größe von etwa 90 Quadratmeter 
und bietet Platz für 2 Pferdeſtände, 7—8 Kuh: 
ſtände, 1 Jungviehbucht, 3 Schweinebuchten, 
1 Futterplatz und Gang mit Abort (Abb. 12). 

Unter Berückſichtigung des Reichsmilchgeſetzes 
ſind zur Erzeugung von Markenmilch die einzel— 
nen Tiergattungen im Stall ſtreng voneinander 
getrennt. 

Die frei gebaute Scheune ſieht einen Bergeraum 
von etwa 1000 ebm vor. Die Waſſerbeſchaffung 
für die einzelnen Bauernſtellen erfolgt hauptſäch⸗ 
lich durch neu gegrabene Brunnen, in einigen 
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Fällen iſt auch Anſchluß an die Gutswaſſerleitung 
erfolgt. 

Bei den Ambau⸗- und Einbauſtellen ergeben ſich 
im allgemeinen infolge der größeren Gebäude 
reichlichere Abmeſſungen für Wohn- und Stall⸗ 
räume als es die Reichsrichtlinien für entſpre⸗ 
chende Neubauten angeben. 

Den beſonderen Verhältniſſen in Sachſen Rech⸗ 
nung tragend und im Hinblick auf die günſtige 
Verkehrslage des Rittergutes war von vornher— 
ein die Aufteilung eines größeren Landteiles zu 
vorſtädtiſchen und Nebenerwerbs- 
ſiedlungen im Beſiedlungsprogramm aufge⸗ 
nommen. An Hand eines neu aufgeſtellten Be⸗ 
bauungsplanes wurde ein Gelände von rund 
24 Hektar durch Straßen, Waſſerleitung und Zu— 
führung von elektriſchem Licht aufgeſchloſſen. 
Selbſtverſtändlich iſt der Ausbau der Straßen 
unter Einſchaltung des verbilligenden freiwilli⸗ 
gen Arbeitsdienſtes nur in der Form ausgeführt, 
wie es für derartige Kleinſiedlungen, die keinen 
oder nur ganz geringen Durchgangsverkehr auf— 
weiſen, aus wirtſchaftlichen Gründen vertreten 
werden kann. Die Siedlerſtraßen ſind einbahnig 
mit den notwendigen Ausweichſtellen und Um⸗ 
lenkeplätzen, 4,50 Meter breit, davon 2,50 Meter 


Abb. 10. Landarbeiter-Neubauwohnungen. 


Fortſetzung der nebenſtehenden Kleinſiedlungsanlage. 


durch 15 Zentimeter Packlager, 10 Zentimeter 
Kleinſchlag und Kiesſchicht befeſtigt, mit ſeitlichen 
Mulden bzw. Gräben für die Abführung der 
Regenwäſſer, ohne beſondere Fußwege hergeſtellt. 
Für die Bepflanzung der Straßen mit Obſtbäu⸗ 
men, Rotdorn und Linden wird Sorge getragen. 
Durch die Einſchaltung eines Tiefbauunterneh— 
mers und deſſen Haftung für Güte der Ausfüh⸗ 
rung iſt Gewähr gegeben, daß der Bau der Stra⸗ 
ßen ſach- und fachgerecht erfolgt und die Gemeinde 
die Straßen nach Fertigſtellung ohne Bedenken 
in Eigenbeſitz und damit in Unterhaltung über- 
nehmen kann. 

Auf dem jo neu aufgeſchloſſenen Gelände wur⸗ 
den im zweiten Halbjahr 1932 bereits 50 Sied- 
lungsſtellen in Form von Einfamiliendoppelhäu⸗ 
ſern mit je 1200 Quadratmeter Land erſtellt 
(Abb. 9 u. 14). Als Typ ſind Form und Größen 
wie bei den Stadtrandſiedlungshäuſern nach den 
Reichsbeſtimmungen angenommen; alſo Wohn: 
küche mit 14, ein Schlafzimmer mit 12, ein wei⸗ 
teres mit 8, Wirtſchaftsraum mit 6, Stall mit 6, 
Keller mit 8 Quadratmeter Grundfläche, dazu 
Flur, Abort, Treppe, Bodenraum mit Ausbau— 
möglichkeit für einen weiteren Schlafraum. 


Abb. 11. Neubau einer Vollbauernſtelle 
(60⸗Morgen⸗Stelle). 
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Die Koſten für eine Siedlerſtelle ſtellen ſich 
einſchl. Kauf des Landes, Aufſchließungskoſten, 
Wohnhaus (Straßen, Waſſerleitung, elektr. Licht, 
Vermeſſung), Einfriedigung, bei Herſtellung des 
Wohnhauſes einſchl. Einfriedigung durch Unter- 
nehmer zu Tariflöhnen, mit Ausſchluß der Erd⸗ 
und Planierungsarbeiten, die durch die Siedler 
ſelbſt oder mit Hilfe des freiwilligen Arbeits- 
dienſtes durchgeführt wurden, auf 4800,— RM. 
Bei 1200,— RAM Eigengeld des Siedlers ſtellt ſich 
die monatliche Belaſtung auf rund 15,— RM, 
wobei Verzinſung des Eigengeldes nicht, jedoch 
Reparaturen, Abgaben mit eingerechnet ſind. 

Die andere Form der Kleinſiedlung, die Neben— 
erwerbs⸗ oder Kurzarbeiterſiedlung iſt mit 30 
Einfamilienhäuſern im Bau (Abb. 15 u. 16). 
Jede Stelle iſt etwa 2400 Quadratmeter, alſo 
faſt einen Morgen groß. Hier iſt die Form des 
Einfamilien⸗Einzelhauſes gewählt, weil auf der 
größeren Stelle das Haus möglichſt nicht zu ab⸗ 
ſeits liegen möchte und weil im Haus ſo mehr 
Platz für die erforderlichen Nebenräume geſchaffen 
werden kann. Das Haus koſtet einſchl. Land, 
Straßen, Waſſerleitung, elektriſch Licht, Einfriedi⸗ 
gung ujw. etwa 6300,— RM als Unternehmer⸗ 


Abb. 12. Grundriß einer Vollbauernſtelle. 


Vorſtädtiſche Siedlungshäuſer für Stellen mit 1200 qm Landbeigabe. 


Abb. 13. Neubau einer Aufbauſtelle. 


bau. Vorgeſehen iſt eine Anzahlung von 1500,— 
bis 1800,.— RM. Die Belaſtung errechnet ſich 
dann ohne Verzinſung des Eigengeldes, aber mit 
Reparatur und Verwaltungskoſten zu 25,— RM 
monatlich. 

Nun noch ein Wort über die praktiſche Durch— 
führung der landwirtſchaftlichen Siedlungsbauten. 
Bei der Durchführung war weſentliche Aufgabe, 
die Koſten ſo niedrig wie möglich zu halten und 
eine Aeberbelaſtung der Siedlung durch zu hohe 
Baukoſten bei voller Wahrung des zweckmäßigen, 
betriebswirtſchaftlichen und bautechniſch einwand⸗ 
freien Aufbaus zu vermeiden. Dieſe Aufgabe ließ 
ſich bei den verhältnismäßig hohen Baukoſten in 
Sachſen nur dadurch löſen, daß für den Einbau, 
Umbau und Neubau der Bauernſtellen und Land⸗ 


Abb. 14. Einfamiliendoppelhaus. 


arbeiterwohnungen der freiwillige Arbeitsdienſt 
weſentlich mit herangezogen wurde. Im Dezem—⸗ 
berheft Jahrgang 1932 von „Siedlung und Wirt⸗ 
ſchaft“ iſt des näheren bereits ausgeführt, in wel⸗ 
cher Weiſe der freiwillige Arbeitsdienſt einge⸗ 
ſchaltet wurde. Bei dem Um- und Ausbau vor- 
handener Gebäude arbeitete der Arbeitsdienſt, ſo⸗ 
weit Erd⸗, Beton-, Maurer-, Zimmerer-, Dach⸗ 
decker- und Malerarbeiten in Frage kamen, allein 
unter Leitung des Bauführers des „Sächſiſchen 
Heims“. Die anderen Handwerkerarbeiten wur— 
den wie üblich ausgeſchrieben und durch Hand— 
werksmeiſter zu Einheitspreiſen durchgeführt. 
Die ſchwieriger herzuſtellenden Neubauten wur— 
den auch bei den Erd-, Beton-, Maurer- und 
Zimmererarbeiten durch Heranziehung eines Bau⸗ 


Abb. 15. Nebenerwerbsſiedlung, 30 Einfamilienhäuſer, im Bau befindlich. 
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Fehler⸗Berichtigung 


Die auf Seite 252 über Abbildung 13 und 14 
ſtehende Angabe „Vorſtädtiſche Siedlungs⸗ 
häuſer für Stellen mit 1200 qm Landbeigabe“ 
gehört nur unter Abbildung 14. 


unternehmers erbaut. Der Unternehmer jtellte 
Maurer- und Zimmerpolier, die die fachmänniſche 
Aufſicht und Anleitung der Arbeitsdienſtfreiwilli⸗ 
gen übernahmen, ſowie die notwendigen Gerüſte 
und Geräte gegen einen feſten Pauſchalbetrag zur 
Verfügung. Der feſte Pauſchalbetrag wurde vor⸗ 
geſehen, damit der Unternehmer an der ſchnellen 
Fertigſtellung der Bauarbeiten intereſſiert iſt. 
Die übrigen Bauarbeiten erledigten tariflohnbe— 
zahlte und beim Handwerksmeiſter beſchäftigte 
Facharbeiter. Vorausſetzung bei der Heran— 
ziehung des freiwilligen Arbeitsdienſtes zu land⸗ 
wirtſchaftlichen Hochbauten iſt ſelbſtverſtändlich, 
daß ein großer Teil der Arbeitsfreiwilligen Bau⸗ 
facharbeiter iſt, da mit vollkommen Ungelernten 
hier nicht zu arbeiten iſt. In Neukirchen konnten 
für die angegebenen Arbeiten durchſchnittlich 60 
Baufachleute durch den Arbeitsdienſt geſtellt 
werden. Die Erfahrungen, die bei dieſer Art der 
Siedlungsbauarbeiten hier gemacht worden ſind, 
können als gut bezeichnet werden. Bei den Am⸗ 
bauſtellen wurden insgeſamt etwa 25 v. H. der 
Koſten gegenüber reiner Unternehmerarbeit und 


L ον Abb. 16. Grundriß für ein Einfami⸗ 
lienhaus der Nebenerwerbsſiedlung. 


bei den Neubauten etwa 15 v. H. der Geſamt⸗ 
baukoſten eingeſpart. 


Die arbeitsmarktlichen Ausſichten in den einzelnen Bezirken als Anhaltspunkte 
für die Verteilung von Mitteln für den Wohnungsbau und die Nebenerwerbsſiedlung 
Von Dr. Iſenberg, Dresden. 


Im Verlauf einer Studientagung, die im An⸗ 
fang des Jahres 1932 in Dresden veranſtaltet 
wurde, mit dem Thema „Die Umſtellung im Sied— 
lungsweſen“, kam man bei der Behandlung der 
Nebenerwerbsſiedlung auch auf die Frage zu 
ſprechen: „Wo“ ſoll die Errichtung von Neben- 
erwerbsſiedlungen gefördert werden? Im erſten 
Moment könnte man leicht geneigt ſein, zu ant⸗ 
worten: Dort wo die Arbeitsloſigkeit am größten, 
wo alſo eine Milderung der Auswirkungen der 
Arbeitsloſigkeit am dringlichſten iſt. Tatſächlich 
wird man aber bei der Beantwortung der Frage 
bis zu einem gewiſſen Grade zu einem entgegen- 
geſetzten Ergebnis kommen. Da der Neben⸗ 
erwerbsſiedler nie allein von der Bewirtſchaf⸗ 
tung ſeines Grundſtückes leben kann, ſo iſt er auf 
die Ergänzung ſeines Einkommens in der Regel 
durch Arbeit in einem fremden Betriebe angewie⸗ 
ſen. Nebenerwerbsſiedlungen ſollten alſo nur 
dort in größerem Maße errichtet werden, wo noch 
Ausſichten auf Arbeitsmöglichkeiten beſtehen. Noch 
mehr muß man die arbeitsmarktlichen Ausſichten 
natürlicherweiſe bei der Errichtung von Wohnun⸗ 
gen berückſichtigen, denn ſonſt iſt leicht mit der 
Gefahr des Ausfalls von Mieten und Zinſen zu 
rechnen. So ſollte der arbeitsmarktliche Geſichts⸗ 
punkt bei der Verteilung von Mitteln für die 
Nebenerwerbsſiedlung und den Wohnungsbau 
mehr hervortreten gegenüber dem bisher üblichen 
Geſichtspunkt der Einwohnerzahl, des Aufkom⸗ 
mens an Steuern, des Wohnungsmangels und der 


Arbeitsloſigkeit im Baugewerbe. Nun leuchtet es 
aber ein, daß man keine genauen Prognoſen über 
die Entwicklung der Wirtſchaftsverhältniſſe und 
damit auch über die arbeitsmarktlichen Ausſichten 
machen kann. Wohl aber laſſen ſich aus der wirt⸗ 
ſchaftlichen und ſozialen Struktur eines Bezirks 
und andererſeits aus den wirtſchaftlichen Tenden⸗ 
zen in der Geſamtwirtſchaft gewiſſe Anhaltspunkte 
für die Beurteilung der arbeitsmarktlichen Aus⸗ 
ſichten eines Bezirks gewinnen. 

Ich brauche mich an dieſer Stelle nicht näher 
über die Art der Gewinnung dieſer Anhalts⸗ 
punkte auseinanderzuſetzen, es ſei nur erwähnt, daß 
eine gute Miſchung zwiſchen Induſtrie und Land» 
wirtſchaft eine ſolid fundierte Wohlhabenheit der 
Bevölkerung, günſtige Standorte für Induſtrie und 
Landwirtſchaft und ſoweit es ſich miteinander 
vereinbaren läßt, eine gewiſſe Vielſeitigkeit der 
wirtſchaftlichen Grundlagen und der Abſatzrichtun⸗ 
gen insbeſondere der Induſtrie, ferner ſozial aus⸗ 
geglichene Verhältniſſe, eine geſunde Miſchung 
zwiſchen Groß-, Mittel- und Kleinbetrieben (je 
nach den techniſchen Erforderniſſen des einzelnen 
Wirtſchaftszweigs) eine Bindung möglichſt breiter 
Schichten an Boden und Familie für die Stabili⸗ 
tät der Arbeitsmarktverhältniſſe eines Bezirks 
und damit auch für die arbeitsmarktlichen Aus⸗ 
ſichten beſonders günſtig ſind. 

Ich habe ſchon vor einem Jahr verſucht, die 
arbeitsmarktlichen Ausſichten der einzelnen Be⸗ 
zirke Sachſens nach dieſen Geſichtspunkten zu be⸗ 
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urteilen. Unter Berückſichtigung der Tendenzen 
in der ganzen deutſchen Volkswirtſchaft möchte ich 
an dieſer Stelle einen ähnlichen Verſuch unter 
Beachtung der veränderten Verhältniſſe machen. 
J. Gegenüber dem Vorjahr (Juni 1932) ſind 
für die Beurteilung der arbeitsmarktlichen Ver⸗ 
hältniſſe tiefgehende Veränderungen eingetreten. 


X. Eine Wandlung der politiſchen Verhältniſſe: 
Der Sieg der Nationalen Revolution von 1933. 

Unter grundſätzlicher Anerkennung der privaten 
Initiative ſind die Möglichkeiten einer ſtaatlichen 
Einflußnahme auf das Wirtſchaftsleben weſent⸗ 
lich geſtiegen. Auch wenn die Einzelheiten der 
Ziele und Wege der Regierung ſich noch nicht 
überſehen laſſen, jo können wir doch andeutungs⸗ 
weiſe folgende Punkte bei der Beurteilung der 
arbeitsmarktlichen Verhältniſſe zugrunde legen. 
1. Im weiteſten Sinne: Einordnung der Inter: 

eſſen der einzelnen Gruppen, Schaffung von 

Vorausſetzungen für einen geſunden Nach⸗ 

wuchs. 

Im einzelnen: 

2. Verſtärkter Schutz der Landwirtſchaft, Erſtre⸗ 
ben der Unabhängigkeit in der Verſorgung von 
Nahrungsmitteln. Hebung der kulturellen 
Verhältniſſe in den ländlichen Gebieten. 

3. Heranziehung der jungen Kräfte zum Arbeits⸗ 
dienſt. 

4. Maßnahmen zur Beſchaffung von Arbeit, Ar⸗ 
beitsgelegenheiten i. w. S., wobei die Kredit⸗ 
verhältniſſe gegenüber internationalen Einflüj- 
ſen immuniſiert werden. 

5. Beeinfluſſung des Verbrauchs in der Richtung 
der Hebung der Abſatzmöglichkeiten beſtimmter 
Wirtſchaftszweige. 

B. Die internationalen Wirtſchaftsbeziehungen 

haben ſich weiterhin verſchlechtert. 

Im Moment iſt die Lage noch nicht geklärt. 
Vorderhand müſſen wir noch rechnen: 

1. mit ungünſtigen Exportausſichten, 

2. mit gewiſſen Schwierigkeiten des Transfers, 
falls es nicht in den Schuldenverhandlungen 
zu einer Vereinbarung kommt, die die deutſche 
Lage berückſichtigt. 

II. Für die Beurteilung der Arbeitsmarktver⸗ 
hältniſſe in Sachſen und ſeiner einzelnen Bezirke 
ergibt ſich aus dem Vorhergeſagten folgendes: 

1. Die Maßnahmen der Agrarpolitik werden zu 
einer Steigerung der Erlöſe der Landwirtſchaft 
führen. Da die ſächſiſche Induſtrie vornehmlich 
auf den Bedarf der ſtädtiſchen Schichten und 
auf den Export eingeſtellt iſt, ſo wird ſich dieſe 
Einkommensſteigerung nur in etwas ſchwäche⸗ 
rem Maße auf die ſächſiſche Induſtrie aus⸗ 
wirken. 

In ſtärkerem Maße werden aber die Er— 
werbsmöglichkeiten der Naherwerbstätigen 
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(Handwerk, kulturelle Berufe uſw.) in den 
ländlichen Gebieten gebeſſert. 

Die Landwirtſchaft wird vermutlich mehr 
Arbeitskräfte einſtellen (unterſtützt durch Maß⸗ 
nahmen, wie Landhilfe uſw.). Zur Verbeſſe⸗ 
rung der landwirtſchaftlichen Böden werden 
ebenfalls (z. T. im Arbeitsdienſt) Arbeitskräfte 
beanſprucht. 

Wir werden vornehmlich mit einer Verbeſſe— 
rung der arbeitsmarktlichen Verhältniſſe in den 
landwirtſchaftlich ſtark durchſetzten Gebieten zu 
rechnen haben und in den Städten, die für die 
umliegende Landwirtſchaft einen Mittelpunkt 
bilden. Begünſtigt ſind in Sachſen dadurch die 
nördlichen Bezirke: Borna, Grimma⸗Wurzen, 
Oſchatz, z. Zt. Döbeln, Meißen, ferner Großen⸗ 
hain⸗Rieſa, Kamenz, Bautzen und Löbau, in 
ſchwächerem Maße Freiberg und Dippoldis⸗ 
walde. 


Soweit Mittel vorhanden ſind, wird ſich in 


den nächſten Jahren (auch von privater Seite) 
eine ſtärkere Wohnungsbautätigkeit entfalten. 
Die Zahl der Eheſchließungen, während der 
Kriſe vielfach hinausgeſchoben, wird vorläufig 
noch zunehmen. Dies wird ſich in den wirt⸗ 
ſchaftlich günſtiger geſtellten Bezirken ſtärker 
auswirken und führt dort unmittelbar zu einer 
Beanſpruchung des örtlichen Baugewerbes, 
mittelbar aber auch der Bauſtoffinduſtrie, der 
Hausrat⸗ und Ausſtattungsinduſtrie. Bis zu 
einem gewiſſen Grade kann auch hier die Ehe— 
ſtandsbeihilfe wirkſam werden. Günſtig wird 
die Bautätigkeit und die Einrichtung neuer 
Wohnungen ſein für den Induſtrieabſatz in den 
Bezirken des mittleren Erzgebirges, in Döbeln, 
Freital, Zittau. Bei Hausrat auch im Auer 
Bezirk und zum Teil im Bezirk Meißen. 


. Unter den Maßnahmen zur Arbeitsbeſchaffung 


i. w. S., die ſich über eine längere Zeit er⸗ 
ſtrecken werden, ſei erwähnt der Straßenbau, 
das Reichsbahnprogramm und die Förde- 
rung der Kraftverkehrswirtſchaft. Es laſſen 
ſich hier zur Schaffung von Verkehrsmög⸗ 
lichkeiten unmittelbar Beſchäftigungsgelegen⸗ 
heiten in den notleidenden Grenzbezirken 
ſchaffen, die dann auch ihrerſeits zur Hebung 
des Fremdenverkehrs beitragen können. Mit⸗ 
telbar begünſtigt werden insbeſondere die Be- 
zirke mit Steingewinnung. So haben ſich ſchon 
die arbeitsmarktlichen Verhältniſſe in den Be⸗ 
zirken Grimma⸗Wurzen, Kamenz, Bautzen 
weſentlich gebeſſert. Die Automobilinduſtrie 
hat ebenfalls ſchon beſſere Beſchäftigungsver⸗ 
hältniſſe. 

Eine ſtärkere Berückſichtigung Sachſens mit 
öffentlichen Aufträgen wird auch einigen Zwei⸗ 
gen der Produktionsgüterinduſtrie und etwa 
auch der Tuch- und Bekleidungsinduſtrie zugute 
kommen. 


4. Der Export ſächſiſcher Waren iſt weiterhin 


ſtark zurückgegangen. Die Textilinduſtrie iſt 
jetzt nach Verluſt des engliſchen Marktes und 
zum Teil der nordiſchen Märkte überwiegend 
auf den Binnenmarkt eingeſtellt. Auch der Ex⸗ 
port der Maſchineninduſtrie Weſtſachſens iſt 
vorläufig noch mehr zurückgegangen. 

Preisſtellung und Werbetätigkeit werden als 
Faktoren, die die Ausfuhr beſtimmen, vorläufig 
noch mehr zurücktreten, gegenüber handelspoli⸗ 
tiſchen Abmachungen zwiſchen den einzelnen 
Staaten. Der Export der Erzeugniſſe der ſäch⸗ 
ſiſchen Konſumgüterinduſtrie iſt bei deren Viel⸗ 
fältigkeit und Wandelbarkeit ein ſchwieriger 
Gegenſtand von Abmachungen. 

Soweit nicht eine Belebung des Binnen⸗ 
marktes die Folgen eines rückläufigen Exports 
kompenſiert hat, iſt die Arbeitsloſigkeit in den 
ſtark exportorientierten Bezirken noch ſehr groß 
und wenig zurückgegangen. Es hängt von der 
Außenhandelspolitik der Abnehmerſtaaten, 
namentlich Amerikas, Englands und Hollands 
ab, wie weit die Erzeugniſſe verſchiedener in 
einigen Bezirken Sachſens vorherrſchender In⸗ 
duſtrien noch weiterhin abgeſetzt werden kön⸗ 
nen: 

Burgſtädt (Stoffhandſchuh), 

Sebnitz (Blumen), 

Oelsnitz (Muſikinſtrumente), 

Plauen (Stickereien und Spitzen), 

Auerbach (Stickereien und Spitzen), 

Leipzig (Pelze und Pelzhandel, Ausfuhr: 

handel überhaupt). 

Die Grenzbezirke ſind beſonders benach— 
teiligt: 

Oelsnitz, Auerbach, Aue-Schwarzenberg, Ans 

naberg, Olbernhau und Sebnitz, Neugersdorf, 
Zittau. Im Moment liegen die Verhältniſſe 
im Auerbacher Bezirk günſtiger. 
Die Abſatzverhältniſſe der für Sachſen jo wich⸗ 
tigen Textilinduſtrie haben ſich in der 
zweiten Hälfte des Jahres 1932 gebeſſert; Ex⸗ 
portverluſte konnten teilweiſe durch eine Steige⸗ 
rung des Inlandabſatzes kompenſiert werden 
gegenüber dem Ende des Jahres 1931. Im 
großen und ganzen haben ſich die Textilbezirke 
Weſtſachſens beſſer gehalten als manche Städte 
Mittel⸗ und Oſtſachſens, in denen die Textil⸗ 
induſtrie wenig oder gar nicht vertreten iſt. 
Für die Arbeitsmöglichkeiten der Textilindu⸗ 
ſtrie iſt von beſonderer Wichtigkeit, ob noch 
Rohſtoffe im ſelben Maße und in denſelben 
Qualitäten wie bisher verfügbar ſein werden, 
und ob die ſtädtiſche Bevölkerung noch die Mit⸗ 
tel ausgeben wird für einen verhältnismäßig 
guten Bekleidungsſtandard. 

Im großen und ganzen wird man auch die 
künftigen Ausſichten der Textilinduſtrie im 
ganzen als nicht ungünſtig anſehen können, 
wenngleich immer mit ſtarken Schwan⸗ 


kungen des Beſchäftigungsgrades 
zu rechnen iſt. Selbſt wenn bei verringerten 
Einfuhrmöglichkeiten von Rohſtoffen etwa 
ſchlechtere Qualitäten verarbeitet werden müß⸗ 
ten, ſo würde dies auf der anderen Seite zu 
einem ſtärkeren Verarbeitungsaufwand und 
entſprechenden Beſchäftigungsmöglichkeiten 
führen. 

Die Arbeitsloſigkeit in den Textilbezirken 
Thalheim, Reichenbach, Lugau, iſt verhältnis⸗ 
mäßig gering und gegen Ende 1932 noch zurück⸗ 
gegangen. Ebenſo iſt die an ſich hohe Arbeits⸗ 
loſigkeit in Flöha und Mittweida zurückgegan⸗ 
gen. In Chemnitz ſtellt nicht die Textilindu⸗ 
ſtrie, ſondern die Metallinduſtrie das Haupt⸗ 
kontingent der Arbeitsloſen. Die oſtſächſiſche 
Textilinduſtrie hat im allgemeinen 1932 gegen⸗ 
über 1928 einen ſtärkeren Beſchäftigungsrück⸗ 
gang zu verzeichnen. Es wird dies auch neben 
anderen Gründen auf den Zuſammenbruch des 
Konzerns Wagner & Moras zurückzuführen 
ſein und mit einer Neuorganiſation der Be— 
triebe werden ſich auch hier die Verhältniſſe 
beſſern, bzw. ſchon gebeſſert haben. 

Es wird der Verſuch gemacht, den Verbrauch 
ſtärker auf typiſch ſächſiſche Erzeugniſſe zu len⸗ 
ken, die bisher vorwiegend im Ausland abge⸗ 
ſetzt worden find, — Blumen, Spitzen und 
Stickereien, Muſikinſtrumente —. Dies könnte 
den entſprechenden Bezirken einige Erxleichte⸗ 
rung ſchaffen, aber bei der zum Teil außer⸗ 
ordentlich hohen Exportquote, früher 60—90 %, 
kann natürlich auch eine namhafte Steigerung 
des Inlandsverbrauchs nicht den Verluſt des 
Auslandsabſatzes wett machen. Immerhin iſt 
es zu begrüßen, daß man durch Beeinfluſſung 
des inländiſchen Verbrauchs vermeiden will, 
daß die durch Exportverluſte getroffenen Ge⸗ 
biete einer Verelendung überlaſſen werden und 
daher nicht als hoffnungsloſe Bezirke bezeichnet 
werden können. 

Zu bemerken wäre noch, daß der Grad der 
Wohlfahrtserwerbsloſigkeit, ein Ausdruck lang⸗ 
dauernder Notlage eines Teils der Bevölkerung 
in Weſtſachſen geringer iſt, abgeſehen von den 
beiden Induſtriegroßſtädten Plauen und Chem- 
nitz, als in vielen Städten Mittelſachſens und Oſt⸗ 
ſachſens. (3. B. Freiberg, Brand⸗Erbisdorf, Ra- 
deberg, Meißen, Großenhain, Bautzen, Pirna.) 
In den tuypiſchen Textilgegenden Weſtſachſens iſt 
die Zahl der Mitverdiener in den Familien grö⸗ 
ßer und das Riſiko, daß die Familie alle Er⸗ 
werbsmöglichkeiten verliert, geringer. Dies trifft 
etwa auch in dem ſonſt ſtark benachteiligten Auer⸗ 
bacher Bezirk zu. 

Unter Berückſichtigung der erwähnten Punkte 
und unter Zugrundelegung der wirtichaftlichen 
und ſozialen Struktur der einzelnen Bezirke läßt 
ſich dann eine Reihenfolge in der Eigenheit der 
Beſiedlung aufſtellen. 


> 
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Wirtſchaftsberatung 


Von Dr. Schilling, Dresden, 


Zum Zwecke der Wirtſchaftsberatung der Stadt⸗ 
randſiedler wurden im vorigen Winter erſtmalig 
vom Arbeits⸗ und Wohlfahrtsminiſterium RM 
4000,.— und vom Miniſterium für Volksbildung 
(Landesſtelle für Erwerbsloſenſchulung) RM 
1000,— bereitgeſtellt. Mit der Durchführung der 
Wirtſchaftsberatung wurde die ſtaatlich aner⸗ 
kannte Landesſtelle für Kleingartenweſen beauf⸗ 
tragt. Die Wirtſchaftsberatung erſtreckt ſich vor⸗ 
läufig auf Vermittlung von Kenntniſſen im inten⸗ 
ſiven Gartenbau und in der Kleintierhaltung. 
Für ſpäter erſcheint noch erforderlich: Belehrungen 
in Pflege und Erhaltung des Hauſes. 

Die Landesſtelle hat ſofort mit den Vorberei⸗ 
tungen der Lehrgänge begonnen und hat zuerſt 
für einen einführenden theoretiſchen Lehrgang im 
Gartenbau, der auf 8 Doppelſtunden berechnet 
worden iſt, den Lehrgangsſtoff und 73 Anſchau⸗ 
ungstafeln (Strichzeichnungen und Text⸗ und 
Zahlentafeln) ausgearbeitet, vervielfältigt und 
den Lehrgängen unentgeltlich zur Verfügung ge— 
ſtellt. Ebenſo iſt mit Unterſtützung der Land— 
wirtſchaftskammer der Text für einen einführen⸗ 
den Lehrgang in Kleintierhaltung (auf 3 Doppel⸗ 
ſtunden berechnet) ausgearbeitet und vervielfäl⸗ 
tigt worden. Schließlich iſt von Ende April an 
ein praktiſcher Lehrgang im Gartenbau in Text 
und Material vorbereitet worden. (5 Doppel- 
ſtunden). 

Der Stoff des theoretiſchen Lehrgangs in Gar⸗ 
tenbau geht aus von den Entwicklungsbedingun⸗ 
gen der Pflanze und reicht dann über Bodenarten, 
Bodenverbeſſerung, Düngung, Gemüſe, Obſtbau 
und Blumenzucht bis zur Ernteverwertung und 
Schädlingsbekämpfung. Der gartenpraktiſche 
Lehrgang, der in einer Siedlungsanlage abgehal⸗ 
ten wird, zeigt praktiſch die richtige und falſche 
Betätigung bei der Bodenbearbeitung (Graben, 
Schollern, Rigolen, Rechen, Rühren uſw.), dem 
Düngen, Säen, Pflanzen (Gießen, Baumſchnitt, 
Baumpflege), Unkraut⸗ und Schädlingsbekämp⸗ 
fung und Ernten. 

Der Kleintierhaltungslehrgang behandelt die 
grundlegenden Kenntniſſe bei der Haltung von 
Kaninchen, Hühnern und Ziegen (3. B. Stall, 
Ernährung, Raſſen, Pflege). 

Als Lehrgangsleiter ſind zumeiſt ſachkundige 
Lehrer an Volks⸗, Berufs: und landwirtſchaft⸗ 
lichen Schulen genommen worden und zwar rund 
80 an den verſchiedenſten Orten des Landes, da⸗ 
mit Fahrtkoſten möglichſt vermieden werden. Die 
Lehrgangsleiter ſind in Mutterlehrgängen über 
die Form und den Inhalt der Lehrgänge aufge— 
klärt worden. Die Vorträge in den Mutterlehr- 
gängen ſind durch die Referenten der Landwirt- 
ſchaftskammer und den Leiter der Landesſtelle ge⸗ 


Landesſtelle 


für Kleingartenweſen. 


halten worden. Sie werden im Herbſt fortgeſetzt 
werden müſſen, wenn im nächſten Winter in 
Gartenbau und Kleintierhaltung Lehrgänge über 
einzelne Sonderfragen durchgeführt werden ſollen. 


Die Lehrgänge werden in Form von Arbeits⸗ 
gemeinſchaft durchgeführt, damit die Teilnehmer 
den Stoff möglichſt ſelbſt erarbeiten und ihre bis⸗ 
herigen irrigen Anſichten erkennen und ſelbſt rich⸗ 
tig ſtellen. Aus dieſem Grunde müſſen als Lehr- 
gangsleiter Perſonen genommen werden, die nicht 
nur Sachwiſſen, ſondern auch pädagogiſche Be- 
fähigung beſitzen. Am Schluß jedes Lehrganges 
erhält jeder Teilnehmer den beſprochenen Lehr: 
gangstext unentgeltlich ausgehändigt, damit er 
auch ſpäter in Zweifelsfragen nachſehen kann. 


Bis jetzt ſind folgende Lehrgänge bereits durch⸗ 
geführt: 

Gartenbauliche Lehrgänge (theoretiih): 41, 

gartenpraktiſche Lehrgänge: 18, 

Kleintierhaltungslehrgänge: 28. 

Es laufen augenblicklich folgende Lehrgänge: 
Gartenbauliche Lehrgänge (theoretiſch): 2, 
gartenpraktiſche Lehrgänge: 20, 
Kleintierhaltungslehrgänge: 16. 

Vorbereitet ſind noch folgende Lehrgänge: 
Gartenbauliche Lehrgänge: erſt im Winter- 

halbjahr, 
gartenpraktiſche Lehrgänge: 45, 
Kleintierhaltungslehrgänge: 20. 


Die Werbung für die Lehrgänge wird eben⸗ 
falls von der Landesſtelle für Kleingartenweſen 
durchgeführt, und zwar durch Hinweiſe in den 
Tageszeitungen, durch Rundfunkvorträge und 
Benachrichtigungen der Gemeinden (von dort aus 
Aushang in den Arbeitsämtern und Zahlſtellen 
der Fürſorge) und der örtlichen Siedlerorganiſa⸗ 
tionen. Bis auf wenige Fälle unterſtützen die 
Tageszeitungen und die Gemeinden gern die Ein⸗ 
richtung. Ebenſo ſtellen die Gemeinden für die 
theoretiſchen Lehrgänge ein Schulzimmer unent⸗ 
geltlich zur Verfügung. Nur in Einzelfällen wei⸗ 
gern ſich die Gemeinden oder berechnen für die 
Bereitſtellung Koſten (Schulhausmann für jede 
Einzelſtunde 65 Pfg., außerdem Licht- und Hei⸗ 
zungskoſten). 

Soweit es möglich iſt, werden die Lehrgänge 
von dem Leiter der Landesſtelle beſucht, um an 
Ort und Stelle Gewißheit über die Zweckmäßig⸗ 
keit der getroffenen Maßnahmen bei Vorbereitung 
und Durchführung zu gewinnen. Außerdem be— 
richtet jeder Lehrgangsleiter am Schluſſe des 
Lehrgangs über den Erfolg und die bei dem 
Lehrgang gemachten Beobachtungen. Daraus geht 
hervor, daß die Lehrgänge überall nicht nur von 
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den Siedlern und Kleingärtnern, ſondern auch 
von den Gemeinden lebhaft begrüßt werden und 
daß die Art der Vorbereitung und Durchführung 
als vorbildlich anerkannt wird. Die Lehrgänge 
werden bis auf wenige Ausnahmefälle, in denen 
es vielleicht infolge zu kurzer Vorbereitungsfriſt 
an der nötigen Bekanntwerdung gemangelt hat, 
gut beſucht. Die Teilnehmerzahl ſchwankt natur⸗ 
gemäß nach der Größe des Ortes und der dadurch 
mit bedingten Anzahl der vorhandenen Siedler 
und Kleingärtner. Sie umfaßt aber beſonders 
in den kleineren Orten oft faſt 100% der vorhan⸗ 
denen Siedler. Beſonders zu begrüßen iſt auch 
die ſtarke Anteilnahme der Siedlerfrauen, auf 
die beſonders Wert gelegt wird. In verſchiedenen 
Orten mußte der Lehrgang infolge zu ſtarken Be⸗ 
ſuches geteilt werden. Alle Lehrgangsleiter bes 


tonen in ihren Berichten das rege Intereſſe und 
den großen Fleiß der Teilnehmer. In vielen Be⸗ 
richten findet ſich die Bemerkung: „Es iſt eine 
Freude, mit dieſen Siedlern zu arbeiten.“ Der 
Eifer der Siedler geht auch daraus hervor, daß 
eine 64 Seiten ſtarke Broſchüre, in der der Leiter 
der Landesſtelle den weſentlichſten Anſchauungs⸗ 
ſtoff in laienhaft verſtändlicher Form dargeſtellt 
hat und die zum Preiſe von 35 Pfg. an die Teil⸗ 
nehmer abgegeben wird, von allen Teilnehmern 
gekauft wird. 

Die Landesſtelle für Kleingartenweſen kann 
nach allem aus voller Ueberzeugung feſtſtellen, 
daß die Einrichtung der Wirtſchaftsberatung ſich 
als außerordentlich wertvoll erwieſen hat und 
daß ſie für die Zukunft unbedingt fortgeſetzt wer⸗ 
den muß. 


Vauwirtſchaftlicher Teil 


Neue Bauſtoffe und Bauweiſen. 
Bauwirtſchaftliche Anterſuchungen an aus: 
geführten Bauten. 


Die Verbilligung der Baukoſten durch techniſche 
Verbeſſerungen gegenüber altbewährten Bauſtof⸗ 
fen und handwerksüblichen Bauweiſen iſt eine 
ſehr ſchwierige Aufgabe. Täglich erſcheinen An- 
preiſungen für moderne Bauſtoffe und neuartige 
Bauweiſen. Nach der Finanzkraft des Erfinders 
oder der Geſchäftsleute, die ſich der Erfindung an⸗ 
genommen haben, werden ſie in mehr oder min⸗ 
der eindrucksvollem Gewande und in ſchlagwort⸗ 
geſpickten Werbeſchriften angeprieſen. Die bei⸗ 
gefügten, meiſt theoretiſch einwandfreien Wirt⸗ 
ſchaftsberechnungen und die amtlichen Atteſte von 
Laboratoriumsverſuchen wirken beſtechend, decken 
ſich aber vielfach nicht mit den Ergebniſſen der 
Baupraxis, weil aus Geſchäftsrückſichten begreif⸗ 
licherweiſe nur die Vorteile, niemals aber die 
nachteiligen Erſcheinungen aufgezählt werden. 
Auch die Vorführungen auf Muſterſchau-Ausſtel⸗ 
lungen im Modell, Zeichnung und Einzelſtück ſind 
für eine unbefangene Beurteilung nicht ausrei⸗ 
chend. Wie die Erfahrungen der Stadt Frank⸗ 
furt a. M. deutlich bewieſen haben, iſt es koſt⸗ 
ſpielig und gefährlich, neue Bauſtoffe und Bau⸗ 
weiſen in Maſſenausführung als Großverſuch nur 
auf Grund theoretiſcher Arbeiten durchzuführen. 
Andererſeits ſoll die gegenüber unerprobten Bau⸗ 
ſtoffen und Bauweiſen gebotene Zurückhaltung 
nicht dazu führen, daß private Bauherren oder 
die öffentliche Hand aus Bequemlichkeit oder 
Flucht vor der Verantwortung es ablehnen, die 
Fortſchritte der Bauwirtſchaft durch Verſuchs⸗ 
Bauten zu fördern. 

In dem bauwirtſchaftlichen Teil der Zeitſchrift 
„Siedlung und Wirtſchaft“ ſoll nun der Verſuch 


gemacht werden, durch Berichterſtattung über die 
Ergebniſſe neuzeitlicher Bauweiſen und Verhalten 
neuzeitlicher Bauſtoffe bei tagesüblichen Siedlun⸗ 
gen und Neubauten dem Fachmann und beſonders 
dem Bauherrn unabhängig von den Werbeſchrif— 
ten Unterlagen für eine eigene Urteilsbildung zu 
bringen. Durch Benennung der beobachteten Ob- 
jekte ſoll auch die Nachprüfung durch Augenſchein⸗ 
nahme und weitere Beobachtung ermöglicht 
werden. 

Vorangeſchickt ſeien noch einige grundſätzliche 
Ueberlegungen. 


Wir leben noch immer in ungewöhnlichen Zei⸗ 
ten mit vielen ungelöſten Aufgaben, die in ihrer 
Tendenz und ihrem Ausmaß überdies ſtark wed- 
ſeln. Der Mangel an ausreichender Kapitalbil- 
dung und ungenügender Kaufkraft der Bevölke- 
rung und die brachliegende Arbeitskraft weiter 
Volksſchichten geben den Ausſchlag für die Pro- 
blemſtellung in der Bauwirtſchaft. Kulturelle 
und ſoziale Verbeſſerungen der 
Wohnung durch bauwirtſchaftliche 
Maßnahmen ſind ſekundär gewor- 
den angeſichts der gewaltigen Zeit⸗ 
aufgabe, die Wirtſchaftlichkeit der 
Wohnung durch ſparſamſte Finan⸗ 
zierung und Einſchaltung möglichſt 
vieler Arbeitskräfte in den Aufbau⸗ 
prozeß zu erreichen. 


Bei der Löſung dieſer überragenden Aufgabe 
darf man ſich jedoch nicht von kurzſichtigen Ueber⸗ 
legungen leiten laſſen, denn Bauen iſt niemals 
ein Tagesproblem, ſondern eine Angelegenheit 
auf weiteſte Sicht. 


Jeder gute Bau iſt außerdem genau ſo ſchollen⸗ 
verbunden, wie es die Menſchen wieder werden 
ſollen. Alle angewandten Bauſtoffe und Bau⸗ 
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weiſen müſſen daher eine organiſche Verbunden⸗ 
heit mit ihrer natürlichen Umgebung haben, 
wenn ſinnvolle und wirtſchaftlich geſunde Anlagen 
entſtehen ſollen. Wenn es gilt Verbilligungen zu 
erzielen, jo dürfen dieſe nicht auf Koſten der 
Wirtſchaftlichkeit erfolgen. Was nützt es wohl, 
eine preiswertere Außenwand zu konſtruieren, 
aber die Heizkoſten werden weſentlich höher oder 
die Erſatzſteine find nur bei guter Witterung ſchlechte 
Wärmeleiter, verlieren aber nach jedem Regen 
dieſe gute Eigenſchaft oder der Erſatzſtoff iſt ſtark 
feuergefährlich und die Verſicherungsprämie wird 
unerſchwinglich u. dergl. mehr. 

Alle Rechnungen ſind im allgemeinen wirt⸗ 
ſchaftlich falſch, wenn ſchließlich bei gleichem 
Raumprogramm das Geſamtobjekt genau ſo teuer 
bleibt, wie bei altbewährten Bauweiſen und nur 
ideelle oder unbewieſene Vorteile übrig bleiben. 


Zeitlich und regional begrenzte Erfolge können 
unter den heutigen Verhältniſſen auch noch ſolche 
Bauſtoffe oder Bauweiſen haben, die zwar nicht 
weſentlich billiger oder beſſer gegenüber normalen 
Bauausführungen ſind, die aber finanziell gün⸗ 
ſtige Nebenwirkungen haben, durch die ein ans 
derenfalls nicht finanzierbares Projekt baureif 
werden kann. 


Wenn z. B. bei einer Erwerbsloſenſiedlung 
durch die Wahl des Bauſtoffes Facharbeiterlöhne 
durch Selbſthilfeleiſtungen erſetzt werden können, 
ſo wird in vielen Fällen lediglich durch dieſe 
Möglichkeit der Mobiliſierung der ſonſt ganz 
brachliegenden Arbeitskraft des Siedlers die Bau⸗ 
durchführung erſt erreichbar. 


Auf die Dauer werden ſich moder⸗ 
nere Bauſtoffe und Bauweiſen nur 
durchſetzen, wenn ſie neben ihrer all⸗ 
gemeinen Tauglichkeit für Bau⸗ 
zwecke dazu beitragen, die volkswirt⸗ 
ſchaftlichen Aufgaben unſerer Zeit 
zu erleichtern. 


Regierungsbaumeiſter a. D. Weber. 


Die bauwirtſchaftliche Eignung neuerer Zie⸗ 
gelbauweiſen für den Kleinwohnungsbau 
(Vollmauerwerk aus Hohlſteinen). 


Bei techniſchen Fortſchritten im Bauweſen iſt 
für den Kleinwohnungsbau eine bauwirtſchaftliche 
Bedeutung vorliegend, wenn das alle anderen 
überragende Problem: „Wie baue ich billiger?“ 
durch die Erfindung berührt und vorteilhaft be⸗ 
einflußt wird. Neue Bauweiſen und Baumateria⸗ 
lien ſetzen ſich unter den heutigen Verhältniſſen 
ohne propagandiſtiſche Nachhilfe gegenüber altbe- 
währten durch, ſofern ſie fühlbare Senkung der 
Geſamtbaukoſten oder wenigſtens einen günſti⸗ 
geren Aufbau der Baufinanzierung herbeiführen. 
Die Eignung der neuen Bauſtoffe und Bauweiſen 


für beleihungsfähige Dauerbauten iſt eine ſelbſt⸗ 
verſtändliche Vorbedingung. 

Bei der Finanzierung von Siedlungen, bei 
denen die Arbeitsleiſtungen der Siedler, Arbeits⸗ 
dienſt, Kameradſchafts⸗ oder Verwandtenhilfe 
den Schlußſtein des finanziellen Bauprogramms 
bilden, kann es für die Durchführbarkeit eines 
Projektes von ausſchlaggebendem Einfluß ſein, 
eine Bauweiſe anzuwenden, die unter Umſtänden 
nicht billiger wie die ortsübliche iſt, die es aber 
ermöglicht, Hilfslohnarbeit des Siedlers mit 
finanzieller Auswirkung einzuſchalten. Die Mo⸗ 
biliſierung brachliegender Arbeitskraftreſerven 
durch neue einfache Bauweiſen trägt dazu bei, 
viele anderenfalls hoffnungsloſe Projekte der 
Verwirklichung zuzuführen. 

So wurden bei den Erwerbsloſenſiedlungen 
vieler Großſtädte großformatige Spezialſteine ver⸗ 
wandt, die ohne Kenntnis eines hand⸗ 
werkgerechten Mauerverbandes in 
einfacher Schichtung zur Einſtein⸗ 
wand vermauert werden können. Die 
induſtriellen Kurzarbeiter der Siemenswerke, 
alſo vorwiegend Metallarbeiter, haben in den 
Vorſtadtſiedlungen Staaken und Speckte zum gro⸗ 
ßen Teil Hohlziegel der „Deutſchen Fre⸗ 
wenziegel A. G. Berlin“ verwendet. Der 
„Frewenziegel“ iſt ein Langlochſtein mit 4 Hohl⸗ 
räumen. Die hergeſtellten Typen ergeben Wände 
von 25 und 20 cm Stärke (vergl. Abbildung). 

Dem Frewenziegel im Konſtruktionsprinzip 
gleich iſt der „Siedlerſtein“ der Firma 
Roſchmann, Hennigsdorf b. Berlin, 
der 15 em ſtarke Wände ergibt (vgl. Abbildung). 

Die Hohlſteinbauweiſen gehen von der wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Erkenntnis aus, daß infolge klimati⸗ 
ſcher Erforderniſſe die gewöhnlichen Ziegelmauern 
aus Normalſteinen ſtatiſch überbemeſſen ſind. In 
Deutſchland wird ein Wärmeſchutz von einer 1% 
ſtarken Ziegelwand (K = 1,37 keal/m’h°C) für 
Dauerbauten verlangt. Eine Vollmauer aus 
Hohlſteinen braucht wegen der beſſeren Wärme⸗ 
dämmung geringere Wandſtärken für den gleichen 
wärmetechniſchen Effekt. Die geringere Druck- 
feſtigkeit ſpielt bei normalen Auflaſten einer 
Flachbauweiſe noch keine entſcheidende Rolle, ſo 
daß im ganzen genommen die Hohlſteinwand 
ökonomiſcher iſt. Die Verringerung des Raum⸗ 
gewichtes, der geringere Verbrauch an Mörtel, 
dem Träger hoher Baufeuchtigkeit, ſind weitere 
beachtenswerte wirtſchaftliche Vorteile. Bei die⸗ 
ſen verſchiedenartigſten Vorzügen hätte ſich eine 
Anwendung der großformatigen Ziegelhohlſtein⸗ 
wände ſchon weitgehender durchgeſetzt, wenn nicht 
fabrikatoriſch ihrer Verbreitung Grenzen geſetzt 
wären. Es bedarf hochwertigerer Ton- oder 
Lehmaufkommen, um in der Strangziegelpreſſe 
die verhältnismäßig dünnwandigen Steine mit 
ausreichender Druckfeſtigkeit in den Stegen herzu⸗ 
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ee Ru Een en Peer ur EN. 
Stein Raum Druck⸗ Verbrauch an Wärme⸗ | Wand- 
Wandftein | Zormat Gewicht Gewicht feſtgkeit Steinen Mörtel durchlaß Starke 
— em kg kg/m? | kg/cm?2| Stück 1 kcal m? ho cm 
RIESE TEE u o BEE Fee lmenn en 
8 N 25x12x6,5 3,5 1800 l. Kl 150 380 300 2,00 38 
3 H. B. 250 
| 1 25x25x12 8,5 | | 
. ER Frewen. . ll 25x20x12 53 1200 73 220 (1) 80 1,25 if 25 
1 25x19,5x25 Pi 
2 A No-Fo-Te I 2861452 6,5 M. 1100 | 67 1250 | 10 1 22 
NS 1 1 25x25x14 8—10 | 
2 SI National-St| II 25x20x14 7-9 | 1500 75 130 (1) 100 1,25 20 
III 25x12x14 | 4-5 
I 25x12x104 | 32 ! 
Tuho . I 28712814 | 28 1400 | 2600 280 () 270 2,00 25 
1 25x12x65 2,5 | 
Allzu . . | II 25x12x10,4 | 40 800 | 18s 200 (u) 168 2.00 2055 
Ill 25x12x142 | 5,0 1 
M.AUERLOCHSTEINE E. HI. Z. | 2512142 | 6 | 1980 178 |190 200 2,00 25 


Langlochſteine: 

1. Deutsche Frewenziegel A. G., 
Berlin W 8. 

2. Siedlerstein: C. Roschmann, 
Berlin-Hennigsdorf. 


Spezialſte ine: 

1. Nationalstein: Falzziegel- 
werke C. Ludovici, Jockgrim 
(Rheinpfalz). 

2. No-Fo-Te-Stein: Mitteldeut- 
sche Ton- und Kohlenwerke 
G.m.b.H., Brandis b.Leipzig. 


Querlochſteine: 


Stawa- Stein. 

. Tuho-Ziegel. 

. Primus-Stein. 

E. H. Z., System Gnöth-Braun. 
. Ageho-Stein, System Maus. 
. Allzu-Stein. 


surun- 


ſtellen und zu brennen. Die Höhe der Fracht be⸗ 
grenzt regional das Abſatzgebiet der einzelnen 
Fabrikate, da bei Ueberſchreitung eines beſtimm⸗ 
ten Satzes die ürigen Verbilligungen wieder auf⸗ 
gehoben werden. 

Beim Kleinwohnungsbau iſt es illuſioniſtiſch, 
den Raumgewinn, der ſich aus der Verſchmälerung 
der Außenwände gegenüber normaler Wandaus⸗ 
bildung errechnen läßt, als volle Erſparnis zu 
rechnen. Nutzbringend auszuwerten ſind nur die 
abſoluten Verminderungen der Baukoſten bei 
gleichbleibender nutzbarer Wohnfläche. Die 
Werbeſchriften der Firmen bedürfen erfahrungs⸗ 
gemäß nach dieſer Richtung einer kritiſchen Nach- 
prüfung. Auch die übermäßig betonte erhöhte 
Wärmedämmung des Materials mit Zahlen aus 
Laboratoriumsverſuchen ſind vorſichtig aufzuneh⸗ 
men. Bei allen Wänden mit erhöhter Wärme⸗ 
dämmung und verminderter Wärmeleitung iſt 
nur ein Teil der wärmewirtſchaftlichen Anſprüche 
verbeſſert. Die Sperrung, d. h. die Iſolierung 
gegen Feuchtigkeit und gegen Schall bedarf beſon— 
derer Unterſuchung. 

Bei dünnwandigen Mauern findet außerdem 
eine Verlagerung des Wärmeproblems ſtatt, die 
man nicht überſehen darf. Die bautechniſchen 
Schwierigkeiten liegen weniger bei dem auch in 
einer Hohlſteinform einwandfreien Ziegelmaterial 
mit ſeinen alterprobten phyſikaliſchen und wärme⸗ 
techniſchen Eigenſchaften, als vielmehr in der 
Ausbildung einer wärmedämmenden Steinfuge. 
Alle Langlochſteine ſind unbequem für eine ein⸗ 
wandfreie Vermauerung der Stoßfuge. Um ihre 
Bemörtelung und bei den größeren Formaten 
gleichzeitig die Hantierung des Steins zu erleich⸗ 
tern, werden Schließgriffe als Behelf verwendet. 
Der Mörtelverſchluß der Hohlräume und der 
Stoßfuge iſt trotz dieſes Hilfsmittels nicht befrie⸗ 
digend gelöſt, ſicher erfolgt nur die Bemörtelung 
der Ränder. Dagegen iſt bei Langlochſteinen der 
Fugenverſchluß der Lagerfuge durch die Anwen 
dung des Prinzips von Nut und Feder bei vielen 
Fabrikaten verbeſſert. Beobachtungen aus der 
Praxis zeigen jedoch, daß dieſe flachen, mehr 
oberflächlichen Verbeſſerungen der Formgebung 
nicht die gleiche Dichtung und Stabilität des ge⸗ 
ſamten Wandgefüges bewirken, wie ſie beim hand⸗ 
werksgerechten Verband durch den Wechſel von 
Läufer und Binderſchichten und bei dem hand- 
werklich einfacheren Verſchluß aller Fugen bei 
normalformatigen Steinen mit handlichen Eigen- 
gewichten erzielt werden. 

Der wärmetechniſch einwandfreie Fugenver— 
ſchluß iſt daher das Kernproblem der dünnſchali⸗ 
gen Vollmauern aus Hohlſteinen. Seine Vers 
nachläſſigung kann die wärmewirtſchaftlichen Vor⸗ 
teile des Baumaterials wieder aufheben und bei 
ungenügendem Widerſtand des Bindematerials 
in der Fuge gegen Baufeuchtigkeit ſogar in das 
Gegenteil verwandeln. 


Dieſe Erkenntnis veranlaßte einige Ziegel— 
werke, deren Tonmaterial es erlaubt ſchwierige 
Formgebungen in einwandfreiem Brand herzu— 
ſtellen, Spezialformgebungen für Einſteinwände 
zu fertigen. Hervorzuheben iſt der National⸗ 
ſtein der Falzziegelwerke C. Ludo⸗ 
vici⸗Jockgrim (Rheinpfalz). Dieſer 
Stein weiſt einen als Handgriff zu benutzenden 
kräftigen Mittelſteg auf, der die Dichtung der 
Lagerfuge und das Wandgefüge verbeſſert. Er 
hat ſich in der Praxis gut eingeführt. 


Eine weitere Verbeſſerung wird durch zweis 
ſchalige Durchbildung des Wandaufbaus erzielt, 
wie z. B. durch T⸗Steine der Mitteldeut⸗ 
ſchen Ton- und Kohlenwerke G. m. b. H. 
Brandis b. Leipzig. (Mitoko.) Der No⸗ 
Fo⸗T⸗Stein wird im Verband verſetzt, die waage— 
rechten Anſätze wirken wie Binder, die ſenkrechten 
wie Läufer, Stoß- und Lagerfuge ſind verbands⸗ 
gerecht verſetzt, eine für dünnwandige Ausbildun⸗ 
gen mit geringen Auflaſten vorteilhafte Maß— 
nahme. 


Zu einer grundſätzlich anderen Art des Wand— 
aufbaus werden Querlochſteine verwendet. Bei 
ihnen ſind gewöhnlich nicht größere Hohlräume, 
ſondern zahlreichere, löcherähnliche Durchbohrun— 
gen angebracht. Sie haben eine fabrikations⸗ 
mäßig einfachere Ausbildung bei günſtigerer 
Druckfeſtigkeit gegenüber Langlochſteinen. Zu 
nennen ſind als Beiſpiel der Tuhoziegel und 
der Spezialſtein der Tuho-Vertriebsge⸗ 
ſellſchaft, Berlin-Charlottenburg, 
der Primusſtein, der eine beſondere Fugen⸗ 
verriegelung der Stoßfuge hat und den Sta wa— 
Stein der Allgemeinen Deutſchen 
Ziegel A. G., Berlin W 62. Die Löcher 
der Querlochſteine ſind nur ſo groß, daß bei 
der Bemörtelung der Lagerfuge ein Verſchluß 
möglich iſt, während die Stoßfugen infolge der ge⸗ 
ſchloſſenen Seitenwandungen nicht ſchwierig zu 
vermauern ſind. Die leichte Spaltbarkeit der 
Steine in Teilſtücke erſpart die bei anderen 
Großformaten erforderlichen Eck- und Anſchlag⸗ 
formſteine. Noch einen weiteren Schritt zur Ver⸗ 
minderung des Mörtelverbrauchs unternehmen 
Ziegelwerke, die einen fünfwandig geſchloſſenen 
Stein auf den Markt bringen, z. B. der E. H. 3. ⸗ 
Ziegel, Syſtem Gnöth-Braun, oder 
ſogar allſeitigen Verſchluß im „Allzu“ der 
Pilsnitzer Dampfziegelei, Breslau 
Pilsnitz. 

Die vorſtehend genannten Fabrikate ſind nur 
eine Auswahl der vorhandenen zur Erläuterung 
der bautechniſchen Grundgedanken. Die Fabrikate 
ſind im Kleinwohnungsbau mit wirtſchaftlichem 
Erfolg angewendet, ſo daß es wertvoll iſt, ihre 
Bewährung in der Praxis bei den ausgeführten 
Siedlungen weiterhin zu beobachten. 
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Amſchau 


Die Neubeſetzung der Wirtſchaftsreſſorts 


Als Nachfolger von Hugenberg hat Walter 
Darré das Reichsminiſterium für Ernährung 
und Landwirtſchaft übernommen. 

Walter Darre iſt der Oeffentlichkeit als lang⸗ 
jähriger Sachverſtändiger der nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Partei für landwirtſchaftliche und raſſekund⸗ 
liche Fragen bekannt. Beim Aufbau des neuen 
Staatsgefüges wurde er durch ſeine hervorragen— 
den organiſatoriſchen Fähigkeiten der Reichsführer 
des deutſchen Bauernſtandes. In der literariſchen 
Welt hat er ſich einen Namen gemacht durch ſein 
Werk: „Das Bauerntum als Lebens- 
quelldernordiſchen Raſſe“. Die in die⸗ 
ſem Buch entwickelten Grundſätze verdienen be— 
ſondere Beachtung für den Aufbau der Landwirt⸗ 
ſchaft und der Raſſe. 

„Bauer iſt, wer in erblicher Verwurzelung ſei— 
nes Geſchlechtes mit Grund und Boden ſein Land 
beſtellt und ſeine Tätigkeit als eine Aufgabe an 
ſeinem Geſchlecht und an ſeinem Volk betrachtet. 

Landwirt iſt, wer ohne erbliche Verwurzelung 
ſeines Geſchlechtes mit Grund und Boden ſein 
Land beſtellt und in dieſer Tätigkeit nur eine 
rein wirtſchaftliche Aufgabe des Geldverdienens 
erblickt.“ 

Der Urquell der Wiedergeburt der deutſchen 
Nation und der nordiſchen Raſſe iſt „Blut und 
Boden“, deren Reinheit und Kraft uns als ur⸗ 
deutſches Heiligtum in deutſcher Rechtsauffaſſung 
und Sinnesart neu erſtehen ſoll.“ 


Die Forderungen Walter Darrés ſind: 


1. Grundſätzliche Abkehr vom Syſtem von Wei— 
mar, Bejahung eines völkiſchen deutſchen 
Staates. 

Die bedingungsloſe Erhaltung der noch vor⸗ 
handenen echten Bauernfamilien auf ihrer an⸗ 
geſtammten Scholle. 

3. Ueberführung des Siedlungsgedankens in den 
Grundgedanken, daß Siedlung nur dann einen 
völkiſchen Sinn hat, wenn fie „Neubildung des 
deutſchen Bauerntums“ bedeutet. 

4. Schaffung eines Rahmengeſetzes zur Erhaltung 
der bäuerlichen Scholle als „Erbhof“. 


Die nationale Revolution hat dieſe Forderun⸗ 
gen ihren Zielen näher gebracht, aber gerade hin⸗ 
ſichtlich der in allerweiteſten Volkskreiſen gefor⸗ 
derten Landbeſchaffung für Siedlungszwecke im 
Rahmen der Agrarentſchuldung ſind durch die 
Entſchuldungsmaßnahmen des Miniſteriums Hu⸗ 
genberg keine klaren und poſitiven Fortſchritte 
feſtzuſtellen. 

Die Agrarverſchuldung betrug Ende 1931 11,8 
Milliarden RM. Sie iſt durch die bisherigen 
Entſchuldungsmaßnahmen auf 11,4 Milliarden 
zurückgegangen. Durch die Einreichung von 


= 
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Pfandbriefen ſind 100-150 Millionen RM Kre⸗ 
dite zurückgezahlt worden. Die reſtliche Vermin⸗ 
derung erfolgte hauptſächlich im Rahmen der Dft- 
hilfe. Von den 11,4 Milliarden ſind 7,2 Real⸗ 
kredite, 4,2 Milliarden kurzfriſtige Kredite, von 
denen 3,2 als organiſierte zu bezeichnen ſind. Der 
größte Prozentſatz der landwirtſchaftlichen Hypo⸗ 
theken iſt erſtſtellig und nur 1,8 Milliarden nach⸗ 
ſtellig geſichert. Trotz des Vollſtreckungsſchutzes 
hat ſich noch 1932 die Zahl der zur Zwangsver⸗ 
ſteigerung gekommenen landwirtſchaftlichen Grund⸗ 
ſtücke vermehrt unter Zunahme der unteren Be= 
triebsklaſſengrößen. Das finanzielle Ergebnis 
der Zwangsverſteigerungen iſt ſehr ungünſtig. 
Der Einheitswert wurde faſt nirgends mehr er- 
reicht. Die Verſteigerungsergebniſſe blieben in 
Preußen beiſpielsweiſe 20% unter dem Einheits⸗ 
wert. Die Meiſtgebote lagen durchſchnittlich nur 
auf 60% der hypothekariſchen Belaſtung der 
Grundſtücke, ſodaß neben ſämtlichen Perſonal⸗ 
kreditgläubigern auch große Anteile des Hypo 
thekenkapitals ausfielen. 

Der Entſchuldungsplan Hugenbergs leidet an 
dem grundſätzlichen Mangel, daß die ſchwere 
Krankheit des Geſamtkörpers wie alle wirtſchaft— 
lichen Notmaßnahmen vergangener Regierungs- 
ſyſteme nur durch eine partielle Operation der 
ſichtbaren Erkrankungserſcheinungen einzelner 
Glieder geheilt werden ſoll, der Herd der Krank: 
heit aber unangetaſtet beſtehen bleibt und nach 
kurzer Zeit zu neuen Krankheitserſcheinungen 
Veranlaſſung gibt. 

Darum muß und wird eine durchgreifende Neu— 
regelung des agrariſchen Kreditſyſtems in der Ge— 
ſamtheit und eine Reorganiſation des betriebs— 
wirtſchaftlichen Aufbaus der Landwirtſchaft zur 
Erfüllung des nationalen Raumproblems kommen. 

Bei der nationalpolitiſch erforderlichen Oſt— 
ſiedlung iſt die zwangsläufige Entwicklung, die 
infolge der von Grund auf veränderten Geld- und 
Marktverhältniſſe von der Großgutwirtſchaft zur 
Bauernwirtſchaft in Oſtelbien führt, ſo deutlich 
ſichtbar geworden, daß man eine Entſchuldung der 
Großbetriebe nur unter Schaffung exiſtenzfähiger 
bäuerlicher Wirtſchaften rechtfertigen kann. 

Walter Darré wird als Reichsminiſter für Er- 
nährung und Landwirtſchaft die bäuerliche Sied— 
lung in ein aktives und ſchöpferiſches Stadium 
führen. Die Nachprüfung des Entſchuldungsge⸗ 
ſetzes zur Förderung des Bauernſtandes und der 
Siedlung iſt bereits angeordnet. 

Nachfolger im Reichswirtſchaftsminiſterium 
wurde Dr. Kurt Schmitt. Der neue Reichs⸗ 
wirtſchaftsminiſter hat ſich bisher beſonders er= 
folgreich bei der Kapitalerhaltung der deutſchen 
Privatverſicherung hervorgetan. Er übernahm 
1932 den Vorſitz im Präſidium des Reichsverban⸗ 
des der deutſchen Privatverſicherungen und wurde 


1933 Vizepräſident der Induſtrie- und Handels: 
kammer und Mitglied des Zentralausſchuſſes der 
Reichsbank. Dr. Schmitt war von früheren Re⸗ 
gierungen ſchon mehrmals als Reichswirtſchafts⸗ 
miniſter in Ausſicht genommen. Damals hat er 
dieſes Amt wegen der fehlenden wirtſchaftlichen 
Vorausſetzungen nicht angenommen. 

Nachdem Dr. Schmidt aber das Vertrauen des 
Führers auf den einflußreichen Poſten des Reichs⸗ 
wirtſchaftsminiſters berief, „gab es keine Ueber- 
legung“. 

Dies betonte der neue Reichswirtſchaftsminiſter 
als überzeugter Anhänger der nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Wirtſchaftsauffaſſung in ſeiner erſten Rede 
vor den Wirtſchaftsführern ausdrücklich. Seine 
Ausführungen ſind für die Vertrauensbildung 
innerhalb der Wirtſchaft außerordentlich wert— 
voll. Die entſcheidenden Sätze der Rede lauten: 


„In Uebereinſtimmung mit dem Führer bin ich 
der Anſicht, daß es 
unmöglich die Aufgabe des Staates und des Wirt⸗ 
ſchaftsminiſteriums oder ſonſt irgend eines be⸗ 
hördlichen Organes ſein kann, die Vorgänge in 
der Wirtſchaft im einzelnen verantwortlich zu 
beſtimmen und zu regeln. 


Die Aufgaben, die der deutſchen Wirtſchaft 
geſtellt ſind, können nur von der Wirtſchaft 
ſelbſt, d. h. von den aus ihr herausgewachſenen 
verantwortlichen Führern gelöſt werden. Der Staat 
ſoll verwalten und mit ſeiner Wirtſchaftspolitik die 
Wirtſchaft führen, aber nicht ſelbſt wirtſchaften. 

Das entſcheidende Problem iſt die Zurück⸗ 
führung von 5 Millionen Menſchen in den Arbeits⸗ 
prozeß. Wenn es der Regierung gelingt, dieſe Auf⸗ 
gabe zu löſen (und ich habe keinen Zweifel, daß ſie 
gelingt), ſo werden damit auch alle anderen Probleme 
gelöſt ſein. Die Beſeitigung der Arbeitsloſigkeit kann 
nicht allein durch künſtliche Arbeitsbeſchaffung erfol⸗ 
gen. Dieſe kann nur dazu dienen, die ungeheure De⸗ 
preſſion mit einem Gewaltdruck aus der Welt zu 
chaffen. Man kann eben nicht warten, bis die Ge⸗ 
1 aus der Natur heraus von ſelbſt kommt. In⸗ 
ſofern bin ich durchaus dafür, daß die Regierung alles 
unternimmt, um die Depreſſion zu beſeitigen. Es 
muß aber dabei allmählich die ganze Wirtſchaft er⸗ 
faßt, belebt und ſo in Gang gebracht werden, daß 
der natürliche Aufſchwung und die natürliche Auf⸗ 
wärtsentwicklung die Folge iſt. Deshalb iſt es auch 
die Abſicht des Führers, die Arbeitsbeſchaffung, ſoweit 
ie von der Regierung erfolgt, in Zukunft ſoweit wie 
irgend möglich ſo zu geſtalten, daß nicht allein un⸗ 
mittelbar öffentliche Aufträge gegeben werden, ſon⸗ 
dern daß man für die produktive Wirt⸗ 
ſchaft Erleichterungen ſchafft, die dadurch 
in Arbeit umgeſetzt werden. 

Das Entſcheidende aber iſt — und darin ſehe ich 

die erſte Aufgabe des Wirtſchaftsminiſters — die 

Vorausſetzungen dafür zu ſchaffen, daß ſo ſchnell 

wie möglich in unſerer Wirtſchaft der Glaube 

befeſtigt wird, daß die Sicherheit des wirtſchaft⸗ 
lichen Kalkulierens das Höchſtmaß hat, das über⸗ 
haupt denkbar iſt.“ 


Zugleich mit Reichswirtſchaftsminiſter Schmitt 
wurde der in nationalſozialiſtiſchen Kreiſen alt⸗ 
bewährte Pg. Gottfried Feder als Staats⸗ 
ſekretär berufen. Feder iſt Verfaſſer des bekann⸗ 
ten Werkes „Der deutſche Staat“. Er iſt der 
Vorkämpfer für die Brechung der Zinsknechtſchaft. 


Nach der nationalſozialiſtiſchen Revolution wurde 
er Vorſitzender des Reichsbundes deutſcher Tech— 
nik. Beachtlich für das Bauweſen iſt ſeine große 
Rede auf der Führertagung der Deutſchen Archi⸗ 
tikten und Ingenieure. Die politiſche Zentral- 
kommiſſion der NSDAP. (U. III B.), der Kampf⸗ 
bund Deutſcher Architekten und Ingenieure 
(KD.) und der Reichsbund Deutſcher Technik 
(R DT.) traten in Weimar am 24. und 25. Juni 
zu einer Führertagung zuſammen. Gottfried 
Feder hielt eine bedeutſame programmatiſche Rede 
über die „Aufgaben der deutſchen Tech⸗ 
nikbeim Wiederaufbauderdeutſchen 
Wirtſchaft“. Die Technik umſpannt in ihrer 
Totalität das geſamte wirtſchaftliche Leben, die 
moderne Technik erfordert bei ihrer Anwendung 
höchſte Dienſtleiſtung. Die Gefahren der Inten- 
ſivierung der Technik liegen in der Erziehung 
zum Maſchinenmenſchen und in der Abhängigkeit 
ganzer Berufsſtände von der Maſchine. Wenn 
die unerhörte Kraft der Technik voll in den Dienſt 
einer nationalen Wirtſchaftsführung geſtellt wer⸗ 
den ſoll, ſo ſind ungeheuer wichtige ſtaatspolitiſche 
Aufgaben zu löſen. Grundlage hierfür iſt die 
Organiſierung der deutſchen Arbeitsfront. Sie 
hat die Aufgabe der Erziehung zum National- 
ſozialismus. Die Harmonie allen Werdens und 
Entſtehens iſt auf einem Dreiklang aufgebaut, 
wie Körper, Seele und Geiſt. Neben der Arbeits⸗ 
front iſt der wirtſchaftsſtändige Aufbau, in dem 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer zuſammen arbei⸗ 
ten müſſen, erforderlich. Im Wirtſchaftsſtand 
müſſen die Fragen von Lohn und Gehalt ausge⸗ 
glichen werden. Zur Arbeitsfront und Wirt- 
ſchaftsfront treten als letzte Grundlage für den 
Neuaufbau in der Organiſation des geiſtigen 
Prinzips der deutſchen Technik die Berufsver— 
bände, die die ſeeliſche Schulung des Menſchen in 
ſeinem Lebensberuf leiten ſollen. Als Aufgabe 
der Technik bezeichnet Feder die Abkehr vom welt- 
wirtſchaftlichen Denken. 

In dieſem Zuſammenhang iſt auch der Vortrag 
„Zeitgebundene und blutgebundene Kunſt“ von 
Prof. Schulze-Naumburg von programmatiſcher 
Bedeutung. Zeit und Blut üben ihren Einfluß 
auf die deutſche Kunſt aus. Zu verwerfen iſt die 
liberaliſtiſche Weltanſchauung, die für ſich eine 
neue Baugeſinnung in Anſpruch nahm, die nicht 
emporgewachſen iſt aus dem inneren Menſchen⸗ 
tum, ſondern im Unterbewußtſein ein Spiegel der 
demokratiſchen Weltauffaſſung blieb. Blut und 
Raſſe, Härte und Stärke des Volkstums und echte 
heldiſche Geſinnung ſind der Wunſchtraum eines 
heißen Herzens, das mit glühender Liebe an Volk 
und Heimat gebunden iſt. 

Als Staatsſekretär äußerte ſich Feder über die 
Neuordnung der deutſchen Wirtſchaft bei der kürz⸗ 
lich erfolgten Rektoratsübergabe der Bergakade⸗ 
mie Clausthal. Hauptaufgabe ſei die Arbeits⸗ 
beſchaffung, beſonders durch Siedlung. 
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Unter nationalſozialiſtiſcher Wirtſchaft ſei die 
Uebertragung des politiſchen Führertums auf das 
Geſamtgebiet der deutſchen Wirtſchaft zu vers 
ſtehen. Der Staat ſelbſt dürfe zwar keine Pro- 
duktionswirtſchaft leiten. Ueber der Wirtſchaft 
ſtehe jedoch die Geſamtheit: der Staat. 

Die drei großen Maßnahmen der Arbeitsbe⸗ 
ſchaffung ſeien: 

1. pſychologiſch-politiſche, 
2. wirtſchaftstechniſche und 
3. finanzpolitiſche. 

Der Blick der deutſchen Wirtſchaft muß wieder 
auf den Binnenmarkt gerichtet fein unter pfleg- 
licher Behandlung der außenpolitiſchen Intereſſen. 
6 Milliarden RM nicht unbedingt erforderlicher 
Einfuhr bedeuten 3 Millionen Arbeitsloſe für den 
deutſchen Arbeitsmarkt. 


Der Etat 1933 


In der Kabinettsſitzung vom 27. Juni iſt der 
Reichshaushaltungsplan für 1933 verabſchiedet 
worden. Der Reichshaushaltungsplan iſt ausge⸗ 
glichen und ſchließt in Ausgabe und Einnahme 
mit rd. 5,9 Milliarden Reichsmark ab (1932 — 
8,2 Milliarden Reichsmark). Die tatſächlichen 
Ausgaben betrugen im Rechnungsjahr 1932 
79 Milliarden Reichsmark, die Einnahmen 7,3 
Milliarden RM, ſodaß für 1932 ein Fehlbetrag 
von 600 Millionen RM entſtanden iſt. In die⸗ 
fen find 420 Millionen RM für außerordentliche 
Schuldentilgung enthalten. Der auffällige Unter: 
ſchied von rd. 2 Milliarden zwiſchen dem alten 
und neuen Etat iſt jedoch nicht eine Verringerung 
des Geſamtetats, ſondern beruht nur auf einer 
klareren Verrechnung. Die Anteile der Länder 
an den Reichsſteuern (Ueberweiſungsſteuern) ſtel⸗ 
len nur durchlaufende Poſten dar und ſind bei 
der Aufſtellung des Reichshaushaltsplans 1933 
durch ein Nettoſyſtem aus Zweckmäßigkeitsgründen 
abgelöſt worden. Die laufenden Anteile der Län⸗ 
der werden nicht auf beiden Seiten des Reichs⸗ 
haushaltes, ſondern geſondert aufgeführt. Die 
durchlaufenden Poſten an Ueberweiſungsſteuern 
ſind für 1933 mit 1,6 Milliarden RM geſchätzt. 
0,4 Milliarden ergeben ſich aus tatſächlichen Min⸗ 
derungen an Ausgabepoſten. Auf der Einnahme⸗ 
ſeite ſind die Steuern unter Berückſichtigung einer 
gewiſſen Belebung der Wirtſchaft geſchätzt worden. 
Es wird ein um rd. 200 Millionen höheres Auf⸗ 
kommen an Steuern und Zöllen erwartet als es 
für 1932 betragen hat. In größere Poſten zuſam⸗ 
mengefaßt verteilen ſich die Ausgaben wie folgt: 
Verſorgung der Kriegsopfer und 


ihrer Hinterbliebenen a Mill. RM. 


Zivil⸗ und Militärpenſionen „ „ 
Kriegslaſten ' 425 „ „ 
Beſoldungen leinſchl. der Reichs⸗ 

wehr 700 „ „ 
Arbeitsloſenhilfe u. Arbeitsbeſchaf⸗ 

fung 52% 
Sozialverſicherung 520 „ „ 


Wohlfahrtspflege leinſchließl. 150 
Mill. RM fü He 


für Fettverbilligung) 200 Mill RM. 
Wohnungsweſen 10 er 
Ankauf von Vorzugsaktien der 
Dresdner Bank 100 „ „ 
Verzinſung und Tilgung d. Reichs⸗ 
uld 520 „ „ 


Abdeckung der Fehlbeträge frühe— 

rer Jahre 100 
Beſondere Maßnahmen auf dem 

Gebiet der Ernährungswirtſchaft 140 
Schutzpolizei der Länder 4907 5 

Neu erſcheinen die jüngſten Miniſterien, das 
Propagandaminiſterium, deſſen mit 14,2 Millio⸗ 
nen RM veranſchlagter Etat durch eigene Einnah⸗ 
men aus dem Rundfunk größtenteils gedeckt wird, 
und das Reichsluftfahrtminiſterium. Trotz der 
Schaffung dieſer beiden Miniſterien iſt der Ge⸗ 
ſamtetat niedriger als im Vorjahr. Bei dem 
Haushalt des Reichstages tritt durch die Verrin⸗ 
gerung der Abgeordnetenzahl eine Erſparnis von 
über 1 Million RM ein. Der Etat zeigt die Ent- 
ſchloſſenheit der Reichsregierung, den Haushalt in 
Ordnung zu bringen. Sie erwartet die tatkräf— 
tige und verſtändnisvolle Mitwirkung des deut- 
ſchen Volkes. 


Die Durchführung 
der Arbeitsbeſchaffungsmaßnahmen 

Zum Geſetz zur Verminderung der Arbeits— 
loſigkeit ſind Durchführungsbeſtimmungen erlaſſen 
worden (RGBl. Nr. 73 S. 425). Aus dem Gebiet 
der Siedlung iſt aus Abſchnitt II hervorzuheben, 
daß alle Arbeiten grundſätzlich nicht freihändig, 
ſondern durch Ausſchreibung vergeben werden ſol⸗ 
len. Auf die Beſchränkung der Unternehmer: 
gewinne, die Anwendung menſchlicher Arbeits- 
kraft anſtatt maſchineller Hilfsarbeit und den 
Verbrauch deutſchen Baumaterials ſoll geachtet 
werden. Die Unternehmer übernehmen die Ver⸗ 
pflichtung, die Arbeitszeit ihrer Unternehmungen 
bis 30. Juni 1934 auf höchſtens 40 Stunden 
wöchentlich einzuſchränken. Bei Neueinſtellungen 
dürfen nur Erwerbsloſe berückſichtigt werden, in 
erſter Linie Kinderreiche, Familienernährer, und 
langfriſtig Erwerbsloſe, insbeſondere ſolche, die 
der SS., SA., SAR. oder St. und nach ihrer be— 
ruflichen Herkunft den vorkommenden Berufs⸗ 
zweigen angehören. Aus Abſchnitt II geht 
hervor, daß die Darlehen für die vorſtädtiſche 
Kleinſiedlung nach Maßgabe der vom Reichs— 
arbeitsminiſter im Einvernehmen mit dem Reichs⸗ 
miniſter der Finanzen erlaſſenen oder noch zu er— 
laſſenden Beſtimmungen bewilligt und von der 
Deutſchen Bau- und Bodenbank ausgezahlt wer- 
den. Auch für die landwirtſchaftliche Siedlung 
bleibt es gemäß § 11 bei den bisherigen Zu- 
ſtändigkeiten. 

Die weiteren Abſchnitte III und IV behandeln 
das Verfahren und Bedarfsdeckungsſcheine. 

Nachdem nunmehr die geſetzlichen Grundlagen 
der Finanzierung für den erſten Teil des Arbeits⸗ 
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beſchaffungsprogramms vorliegen, ſteht auch die 
Inangriffnahme neuer Bauabſchnitte im Sied⸗ 
lungsweſen unmittelbar bevor. 


Nebenberufliche Landſiedlung 


Aus den Maßnahmen der früheren Regierun— 
gen zur Förderung der vorſtädtiſchen Kleinſied— 
lung, einer urſprünglich einſeitigen ſozialpoli⸗ 
tiſchen und rein agitatoriſchen, aber im übrigen 
durchaus unwirtſchaftlich aufgezogenen Siedlungs- 
form, entwickelt die Regierung der nationalſozia— 
liſtiſchen Revolution ein wirkſames Mittel zur 
Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit. 

Am 6. Oktober 1931 wurde in der Dritten Ver⸗ 
ordnung des Reichspräſidenten zur Sicherung der 
Wirtſchaft und Finanzen und zur Bekämpfung 
politiſcher Ausſchreitungen ein Reichskommiſſar 
mit durchgreifenden Vollmachten beſtellt und der 
erſte Bauabſchnitt mit 48 Millionen RM durch- 
geführt. Er beſchränkte ſich ausſchließlich auf in⸗ 
duſtrielle Großſtädte mit hohen Erwerbsloſenzif— 
fern. Dieſe Wohlfahrtsſpende an die durch Not 
und Verhetzung unruhigſten Volksſchichten im 
Sinne der Sozialauffaſſung des abgewirtſchafteten 
Regierungsſyſtems konnte zu keinem wert⸗ 
ſchaffenden volkswirtſchaftlich be⸗ 
merfenswerten Erfolge führen, da 
die Verteilung der Gelder und die 
Durchführung des Siedlungspro⸗ 
gramms nach politiſchen Geſichts⸗ 
punkten erfolgte. Die Entlaſtung der 
öffentlichen Hand durch Erſparung von Unter- 
ſtützungsgeldern blieb überall aus. Die Sied- 
lungen ſind zum großen Teil Konzentrations⸗ 
lager für Wohlfahrtsempfänger. Die Siedler 
ſind genau wie in ihren früheren ſtädtiſchen 
Wohnungen Sorgenkinder der Fürſorgeſtellen 
geblieben. 

Dagegen hat die Aktion von Anfang an in bau⸗ 
wirtſchaftlicher Hinſicht nachhaltige Auswirkungen 
gehabt. Sie hat den durch die langjährige 
Zwangswirtſchaft irregeleiteten bauwirtſchaft— 
lichen Tendenzen zur Ueberſteigerung der Preiſe 
einen beachtlichen Umſchwung zur Geſundung ver- 
liehen unter dem Druckmittel der Not der Zeit 
und des Gewerbes. Eine fühlbare Senkung des 
Bauindexes und der Höhe des ſtaatlichen Zu— 
ſchuſſes, eine bisher unbekannte Einfachheit des 
Bauprogramms und der Anſprüche an Ausſtat⸗ 
tung ſowie die bewußte Einſchaltung von Selbſt— 
hilfe der Siedler als Erſatz für das fehlende 
Eigenkapital, das in den vorangegangenen Baus 
epochen oft nur durch Finanzierungskünſte vorge⸗ 
täuſcht wurde, find in der Geſamtwirkung epoche— 
machend geblieben. 

Mit dem nachlaſſenden Einfluß des alten Re— 
gierungsſyſtems wurden in den weiteren Bauab- 
ſchnitten ſchrittweiſe die eigentlichen wirtſchaft⸗ 
lichen Erforderniſſe mehr in den Vordergrund ge— 
rückt. Die Maßnahme wurde wieder aus der 


politiſchen Atmoſphäre herausgehoben und der 
großen nationalen und volkswirtſchaftlichen Be— 
deutung zugeführt, die ihr als eine produktive 
Arbeitsbeſchaffung mit verbleibender Dauerwir⸗ 
kung auf den Arbeitsmarkt zukommt. Die neben- 
berufliche Landſiedlung erhielt im Staatsgefüge 
der nationalen Erhebung einen anderen gedank⸗ 
lichen Inhalt. Sie wurde für den Arbeiterſtand 
in den weltanſchaulichen Grundlagen eine erſte 
Löſung im Rahmen des nationalſozialiſtiſchen 
Problems: Blut und Boden; genau ſo wie es für 
den Bauernſtand die allgemeine landwirtſchaft— 
liche Siedlung werden ſoll. 

Die Betonung des Eigenheimgedankens und 
des Rechts auf Perſönlichkeit als Gegenſatz zu der 
unperſönlichen Mietwohnung des Arbeiters im 
Maſſenſyſtem des Weltbürgertums in Groß— 
ſtädten, dann die ſelbſtſchaffende Aufbauarbeit bei 
der Errichtung der Siedlung und der Erſchließung 
der Bodenwerte im Gegenſatz zum Mohlfahrts- 
prinzip eines durch langjährige Stempelei in der 
Arbeitsmoral verdorbenen, lebensunluſtigen Bro- 
letariats und ſchließlich das Streben raſſebewuß— 
ter deutſcher Staatsbürger zur Schollenverbunden— 
heit im Gegenſatz zur klaſſenkämpferiſchen Frei— 
zügigkeit internationaler Gewerkſchaftsbeſtrebun⸗ 
gen ſind die weſentlichſten inneren Unterſchiede im 
Zielſtreben einer vorſtädtiſchen Kleinſiedlung von 
früher und von heute. 

Im zweiten Bauabſchnitt, für den 25 Millionen 
und zuſätzlich 10 Millionen ausgeſchüttet wurden, 
und im vergangenen dritten mit 40 Millionen 
Darlehnsſumme trat eine weſentlich ſtärkere Be— 
rückſichtigung der arbeitsmarktpolitiſchen Geſichts⸗ 
punkte ein. Nicht die Großſtädte mit höchſten Er⸗ 
werbsloſenziffern ſind für nebenberufliche Sied⸗ 
lung die geeigneten Plätze, ſondern ſolche Stand— 
orte des innerdeutſchen Arbeitsmarktes, die nach 
Behebung der zeitlichen konjunkturellen Kriſe 
nach menſchlichem Ermeſſen nebenberufliche Ar— 
beitsmöglichkeiten bieten. Nur wo eine boden⸗ 
ſtändige und als kriſenfeſt bekannte Induſtrie 
oder Gewerbe ſich erhalten konnte, find landwirt- 
ſchaftlich unſelbſtändige Kleinbetriebe auf neben⸗ 
beruflicher Grundlage neu zu errichten. Mittel- 
ſtädte und kleinere Städte, in denen das Ader- 
bürgertum nie ganz ausgeſtorben iſt, wurden da⸗ 
her in den letzten Bauabſchnitten vorgezogen. Die 
Dezentraliſation der nicht ſtandortgebundenen In⸗ 
duſtrie und die Wiederauffüllung des Landes mit 
den noch fehlenden Wirtſchaftsenergien ſind Vor⸗ 
bedingungen für den weiteren Erfolg der neben⸗ 
beruflichen Landſiedlung. 

Ferner ſetzt ſich immer mehr die Erkenntnis 
durch, daß die landwirtſchaftliche Eignung des 
auszuwählenden Grund und Bodens für die 
Selbſternährung der Familie ſowie eine nicht zu 
knappe Bemeſſung der Landzulage die erſte und 
ſelbſtverſtändlichſte Vorbedingung für einen auf 
Bodenertrag abgeſtellten Haushalt des Siedlers 


264 


iſt. Daher verträgt ſich bodenſpekulative Preis⸗ 
politik aus finanziellen kommunalpolitiſchen Er⸗ 
wägungen nicht mit den wirtſchaftlichen Notwen⸗ 
digkeiten der Vorſtadtſiedlung, deren Bodenrente 
vom landwirtſchaftlichen Ertrag des Grund und 
Bodens ausgehen muß. 

Die Auswahl der Siedler darf nicht allein von 
finanztechniſchen Rückſichten für die einmaligen 
Aufbauarbeiten ausgehen und nicht nur nach 
ihren bauhandwerklichen Fähigkeiten vorgenom— 
men werden. Dieſes Auswahlprinzip führte be⸗ 
reits zu einer unberechtigten Begünſtigung von 
Baufacharbeitern bei den meiſten Vorſtadtſiedlun⸗ 
gen. Schwierigkeiten der Finanzierung und der 
Durchführungsarbeiten müſſen mit Vorbedacht in 
den Kauf genommen werden gegenüber der grö— 
ßeren Aufgabe, die Verbreiterung der überall 
knappen Arbeitsgelegenheiten auch für andere 
notleidende Berufsſtände durch die Einführung 
von Kurzarbeit auf der Grundlage der Selbſt— 
ernährung auf eigener Scholle zu fördern. Die 
Kriſenfeſtigkeit des induſtriellen und gewerblichen 
Arbeiterſtandes muß durch die Bodenverbunden: 
heit des deutſchen Menſchen hergeſtellt werden. 

Die Richtlinien für die vorſtädtiſche Kleinſied— 
lung werden zwar für den bevorſtehenden Ab⸗ 
ſchnitt mit geringen Abweichungen beſtehen blei— 
ben. In Ausführungsanweiſungen wird jedoch 
der neue Geiſt zum Ausdruck gebracht werden. 
Vor allem wird aber die zweckentſprechende Aus— 
wahl der Träger die Durchführung der Maßnahme 
im aufbauenden Geiſte des nationalſozialiſtiſchen 
Staates ſichern. 


Wiederaufbau der deutſchen Familie 


Nach den Berechnungen des Statiſtiſchen Reichs—⸗ 
amts iſt das Deutſche Volk bei ſeiner heutigen 
Geburtziffer nicht mehr imſtande, ſich aus eigener 
Kraft zu erhalten, ſondern bei 15 Geburten auf 
1000 der Bevölkerung fehlen uns ſchon etwa 302, 


an Gebärleiſtungen der deutſchen Frauen, um den 
Volksbeſtand in der Zukunft zu ſichern. Nur die 
ländlichen Gemeinden haben noch einen geringen 
Geburtenüberſchuß, der aber nicht mehr ausreicht, 
um den Verluſt in den deutſchen Städten zu er⸗ 
ſetzen. Wir ſtehen damit vor einer grundſätzlichen 
Wende der Zeit. Anſer Volk geht unweigerlich 
einer ſtarken Veralterung und Vergreiſung ent⸗ 
gegen. 

Reichsinnenminiſter Dr. Frick beleuchtete in 
ſeinem Vortrag über Bevölkerungs- und Raſſe⸗ 
fragen in der erſten Sitzung des Sachverſtändigen⸗ 
beirats im Reichsinnenminiſterium dieſe Tat⸗ 
ſachen. Er kündigte geſetzliche Maßnahmen an zur 
Aenderung der in bedrohlicher Entwicklung begrif— 
fenen Bevölkerungs- und Raſſefragen. Die Fol⸗ 
gen einer übertriebenen Fürſorge für Minder⸗ 
wertige und Aſoziale haben zu einer ungeſunden 
Steigerung der Laſten geführt. Es wird daher 
ein Geſetzentwurf zur Verhütung erbkranken 
Nachwuchſes vorgelegt werden. Auch in der ſteuer⸗ 
lichen Tendenz ſind Wandlungen vorgeſehen, da- 
mit die kinderreichen Familien nicht durch eine 
ungünſtige techniſche Behandlung ſchlechter ge— 
ſtellt ſind, als diejenigen, die ſich nur ſelber zu 
erhalten haben. Auch die ſonſtigen vorhandenen 
geſetzlichen Beſtimmungen werden auf ihre fami⸗ 
lienfeindliche Wirkſamkeit hin nachgeprüft. Die 
Erhaltung der erbgeſunden deutſchen Bauernfami⸗ 
lien und die Verwurzelung beſten deutſchen Blu- 
tes mit beſtem deutſchen Grund und Boden ſoll 
beſonders gepflegt werden. Eine durchdringende 
Aufklärung über Erbgeſundheitspflege und Raj- 
ſenkunde muß in die Erziehung der Jugend und 
des geſamten Volkes eingebaut werden. Fami⸗ 
lien⸗ und Raſſenkunde müſſen ſo gepflegt werden, 
daß das Blühen der Familie als ein höheres Gut 
erſcheint, als Reichtum und Bequemlichkeit. Wir 
müſſen wieder den Mut haben, unſeren Volks— 
körper nach ſeinem Erbwert zu gliedern. 

Dr. F. N. 


Beſprechungen 


Peter Martin Lampel: 
raden. Erkundungsfahrten in die Arbeits⸗ 
lager.“ Günther-Wolff-Verlag, Plauen 
(Vgtld.) 1933, Preis 2,50 RM. 

Als dieſes Buch vor Jahresfriſt im Nohwohlt- 
Verlage erſchien, war es die erſte, liebevoll breite 
Erkundung der jungen Volksbewegung des Ar- 
beitsdienſtes. Wenn es heute, da dieſe Bewegung 
unter der Obhut der neuen Staatsführung in feſte 
Formen geleitet wird, als Volksausgabe neu er⸗ 
ſcheint, ſo muß das Werk in alter Form neue 
Wertung beſtehen. 3 

Die ganze Breite des neuen Arbeitslebens liegt 
in dem Buche vor uns: gelagert im Bober⸗ 
Haus in Schleſien, in Neukirchen in Sachſen, im 
Uchter⸗Moor, im Walchumer Schlot im Ems⸗ 


„Packt an! Kame⸗ 


land; — gelebt im Erwachen des neuen Geiſtes 
der Werkgeſinnung, des Dienſtes an der Gemein- 
ſchaft; belebt durch die eifrige Erörterung über 
die vielen, noch offenen Fragen, wie: richtige Aus⸗ 
wahl und Schulung des Lagerführertypus, zweck⸗ 
mäßige pſychologiſche Behandlung der Dienſtwilli⸗ 
gen, Beſchaffung eines geeigneten Arbeitsfeldes. 

Eine reiche Auswahl von Einzelmei⸗ 
nungen legt der Verfaſſer über dieſe und zahl: 
reiche andere Fragen vor, jedoch ohne Mei: 
nungsordnung, ohne Meinungsfüh⸗ 
rung. Der Bericht wird ſachlich rezeptiv, noch 
nicht perſönlich produktiv gegeben. 

Vor einem Jahre noch erfüllte ein ſolcher Be⸗ 
richt ſeinen Zweck. Als der Verfaſſer der „Re⸗ 
volte im Erziehungshaus“, deſſen idealiſtiſch im⸗ 
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pulſives Temperament ſich ſtändig auf der Kippe 
radikaler Geſinnungen bewegte, damals mit dem 
Bericht über ſein Arbeitsdienſterlebnis zum 
rechtsradikalen Lager ſich bekannte, mochte die ob⸗ 
jektive Haltung ſeines Berichts wohl am eheſten 
geeignet ſein, bei den überraſchten alten Freun⸗ 
den Vertrauen zu erwecken. Es mochte mit dazu 
dienen, geſunde Wurzelkraft aus ſandigem Boden 
eitler marxiſtiſcher Verſprechungen in das frucht⸗ 
bare Erdreich nationalen Tatwillens zu verpflan⸗ 
zen; wenn da zwiſchen den Zeilen zu leſen ſtand: 
Der Arbeitsdienſt iſt die beſte Ju⸗ 
gendfürſorge! Geht hin und ſeht: ſie revol⸗ 
tieren nicht, ſie arbeiten und ſind begeiſtert, der 
Gemeinſchaft zu dienen. 

Heute aber, da wir wiſſen, was wir wollen, da 
es nur mehr darauf ankommt, den Willen auf 
kürzeſtem Wege in Tat umzuſetzen, heute genügt 
es nicht, über die lebendigſten Willenskräfte des 
Volkes „ohne Verſchönerung und Verniedlichung“ 
zu ſprechen. Heute iſt es nicht mehr nötig, Pa⸗ 
trouillengänger einer Bewegung zu ſein, die be⸗ 
reits in voller Front im Angriff ſteht. Heute 
heißt es: Antreten! in der Gemeinſchaft, und in 
ihr beharren! 

Für eine Neuauflage des vorliegenden Buches 
will das jagen: daß ſein ſachlicher Gehalt zuſam⸗ 
mengepreßt und ausgewertet werden müßte. Mit 
voller Kraft der Ueberzeugtheit hätte u. a. die 
Eignung des Arbeitsdienſtes zur 
Siedlerſchulung, die Eroberung der 
Scholle als Dienſtlohn und ihr wehr- 
haftes Beſitzen als Gemeinſchafts⸗ 
entgelt hineinredigiert werden müſſen! 

Damit ſoll das Verdienſt ſolcher „Kundſchaft“ 
nicht gemindert werden. — Auch künftig ſoll der 
Reporter das Volk da ſuchen, wo es in junger 
Tüchtigkeit zu finden iſt: im Gemeindienſt durch 
Arbeit. 

Aber er ſoll dieſen neuen Geiſt „nicht nur 
ſchildern, ſon dern geſtalten: Mit all 
der blutvollen Kraft, die in der Objektivi⸗ 
tät einer feſtbewußten Geſinnung 
liegt. Daß er die Schläfrigen und Säumigen 
wede, und die Wachen in der Wachſamkeit be- 
ſtärke! N. 


Peter Martin Lampel: „Siedeln? Menſch — 
wie ſieht das aus? — Fahrten in Siedlungen 
und Siedlerſchulen.“ Rüdiger-Verlag, Ber⸗ 
lin 1933. 

Lampel, dem es gegeben iſt, die Nöte junger 
Seelen zu erhorchen und zu erfragen, iſt auf ſei⸗ 
nen Fahrten durch die Arbeitslager immer wie⸗ 
der der bangen Frage begegnet: „Was nachher?, 
Was weiter?“ 

Mit der Antwort: „Siedeln“ iſt noch keine 
Klarheit geſchaffen, denn: „Wie ſieht das aus?“, 
und „Was verlangt das von uns?“ — 

Alſo zieht L. aufs neue aus, den Kameraden 
den Weg durch Kundſchaft zu bereiten, Kundſchaft, 


die „zur Klärung beitragen, nichts beſchönigen, 
innere Bereitſchaft wecken, Entſchloſſenheit packen“ 
ſoll. 

Ein klares Ziel und ein gerader Weg! 
Schon der Umfang des Buches zeigt den Vorteil 
gegenüber dem oben beſprochenen an: Er iſt um 
dreiviertel geringer, entlaſtet von unterhaltſamen 
Kurioſa und unfruchtbaren Erörterungen von 
Nebenfragen. 

Das zur Orientierung Nötige iſt in ausreichen⸗ 
der Fülle behandelt: und zwar ein jedes Thema 
in einem Kapitel, was die Auskunft ein⸗ 
deutig macht. 

Eindeutig bis zur Rückſichtsloſigkeit, mit der 
die „Raſenbank-Ideale“ ſiedlungsſüchtiger NRo- 
mantiker — zerſtört werden. Bei den „unheim⸗ 
lichen“ Möglichkeiten des Siedlungsgedankens 
zum Poſitiven wie zum Negativen kann zu ſol⸗ 
cher Rückſichtsloſigkeit in Rat und Tat nicht dring⸗ 
lich genug gemahnt werden: Schwächliche Skepſis 
würde nur zu unfruchtbarer Vielfalt und ſchließ⸗ 
lich zur Vorherrſchaft negativer Elemente führen. 

L. holt ſich nach orientierender Einſicht in die 
Praxis der Siedlung und Siedlerſchulung, grund- 
ſätzliche Auskunft da, wo er ſie am eheſten 
unparteiiſch findet: Bei der Forſchung und 
der gemeinnützigen Betreuung des Siedlungs⸗ 
weſens (der Geſellſchaft zur Förderung der in⸗ 
neren Koloniſation und der Deutſchen Siedlungs⸗ 
bank). 

Folgende realpolitiſche Erkenntnis gewinnt in 
der Geſamtdiskuſſion abſchließend Geltung: Die 
Altſiedlung war infolge der Willkür der 
früheren Siedlungspolitik untragbar gewor⸗ 
den, die Neuſiedlung aber wird lebens⸗ 
fähig ſein! 

Bisher konnte nicht von einer 
Siedlungsaktion, ſondern lediglich von einer 
„Troſtſiedlung“ die Rede ſein, „einem 
Brocken, mit dem der Großgrundbeſitz das Volk 
abſpeiſte, damit das Raubtier eine Weile frißt 
und den Schuldigen nicht anfällt“. Eine plan⸗ 
mäßige Durchführung wurde gehemmt, damit 
zwiſchendurch Pfuſcher und Steckenpferdreiter den 
großen Gedanken durch verfehlte Praxis ins Uns 
mögliche oder in eine Agrar-Revolution überführ- 
ten. Jetzt — wir können das Futurum des Bu: 
ches ins Präſens überſetzen — ſetzt jtatt ro⸗ 
mantiſch revolutionärer, einheit⸗ 
lich organiſche Entwicklung ein. Die 
nächſtfaßbaren Möglichkeiten werden 
ergriffen und vorbereitet: „nebenberu fliche 
Kleinſiedlung anſtelle verfehlter Groß⸗ 
zügigkeit“. An ihr ſoll praktiſch der Sinn für 
eine nach und nach großzügigere Löſung der in⸗ 
neren Koloniſation im Volke geſchult werden. 

Hier und im Arbeitsdienſt ſoll, an erſten Schwie⸗ 
rigkeiten erprobt, in natürlicher Ausleſe der Men⸗ 
ſchentypus heranwachſen, der den großen national- 
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politiſchen Gedanken der Siedlung durchzuführen 
vermag: Erſt nach einer Ausleſe der Exi⸗ 
ſtenzſtarken werden auch die Triebkräfte im 
Volke ſtärker werden, wird die Fähigkeit wachſen, 
Siedlungsromantik in brutale Wirklichkeit umzu⸗ 
ſetzen. 

Mit einer ſolchen „Ausleſe der Tüchtigen“, 
durch Vermittlung gemeinnütziger Siedlungs⸗ 
träger, betreut von einer kühnen Staatsführung, 
vermag die Siedlung „als einzige 
Maßnahme der Gegenwart ſozialen 
und wirtſchaftlichen Aufſtieg, Siche- 
rung und Neuaufbau des deutſchen 
Oſtens“ zu ſchaffen. N. 


Friedrich Wilhelm Heinz: „Kameraden der 
Arbeit. Deutſche Arbeitslager: Stand, Auf- 
gabe und Zukunft.“ Frundsberg-Verlag G. m. 
b. H., Berlin 1933. 

Das Buch iſt vor der Uebernahme der Negie- 
rungsgewalt durch die nationalſozialiſtiſche Bewe— 
gung vollendet. Der Verfaſſer, ehedem Schrift⸗ 
leiter des „Stahlhelm“, iſt für die Auffaſſung und 
Auswahl der Formen des Arbeitsdienſtes und des 
Dienſtpflichtgedankens noch allzu ausſchließlich 
von den Vorarbeiten des Stahlhelm und des 
Jungdeutſchen Ordens geleitet; der Plan Hier ls, 
der heute verwirklicht wird, kommt darüber zu 
kurz. 

Gleichwohl iſt, wie Arbeitsminiſter Seldte 
im Vorwort ſagt, „Sinn und Zweck des Buches zu 
bejahen, gleichgültig, welche Stellungnahme der 
Verfaſſer im einzelnen einnimmt.“ 

Der ſtraffe Aufbau des Inhalts und die Les 
bendigkeit der Bildbeigabe ſind gewiß geeig- 
net, den Gedanken des Arbeitsdien⸗ 
ſtes zu verbreiten und zu vertiefen. 

Der Arbeitsdienſt „aus deutſcher Not, als 
deutſche Möglichkeit, als deutſche Aufgabe“ iſt mit 
Elan begriffen. Die Angriffe der Gegner ſind in 
beſter Abwehr durch Darſtellung der Praxis ab- 
geſchlagen. Das nationalpädagogiſche 
Ziel des Arbeitsdienſtes iſt mit lebendigem 
Ethos erfaßt: „Es geht darum, den heranwachſen⸗ 
den Jahrgängen unter 25 Jahren, denen das Le— 
ben mit dem Schulabſchluß ſchon beendet ſcheint, 
und die nur noch vegetierend haſſen, vegetierend 
lieben, vegetierend verſumpfen: das Erlebnis der 
Eingliederung, des Dienſtes, das Erlebnis der Ge⸗ 
meinſchaft und der Zucht, das Erlebnis eines ge⸗ 
ordneten und auf ein klares und ſichtbares Ziel 
gerichteten Daſeins zu vermitteln: daß Deutſch⸗ 
lands Jugend dienen lernt, gehorchen lernt, opfern 
lernt, aber auch dereinſt einmal herrſchen lernt.“ 

Als Terrain für den Arbeitsdienſt 
iſt die Siedlung genügend in den Vorder- 
grund gerückt und an dem Beiſpiel der Siedlung 
Neukirchen, die als erſte vom Arbeitsdienſt des 
Jungdeutſchen Ordens in Verbindung mit der 
ſtaatlichen Landesſiedlungs⸗ und Wohnunggsfür⸗ 


ſorgegeſellſchaft „Sächſiſches Heim“ durchgeführt 
wurde, im Erfolg veranſchaulicht. 

Die filmmäßig lebendigen Bildbeigaben veran⸗ 
ſchaulichen den Weg vom troſtloſen Wohnungs⸗ 
elend der Großſtadt, aus der gefährlichen Muße 
der Arbeitsloſigkeit, über die wehrſportfreudige 
Geſinnung und Erziehung durch den Arbeits- 
dienſt, zur Entlohnung durch den Beſitz eigener 
Scholle, zur Begründung neuer Burgen im Oſten. 
Das Buch ſchließt mit dem erhebenden Ausklang 
in Bildern — Wogende Felder, ſchwere Hocken, 
feſte Hütten —: „von der Maaß bis an die Memel, 
von der Etſch bis an den Belt“ — ein geſundes 
Volk auf eigener Scholle durch Arbeitsdienſt und 
Siedlung! N. 


„Deutſche Siedlung“ — Idee und Wirklichkeit —. 
Einblick — Ueberblick — Ausblick. Von Dr. 
rer. pol. G. A. Küppers⸗Sonnenberg. Berlin 
1933. Verlag „Die Grundſtücks-Warte“, Ber⸗ 
lin⸗Charlottenburg 2. 132 Seiten. RM 4,80. 


Der Verfaſſer unternimmt unter dem obigen 
Titel den Verſuch einer Geſamtdarſtellung des 
deutſchen Siedlungsweſens in allen ſeinen For⸗ 
men und Spielarten. Die chaotiſche Fülle von 
Plänen und Problemſtellungen materieller und 
kultureller Art um die deutſche Siedlung, die ſich 
wiederum in der ſachlich gegebenen Aufſpaltung 
in den 3 Problemkreiſen der ſtädtiſchen Sied⸗ 
lung, der ländlichen Siedlung und der Sied— 
lung als Mittelding zwiſchen Stadt 
und Land überſchneiden, hat in der Nachkriegs⸗ 
zeit zu einem Durch- und Gegeneinander im 
Siedlungswillen und Siedlungsziel geführt. Der 
Verfaſſer betont mit Recht, daß für eine Verein⸗ 
heitlichung der Siedlung eine theoretiſch wie 
praktiſch gleich brauchbare Feſtlegung des Sied- 
lungsbegriffes von Nöten iſt. Der feſtliegende 
Siedlungsbegriff bildet zunächſt die Grundlage für 
eine Vereinheitlichung der Siedlungsbewegung 
und Siedlungsorganiſation. Die vom Verfaſſer 
gegebene begriffliche Definition der Siedlung als 
„Verbindung, vor allem Rückverbindung der 
Menſchen mit dem Boden in einer der überſteiger— 
ten Großſtadtentwicklung entgegengeſetzten neuen 
Landkultur, organiſches Glied einer auf harmoni⸗ 
ſcher Wechſelwirkung zwiſchen Stadt und Land 
beruhenden Stadt-Landkultur“ (S. 43) erſcheint 
uns zu allgemein. Der Verdienſt des Dr. K. bei 
ſeinem Verſuch liegt dagegen in Teil II und III, 
in denen er eine umfaſſende Aufſtellung über die 
Arten und Spielarten der in Deutſchland auf- 
tretenden Siedlung gibt. Der Verfaſſer kommt 
zu 5 ſyſtematiſchen Einteilungsprinzipien des 
Siedlungsweſens und zwar: 

. nad) der Lage, 
nach der Größe, 
nach der Funktion, 
. nad) der Struktur, 
. nach der Idee. 
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Als zweckdienlichſtes Klaſſifikationsſchema für 
die einzelnen Typen der Siedlung ſchlägt der Ver 
faſſer folgende Einteilung vor: 

1. Wirtſchaftsſiedlungen (bislang „ländliche“ 
Siedlungen); 

2. Wohnſiedlungen (bislang „ſtädtiſche“ Sied— 
lungen); 

3. Notſiedlungen (bislang „Kleinſiedlungen“) 
und Ergänzungsſiedlungen (bislang „Ne⸗ 
benerwerbsſiedlungen“); 

4. Kulturelle Siedlungen (bislang „roman⸗ 
tiſche“ Siedlungen); 

5. Parzellenſiedlung; 

6. Nutzgartenſiedlung; 

7. Kleingartenſiedlung. 


Es dürfte für den Fachmann wie Laien gleich 
intereſſant ſein, aus der bloßen Aufzählung zu 
entnehmen, was alles an wirtſchaftlichen, ſozialen 
und kulturellen Bewegungen und Beſtrebungen 
in der Nachkriegszeit unter dem Titel „Siedlung“ 
firmiert hat. 

Inſoweit dürfte die Arbeit des Herrn K. Fach⸗ 
leuten wie ſonſtigen Intereſſenten empfehlenswer⸗ 
tes Material vermitteln. 5 


Die private Stadtrandſiedlung, unterſucht am 
Berliner Beiſpiel. Bearbeitet im Deutſchen 
Archiv für Siedlungsweſen, Berlin. Berlin 
1933. Verlag „Die Grundſtücks-Warte“, Ber: 
lin⸗ Charlottenburg 2. 80 Seiten m. Plänen 
und Abbildungen. Preis RM 6,00. 

Die Schrift verwendet in überſichtlicher Weiſe 
die bisherigen wertvollen Ergebniſſe der vor— 
ſtädtiſchen Kleinſiedlung und Stadtrandſiedlung 
in Groß-Berlin und den angrenzenden Land— 
kreiſen. Sie beſchäftigt ſich insbeſondere mit den 
wichtigen Fragen der Bodenbeſchaffung, des Par⸗ 
zellierungsvorganges und der öffentlichen Anfor— 
derungen als Vorausſetzungen für eine erfolg⸗ 
reiche Kleinſiedlung am Stadtrand. Die Ge: 
lände⸗Erſchließung und die baulichen Verhältniſſe 
dieſes überaus vielgeſtaltigen Siedlungsgebiets 
ſind ebenfalls eingehend unterſucht. Von beſon⸗ 
derem Wert für die Praxis iſt im übrigen die 
Zuſammenſtellung einiger weſentlicher Geſichts⸗ 
punkte für die zukünftige Behandlung der 
Groß-Berliner Stadtrandſiedlung. Die anſchau⸗ 
liche Schrift kann allen beteiligten Stellen nur 
empfohlen werden. v. Sch. 


„Zwei Abhandlungen über Siedlung und Ver⸗ 
kehr,“ Band 4 der Materialienſammlung der 
Forſchungsſtelle für Siedlungs- und Woh⸗ 
nungsweſen an der Univerſität Münſter i. W., 
herausgegeben von o. 5. Univerſitätsprofeſſor 
Dr. W. F. Bruck, Münſter 1932, Wirt⸗ 


ſchafts⸗ und ſozialwiſſenſchaftlicher Verlag 
E. V., Johannisſtr. 9. 156 Seiten, Preis 
RM 4.—. 


Die enge Verknüpftheit aller Verkehrsfragen 
mit dem Siedlungsweſen wird den intereſſierten 
Kreiſen wieder einmal durch zwei Abhandlungen 
aus der obengenannten Materialienſammlung 
deutlich vor Augen geführt. Es handelt ſich um 
eine Arbeit von Dr. Joſef Schröder: „Hagen als 
Städtebaubild“, und eine weitere von Dr. Joſef 
Schröder: „Die Wirtſchaftlichkeit der Straßenbah— 
nen des Rheiniſch-Weſtphäliſchen Induſtrie⸗ 


bezirks.“ Während die erſte Arbeit ein Ge— 
ſamtbild der ſtädtebaulichen und wirtſchaft— 
lichen Entwicklung einer raſch aufgeblühten 


Induſtrieſtadt gibt, behandelt Dr. Joſef Schrö- 
der einen Einzelzweig kommunaler Wirtſchafts⸗ 
betätigung, und zwar den Straßenbahnbetrieb. 
Der augenblickliche Stand in der Entwicklung 
des Siedlungs- und Wohnungsweſens hat eine 
Reihe neuer Probleme entſtehen laſſen, zu 
deren Löſung die Einſchaltung des Verkehrs⸗ 
weſens unbedingt erforderlich iſt. Ich erinnere 
hier nur an die Notwendigkeit, zwecks Schaffung 
billigſter Kleinwohnungen, bis an den äußerſten 
Rand der Städte herauszugehen, was die Forde⸗ 
rung nach billigen Verkehrsmitteln von der Wohn- 
zur Arbeitsſtätte mit ſich bringt. Auf der ande- 
ren Seite hat der Rückgang der Beſchäftigung, 
die Wirtſchaftlichkeit von Verkehrsunternehmen 
vielfach in Frage geſtellt. Alle dieſe Probleme 
werden neben vielen anderen in den beiden oben⸗ 
genannten Schriften eingehend und kritiſch unter⸗ 
ſucht, und an Hand von Schaubildern dargeſtellt. 
Das Studium dieſer intereſſanten Arbeiten iſt 
ſehr zu empfehlen. Dr. M. 


Kolonialgebiete des rheiniſch⸗weſtfäliſchen 
Induſtriereviers, deutſche Inlandskolonien. 


In der Materialienſammlung der Forſchungs⸗ 
ſtelle für Siedlungs- und Wohnungsweſen an 
der Aniverſität Münſter i. W. gibt deren Leiter, 
Profeſſor Dr. W. F. Bruck das als Band 7/8 im 
Wirtſchaftlichen und Sozialwirtſchaftlichen Verlag 
e. V. Münſter i. W. erſcheinende Heft „Kolonial- 
gebiete des rheiniſch-weſtfäliſchen Induſtrie⸗ 
reviers“ heraus. Die Veröffentlichung ſoll nach 
dem Vorwort des Herausgebers der Herausitel- 
lung eines wirtſchaftspolitiſchen Programms und 
zwar des umfangreichſten Arbeitsbeſchaffungspro⸗ 
gramms des Nordweſtens in Verbindung mit 
einem Siedlungsprogramm dienen. Das Heft 
enthält einen einleitenden Aufſatz von Profeſſor 
Bruck ſelbſt, deſſen Thema ſich mit dem Titel der 
Veröffentlichung deckt. Profeſſor Bruck kann für 
ſich in Anſpruch nehmen, ſchon frühzeitig, nämlich 
erſtmals im Februar 1925, das Problem von 
Deutſchlands weltwirtſchaftlicher Stellung in der 
veränderten internationalen Arbeitsteilung auf⸗ 
geworfen zu haben, und er hat ſeitdem nach jei- 
nen eigenen Worten die Leitgedanken ſeiner da⸗ 
maligen Ausführungen mit einer gewiſſen Hart⸗ 
näckigkeit wiederholt. Nationale Impulſe, eine 
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in praktiſche Geſtaltungen umgewandelte ſoziale 
Tendenz und die mit beiden zuſammenhängende 
Induſtrialiſierung der Neuländer haben der 
Weltpolitik und der Weltwirtſchaft neue Bahnen 
gewieſen. Es beginnt ein neues Zeitalter der 
Menſchheitsgeſchichte, welches die frühere rein 
wirtſchaftliche Ausdrucksweiſe des abendländiſchen 
Kapitalismus, nämlich der Export-⸗Induſtrialis⸗ 
mus, zu einem gewiſſen Ende führt. So kommt 
auch die Aufnahmefähigkeit der Welt für deutſche 
Exportprodukte zum Stillſtand, und für das ſeiner 
Kolonien beraubte Deutſchland erhebt ſich das 
Problem der Anterbringung der durch den ver— 
minderten Exportinduſtrialismus freigewordenen 
Menſchen. Die Löſung dieſes Problems kann und 
muß in einer möglichſten Intenſivierung des Bin⸗ 
nenmarktes beſtehen. Bloße Siedlung, bloße 
Schaffung landwirtſchaftlicher Produktion ohne 
Berückſichtigung des Abſatzes und Schaffung der 
dafür zweckmäßigen Organiſationen iſt Wahnſinn 
oder Verbrechen. Die Abſatzorganiſation muß bei 
der Frage nach den zweckmäßigen Siedlungsfor⸗ 
men und nach der Eingliederung der Siedlung in 
den Rahmen der Geſamtwirtſchaft die entſchei⸗ 
dende Rolle ſpielen. — Von dieſem Gedanken aus⸗ 
gehend, behandelt Profeſſor Bruck das aktuelle 
Problem des deutſchen Nordweſtens, und gibt im 
Zuſammenhang mit dieſem Problem zugleich einen 
Tätigkeitsbericht der Forſchungsſtelle für Gied- 
lungs- und Wohnungsweſen. 

Es folgen Einzelabhandlungen von Stadtbau— 
rat a. D. Dr. ing. Richter über „Der freie Platz 
für die Siedlung in Weſtfalen“, von Landeskul⸗ 
turdirektor König über „Die Umlegung und ihre 
volkswirtſchaftliche Bedeutung“, eine Einzelunter⸗ 
ſuchung von Dr. Elshoff über „Die Landeskulti⸗ 
vierung und Siedlung der Nachkriegszeit im 
Landkreiſe Ahaus“, und eine weitere Einzel- 
unterſuchung von Domänenrat Kreuz über „Die 
landeskulturellen und waſſerwirtſchaftlichen An⸗ 
lagen des Herzogs von Croy in Dülmen“. 

Der dritte und vierte Abſchnitt des Buches ſind 
dem Emsland gewidmet, und zwar behandelt der 
dritte Abſchnitt in Arbeiten von Regierungsrat 
Dr. Mangels, von Oberegierungs- und Baurat 
Bock und von Syndikus Dr. Lübbers die Fragen 
des Ausbaues des Dortmund-Ems-Kanals unter 
dem Geſichtspunkt des Arbeitsmarktproblems, des 
techniſchen und des volkswirtſchaftlichen Problems. 
Der vierte Teil behandelt das Emsland als Kolo⸗ 
nialland des deutſchen Weſtens in Aufſätzen von 
Regierungspräſident Dr. Sonnenſchein, Regie⸗ 
rungs⸗ und Kulturrat Kornhardt, Siedlungs⸗ 
direktor Dr. Schulte und Handelskammerſyndikus 
Dr. Lübbers. 

Das Buch, das keine erſchöpfende Darſtellung, 
ſondern eine Materialſammlung bringen will, 
enthält viele wertvolle Anregungen, die auch über 
die behandelten Einzelthemen hinaus grundſätz⸗ 
liche Bedeutung beſitzen. 


„Der Weg zu uns ſelbſt.“ Eine Ganzheitslehre 
der Lebens-, Wohn- und Stadt-BausKultur. 
Band: Wohnkultur als modernes Problem. 
Von Richard Scharff. Verlag der Meyer: 
ſchen Hofbuchhandlung (Max Staercke), Det⸗ 
mold. 

Wenn heute an eine Wertung deſſen gegangen 
wird, was moderne Zielſetzung letzter Jahrzehnte 
dem Bauweſen gebracht hat, ſo wird eins nicht 
vergeſſen werden dürfen: der Stand unſeres heuti⸗ 
gen Architekturſchaffens iſt weniger ein Produkt 
der Technik als das einer beſtimmt gerichteten 
Geiſtigkeit, die die Beziehungen des Lebens faſt 
bis zur letzten Grenze vom Naturhaften löſte. Seit 
langem iſt der Mikrokosmos der Familie vertikal 
in ein Einzelmenſchentum zerſpalten, deſſen Daſein 
durch einſchneidende Zäſuren horizontal in die 
Funktionsgruppen Arbeit, Unterhaltung und 
Ruhe zerteilt wird. Die unausbleibliche Folge 
dieſer pſychiſchen Zerriſſenheit iſt eine geſteigerte 
Empfindlichkeit, deren Befriedigung techniſchem 
Snobismus ein willkommenes Feld der Tätig⸗ 
keit bot. 

Zu der kulturellen Zerrüttung des modernen 
Menſchen tritt eine ungeheure Beanſpruchung 
durch die zermürbenden Einflüſſe ſtädtiſcher Tech- 
niſierung. Wenn in Berlin täglich 150 000 Liter 
Abgaſe von Autos und 20 000 Meterzentner Flug- 
aſche die Luft durchſetzen, jo iſt die ſelbſtverſtänd⸗ 
liche Reaktion zur Kompenſation dieſer wider— 
natürlichen Lebensbedingungen eine betonte For— 
derung nach hygieniſchen Maßnahmen. Damit 
verbraucht ſich ein großer Teil moderner Architek⸗ 
turbeſtrebungen in den Aufgaben, dem durch ver⸗ 
fehlte Wirtſchaftsformen mißhandelten Menſchen 
das zu erſetzen, was er an Natürlichkeit der Le⸗ 
bensform aufzugeben gezwungen wird. Das Be- 
dürfnis nach Licht, Luft, Ruhe, Abſonderung und 
Reinigungsmöglichkeit iſt weit über das Normale 
gewachſen. Gewiß iſt Rückſicht hierauf für den 
Körper und die rückſichtslos ausgeſchrotteten 
Sinnesorgane notwendig. Der moderne Wohn— 
bau kämpft und arbeitet aber damit ausſchließlich 
für die Erhaltung und Vervollſtändigung des auf 
Mechaniſierung gerichteten Lebensſtandarts. Woh⸗ 
nung bedeutet heute nicht mehr Umſchließung 
einer Familie und ihrer geſamten Lebensfunktio⸗ 
nen, ſondern nur noch Stätte für die notwendige 
Entſpannung. Ihr wird das zur Vorausſetzung 
gegeben, was am eheſten der Umgeſtaltung bedarf. 

Die Rationaliſierung des Wohnungsbaus hat 
zudem wie überall zu einer Steigerung der fixen 
Betriebskoſten geführt, die auch durch einen Ver- 
zicht auf Wohnanſprüche nicht gemildert werden 
kann. Hierzu kommt ein berechnendes Streben 
nach äußerem Effekt, das die Wohnung ebenfalls 
von ihrer funktionellen Beziehung zum Menſchen 
gelöſt hat und den modernen Bau zu einer Re⸗ 
klameangelegenheit und zu einem Inſtrument tech- 
niſchen Virtuoſentums erniedrigt. 
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Das Ende dieſer Entwicklung dürfte heute er⸗ 
reicht ſein. Führt neue Wirtſchaft zu einem ge⸗ 
ſchloſſeneren, umweltverwurzelten Leben, tritt vor 
allem Binnenſiedlung an Stelle der Auswanderer⸗ 
ſiedlung und der weiteren Aufſchwemmung der 
Großſtädte, in denen der Menſch verzweifelt um 
die letzten nötigſten Reſte naturhaften Lebens 
kämpfen muß, ſo werden wiedergewonnene Be— 
ziehungen der Wohnung neue Aufgaben und eine 
ſelbſtverſtändlichere Geſtaltung geben. 

Dieſe Gedankengänge bilden das Wertvollſte der 
vorliegenden Schrift, die als Ausſchnitt aus einer 
größeren Arbeit den modernen Wohnbau und 
ſeine Verflechtung mit anderen kulturellen Er⸗ 
ſcheinungsformen unterſucht. Da die Geſamt⸗ 
arbeit aus dem Zerfall menſchlicher Intereſſen, 
Willens⸗ und Empfindungsäußerungen einen 
Weg zu einer natürlichen Vereinheitlichung weiſen 
will, wäre ihr eine natürlichere Sprache zu wün⸗ 
ſchen. Daß dieſe fehlt, mindert den Eindruck des 
Inhalts. Dr W. 


Rudolf Dittmer: Die Ueberwachung der Bau⸗ 
genoſſenſchafts⸗Finanzen. Ein Wegweiſer für 
die ſchriftliche Berichterſtattung des Vorſtan⸗ 
des an den Aufſichtsrat. Mit 16 Muſter⸗ 
formularen. Selbſtverlag des Verfaſſers: 
Stettin, Grabower Str. 11. 

Für die baugenoſſenſchaftliche Praxis iſt hier 
ein Werk erſchienen, das durch ſeine ſachliche und 
gedrungene Darſtellung wertvolle Richtlinien und 
Anleitungen für die Organe der Baugenoſſen⸗ 
ſchaften bringt. Auf 42 Seiten bewältigt der 
Verfaſſer einen reichen Stoff, der beſonders wert— 
voll durch Vorſchläge für zweckmäßige Formulare 
und durch die Muſterbeiſpiele geſtaltet wird. 

Die Ergebniſſe der letzten Jahre haben gezeigt, 
daß die Ueberwachungstätigkeit des Aufſichtrats 
vertieft und von der mehr oder weniger formalen 
Prüfung auf die materielle übergegangen werden 
muß. Die Vermögenslage, Zahlungsbereitſchaft 
und Wirtſchaftlichkeit müſſen in beſtimmten Zeit⸗ 
abſtänden Gegenſtand der Ueberprüfung durch den 
Aufſichtsrat ſein, um Erkrankungen im wirtſchaft⸗ 
lichen Kreislauf des Unternehmens rechtzeitig zu 
erkennen und vorbeugend eingreifen zu können. 
Es beſtehen keine Zweifel, daß zu dieſen Unter⸗ 
ſuchungen mündliche Berichte des Vorſtandes an 
den Aufſichtsrat nicht ausreichen, ſondern Zwiſchen⸗ 
bilanzen, Aufſtellungen und Berechnungen vom 


Vorſtand gefertigt und dem Aufſichtsrat zu ſeinen 
Prüfungen an Hand gegeben werden müſſen. 
Welche Unterlagen notwendig ſind, wie ſie zweck— 
mäßig aufgeſtellt und vom Auſſichtsrat durch⸗ 
gearbeitet werden müſſen, bringt der Verfaſſer 
in anſchaulicher und allgemein verſtändlicher 
Weiſe zum Ausdruck. 

Das Werk bringt viel Neues und manches Alte 
in zuſammenhängender, als neu erſcheinender Auf— 
faſſung. Es iſt allen Baugenoſſenſchaften, aber 
auch Wohnungsunternehmen anderer Rechtsform 
beſtens zu empfehlen. Pr. 


Der Präcisplattenbau. Von Dr. Ing. Scheibe, 
Hamburg. Gerold-Verlag, Pößneck. 


Eingekleidet in einen lebendig geſchriebenen 
Teil zur Belehrung des Bauherren über allge— 
meine Baufragen, werden die Vorzüge der vom 
Verfaſſer patentierten Präcisplattenbauweiſe er⸗ 
läutert, für die er Licenz und eiſerne Formen zur 
Herſtellung der Präcisplatten verleiht. In zahl⸗ 
reichen Entwürfen jeder Art vom ländlichen 
Wochenendhaus bis zur phantaſievollen ſtädti⸗ 
ſchen Meſſeſtadt werden Beiſpiele in Wort und 
Bild gegeben, daneben bauwiſſenſchaftliche Pro⸗ 
bleme aller Art mit teilweiſe dichteriſcher Frei- 
heit behandelt. Den Fachmann intereſſieren die 
Merkmale des Syſtems. Es handelt ſich um eine 
mörtelloſe Verbindung der großformatigen Bims⸗ 
platten durch Rundeiſen, die in Steindurchbohrun⸗ 
gen der Platten eingezogen und zwiſchen einer 
durchgehenden eijernen Fuß- und Kopfſchwelle 
feſt verſpannt werden. Fenſter und Türen wer⸗ 
den durch Profileiſenrahmen in den konſtruktiven 
Aufbau der Wand einbezogen. Es iſt klar, daß 
die Wirtſchaftlichkeit dieſer Bauweiſe von den Be⸗ 
zugsquellen des wärmetechniſch hochwertigen Bau— 
ſtoffes ſtark abhängt. Auch darf bei einer Kritik 
nicht verſchwiegen werden, daß alle auf mechani⸗ 
ſcher Verbindung von Eiſen und Leichtbeton be- 
ruhenden Bauweiſen zu unangenehmen Riſſebil⸗ 
dungen neigen, die eine beſſere Wärmehaltung 
des Grundſtoffes völlig aufheben können. Auch 
Wanddurchfeuchtungen dünnſchaliger Außenwände 
ſind je nach dem Klima und der Wetterlage in 
Verbindung mit dem Riſſeproblem noch nicht be- 
hoben. Die Praxis wird daher erſt entſcheiden 
müſſen, ob es dieſem neuen Präcisplattenbau 
glücken wird, dieſe beſonderen Schwächen des all- 
gemeinen Syſtems zu überwinden. W. 


Eingegangene Bücher 


Bodenreform und Landwirtſchaft. 2. Auflage. 
Herausgegeben von Adolf Damſchke, Verlag Rei⸗ 
mar Hobbing, Berlin. 


Bau⸗Notizbuch für Eigenheime. 
Herausgegeben von Architekt Karlwalter Hillger, 
ae Werken, G. m. b. H., Berlin, Preis 
2,40 


Jahrbuch 1933 für Mietrecht und Wohnungsweſen. 
Herausgegeben vom Vorſtand des Landes verban⸗ 
des Preußen im Reichsbund Deutſcher Mieter 

V 


e. V. 

Der Aufbau des öſterreichiſchen Siedlungswerkes. 
Herausgegeben vom Oeſterreichiſchen Kurato⸗ 
rium für Wirtſchaftlichkeit. Verlag Julius 
Springer, Wien, Preis RM 5,—. 
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Die Reviſion der Regiebetriebe. 

Herausgegeben von Dr. Carl Bernhard Zee⸗ 
Heraeus und Dr. Harold Raſch, Carl Heymanns 
Verlag. 

Johann Heinrich von Thünen zum 150. Geburtstage. 
Herausgegeben von Wilhelm Seedorf und Hans⸗ 
Jürgen Seraphim, Carl Hinſtorffs Verlag, Ro⸗ 
ſtock, Preis RM 7,50. 

Kaninchenzucht. } 
Herausgegeben von Carl Gall, Wien. 
Verlag, Wien. 

Arbeitsbeſchaffung. — 9 
Eine Gemeinſchaftsarbeit von Dr. Heinrich Drä⸗ 
ger, Dr. Hans Lambrecht, Dr. Fritz Reuter uſw., 
Verlag Reimar Hobbing, Preis RM 2,—. 


Scholle⸗ 


Auswahl und Schulung. 
Herausgegeben vom Reichskuratorium für Wirt⸗ 
ſchaftlichkeit. Beuth-Verlag, Preis RM 0,65. 


Kleinbauerngehöfte. 
Herausgegeben von der Reichsforſchungsgeſell⸗ 
ſchaft für Wirtſchaftlichkeit im Bau- und Woh⸗ 
nungsweſen, Preis RM 7,50. 
Die private Stadtrandſiedlung. 
Herausgegeben vom Deutſchen Archiv für Sied⸗ 
lungsweſen. Verlag „Die Grundſtücks⸗Warte“, 
Berlin⸗Charlottenburg 2. Preis RM 6.00. 
Zurück zum Agrarſtaat? 
Herausgegeben von Fr. Burgdörfer, Kurt Vo⸗ 
winckel⸗Verlag, Berlin-Grunewald, Pr. RM 4,80. 


Geſetze, Veroroͤnungen und Erlaſſe 


Wohnungsweſen 
Geſetz über die Zulaſſungsfriſt in 
Aufwertungsſachen. 

Nach dem Reichsgeſetz über die Fälligkeit und 
Verzinſung der Aufwertungshypotheken vom 12. Juni 
1933 kann der Eigentümer des belaſteten Grundſtücks 
oder perſönliche Schuldner, dem bereits eine Zah⸗ 
lungsfriſt bewilligt war, bis zum 31. 7. 1933 die Be⸗ 
willigung einer weiteren Zahlungsfriſt beantragen, 
wenn die im Fälligkeitsgeſetz vom 18. Juli 1930 — 
RGBl. I S. 300 — für die Bewilligung der Friſt 
feſtgeſetzten Vorausſetzungen auch gegenwärtig be⸗ 
ſtehen. Der Antrag iſt bis zum 31. Juli 1933 bei der 
Aufwertungsſtelle einzubringen. Die Fälligkeit kann 
bis zum 31. 12. 1934 hinausgeſchoben werden. 


Förderung des Eigenheimbaues aus den Mitteln 
der Reichsanſtalt. 


Der Präſident der Reichsanſtalt für Arbeitsver⸗ 
mittlung und Arbeitsloſenverſicherung hat im Erlaß 
vom 19. Juni 1933 — Geſch.⸗Z.: III 8131/47 11 — 
unter Ergänzung der Rundſchreiben vom 10. März 
1933 und 4. Mai 1933 angeordnet, daß Bauvorhaben 
zunächſt auszuſcheiden ſind, die nach dem 31. Auguſt 
1933 begonnen werden ſollen. Als ſpäteſter Zeit⸗ 
punkt der Bauvollendung iſt wie bisher der 31. März 
1934 vorgeſchrieben. 


Verfolgung von Mietwucher. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium hat in der all⸗ 
gemeinen Verordnung vom 2. 6. 1933 I 4107 
beſtimmt, daß Vorkehrungen gegen die Gefahr un⸗ 
gerechtfertigter Erhöhungen der Mieten infolge der 
ſteigernden Nachfrage nach Kleinwohnungen getroffen 
werden. Die Staatsanwaltſchaften ſind erſucht, 
Strafſachen dieſer Art ihre beſondere Aufmerkſamkeit 
zuzuwenden und jede Bereicherung durch hohe Mie⸗ 
ten auf Koſten der Allgemeinheit zu bekämpfen. 


Vorſtädtiſche Kleinſiedlung 


Anerkennung der Siedlungsvorhaben als 
vorſtädtiſche Kleinſiedlung. 

Der Miniſter für Wirtſchaft und Arbeit ſpricht im 
Erlaß vom 8. Mai 1933 — Nr. ZA. II 1003 b, 6. 5. L. 
— ſein Bedauern aus, daß die in letzter Zeit auf 
eigene Initiative der Siedlungsluſtigen entſtandenen 
Kleinſiedlungsbauten (wilde Siedlungen) nur in 
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verhältnismäßig wenigen Füllen 
Kleinſiedlung anerkannt ſind. 

Der Miniſter erſucht daher, die nach der Verord- 
nung des Reichspräſidenten vom 6. Oktober 1931 
(RGBl. I S. 551) Vierter Teil, Kap. II und der 
Verordnung vom 23. Dezember 1931 (RGBl.! S. 790) 
zuläſſigen Erleichterungen und Vergünſtigungen 
möglichſt weitgehend und überall da zu ge⸗ 
währen, wo vorſtädtiſche Kleinſiedlungen ohne Ver⸗ 
letzung öffentlicher Intereſſen errichtet werden kön⸗ 
nen, vor allem aber auch aus eigener Initiative von 
den Ihnen zuſtehenden Befugniſſen nachdrücklichſt Ge⸗ 
brauch zu machen. 

Der Erlaß enthält alsdann noch weitere Beſtim⸗ 
mungen, die die früheren Beſtimmungen über die 
Anerkennung ergänzen. 

1 1 Erlaß iſt im MBlWi A. 1933 S. 237 abge⸗ 
ruckt. 


als vorſtädtiſche 


Wirkſchaft 
Abwicklung von Bauſparverträgen. 


Nach der Durchführungs- und Ergänzungsverord⸗ 
nung über die vereinfachte Abwicklung von Bauſpar⸗ 
verträgen vom 9. Juni 1933 (RGHl. I 372) find die 
Sparer bei Anordnung der vereinfachten Abwicklung 
von der Zahlung weiterer Beiträge auch inſoweit be⸗ 
freit, ſoweit Sparbeiträge und Verwaltungskoſten⸗ 
ee bei Anordnung der Abwicklung rüdjtändig 
in 

Bei der vorrangloſen Befriedigung aller Bauſparer 
(8 1 Abſfatz 2 Satz 4 der Notverordnung) bewendet 
es auch, wenn ein Bauſparvertrag anfechtbar oder 
nichtig iſt. Einen anderen Anſpruch gegen die Bau⸗ 
ſparkaſſe, als daß ihm ſein Bauſparguthaben jo, wie 
es jeweils die flüſſigen Mittel zulaſſen, zurückgezahlt 
werde (8 1 Abſatz 2 Satz 3 der Notverordnung), hat 
ein Bauſparer nicht; mit dieſem Anſpruch kann er 
nicht aufrechnen. 


Treuhänder der Arbeit. 


„Nach der Durchführungsverordnung zum Geſetz 
über die Treuhänder der Arbeit vom 13. Juni 1933, 
RGBl. I S. 368, regeln die Treuhänder in den ihnen 
nach der Verordnung zugewieſenen Wirtſchafts⸗ 
gebieten gemäß 8 2 Abſ. 1 des Geſetzes die Bedin⸗ 
gungen für den Abſchluß von Arbeitsverträgen. 
Die Treuhänder ſind für die Regelung auch dann 
zuſtändig, wenn ſich ihr Geltungsbereich nur un⸗ 
weſentlich über den Zuſtändigkeitsbezirk hinaus er⸗ 
ſtreckt. In den übrigen Fällen beſtimmt der Reichs⸗ 
arbeitsminiſter den zuſtändigen Treuhänder. 
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Nachrichten des Bau und Siedlungsweſens 


Wohnungswirtſchaft 
Die Bauwirtſchaft Mitte 1933. 


Nach den Feſtſtellungen des Inſtituts für Konjunk⸗ 
turforſchung ergibt ſich für die Lage der Bauwirt⸗ 
ſchaft folgendes Bild: 

Im März dieſes Jahres hat die Beſchäftigung zum 
erſtenmal ſeit 1927 den Vorjahrsſtand wieder über⸗ 
ſchritten. Der Bauſtoffverbrauch iſt ebenfalls geſtie⸗ 
gen. Der Abſatz der Zementfabriken war in den Mo⸗ 
naten Januar bis Mai 19% höher als im Vorjahr, 
der Abſatz von Branntkalk an das Baugewerbe war 
in den Monaten Januar bis März (neuere Zahlen 
liegen nicht vor) um 37% höher als vor einem 
Jahr. Auch der Abruf von Baueiſen liegt über Vor⸗ 
jahrsſtand. Die Betriebe der Mauerziegel-Induſtrie 
waren im April um mehr als ein Drittel beſſer aus⸗ 
genutzt als im Jahre 1932. Mit dieſer Belebung des 
Abſatzes iſt ſeit der Jahreswende der Rückgang der 
Bauſtoffe, die den Vorkriegsſtand wieder annähernd 
erreicht haben, zum Stillſtand gekommen (Index⸗ 
ziffer der Bauſtoffpreiſe Mai 1933: 103,5; 1913: 100. 
en der Baukoſten Mai 1933: 115,4; 1913: 
0 


In den einzelnen Zweigen hat ſich die Belebung je- 
doch nicht gleichmäßig durchgeſetzt. Am ſtärkſten iſt 
die Wohnungsbautätigkeit geſtiegen, während der 
1 Hochbau weiterhin vollkommen darnieder- 
iegt. 


Der Wohnungsbau. In den Groß- und Mittel⸗ 
ſtädten ſind in den Monaten Januar bis April die 
Baubeginne von Wohnungen um 30% über den Vor⸗ 
jahrsſtand geſtiegen. Die Fertigſtellung von Woh⸗ 
nungen übertraf den Stand der gleichen Monate des 
Jahres 1932 um 23%. Zwar blieb der Zugang neuer 
Wohnungen noch um 9% hinter dem Vorjahr zurück; 
dagegen hat ſich der Zugang umgebauter Wohnungen 
auf mehr als das Doppelte erhöht. Da ſich nun die 
Vorausſetzungen für eine ſelbſttätige Belebung im 
Wohnungsbau weder von der Angebots- noch von der 
Nachfrageſeite her grundſätzlich geändert haben, iſt 
die Belebung zum überwiegenden Teil auf die Maß⸗ 
nahmen der Regierung zurückzuführen. Hierbei han⸗ 
delt es ſich gegenwärtig vor allem um drei neben- 
einander herlaufende Aktionen. 


1. Die Maßnahmen zur Förderung der Haus— 
inſtandſetzung und der Umbauten haben ſowohl dem 
eigentlichen Baugewerbe als auch den Bauneben⸗ 
gewerben zuſätzliche Aufträge in Höhe von rund 350 
Millionen gebracht. Die Zuſchüſſe für die Umbauten 
haben zu einem ſtändigen Anwachſen der Umbauten, 
vor allem in den Großſtädten geführt. Der Anteil 
der Umbauten am Wohnungszugang, der Mitte 1930 
knapp 3% betrug, iſt bis April 1933 auf faſt die 
Hälfte des geſamten Wohnungszuganges geſtiegen. 

2. Nachdem zu Beginn der Bauſaiſon die noch aus 
dem Vorjahr übernommenen unvollendeten Rand- 
ſiedlungen beendet worden ſind, dürfte nunmehr ein 
großer Teil der aus dem neuen 50 Millionen-Fonds 
zu errichtenden Randſiedlungen in Angriff genom— 
men ſein. 

3. Die Eigenheimbauaktion des Reichs befindet ſich 
mitten in der Durchführung. Durch Gewährung 
niedrig verzinslicher Kleinhypotheken an nachgeord⸗ 
neter Stelle wird die Beſchaffung der reſtlichen Bau⸗ 
ſumme erleichtert und ſo der Eigenheimbau gefördert. 
Die zunächſt aufgetretenen Schwierigkeiten, die viel- 
fach ſehlende erſte Hypothek zu beſchaffen, haben ſich 
durch die Bereitſtellung von Kleinhypotheken durch 
einzelne Verſicherungsinſtitute und Bodenkreditanſtal⸗ 


ten erheblich vermindert. Mitte Juni waren aus 
dem 20 Millionen⸗Fonds bereits rund 5900 Geneh⸗ 
migungen über rund 10,2 Mill. RM ausgeſprochen. 
Neben der öffentlich geförderten Bautätigkeit zeigen 
ſich neuerdings auch wieder erſte Anſätze zu einer 
privaten Bautätigkeit. Eine Reihe bisher zurück⸗ 
geſtellter Bauvorhaben wird nunmehr in Angriff 
genommen. Dies gilt vor allem für die „ſelbſtfinan⸗ 
zierte“ Bautätigkeit in den Kleinſtädten und auf 
dem Lande. Der geſamte Wohnungsbau im Jahre 
1933 — ſoweit er ſich gegenwärtig überſehen läßt — 
dürfte etwa zur Hälfte aus Bauten beſtehen, die durch 
ſtaatliche Förderung unterſtützt oder überhaupt erſt 
möglich gemacht werden; die andere Hälfte entfällt 
auf Bauten, die ausſchließlich auf privatem Weg 
finanziert werden. 

Zunahme der Bauproduktion. Der Geſamtwert der 
baugewerblichen Bruttoproduktion dürfte ſich — ſo⸗ 
weit gegenwärtig erkennbar — in der Größenordnung 
von 3 bis 3,5 Milliarden RM bewegen und damit 
den Vorjahrsſtand um mehr als die Hälfte über⸗ 
ſchreiten. Dabei hat ſich das Schwergewicht der Bau⸗ 
tätigkeit im Zuſammenhang mit der Arbeitsbeſchaf⸗ 
fung mehr und mehr zum Tiefbau hin verlagert. Der 
Produktionswert des Tiefbaues für das Jahr 1933 
kann nach dem Stand von Mitte Juni auf eine 
Größenordnung von rund 2 Milliarden RM geſchätzt 
werden, alſo etwa doppelt ſo viel wie im Vorfahr. 
Auf den Tiefbau, auf den in früheren Jahren weni⸗ 
ger als ein Drittel der geſamten Bauproduktion ent- 
fiel, dürften im laufenden Jahr rund zwei Drittel 
entfallen. Auch wenn der Hochbau noch weitere An- 
regungen erhält, wird vorerſt das Schwergewicht der 
Bauleiſtung beim Tiefbau verharren. Denn im 
Hochbau — ſei es gewerblicher, öffentlicher oder Woh⸗ 
nungsbau — find die Aufgaben, die unter Um⸗ 
gehung des darniederliegenden freien Kapitalmarktes 
durchgeführt werden können, geringer als beim Tief⸗ 
bau. Vor allem für den gewerblichen Bau hat ſich 
zwiſchen den Inveſtitionskoſten und den Erträgen der 
Unternehmer ein tragbares Verhältnis noch nicht ein, 
geſpielt. Etwas günſtiger iſt die Lage im Wohnungs⸗ 
bau zu beurteilen; er wird aus der im neuen Ar⸗ 
beitsbeſchaffungsprogramm vorgeſehenen Fortſetzung 
der Reparaturen und der Siedlung weitere Anregun— 
gen ſchöpfen. Zudem wird die Zunahme der Ehe- 
ſchließungen, die infolge der neueingeführten Ehe— 
ſtandsdarlehen erwartet wird, die Nachfrage nach 
Wohnungen ſteigern. 

Für die geſamte Wirtſchaft zählte die Statiſtik der 
Krankenkaſſen Ende Januar 11.49 Millionen, Ende 
Mai etwa 13,17 Millionen beſchäftigter Arbeitneh⸗ 
mer. Nun nimmt die Beſchäftigung zwar in jedem 
Jahr in den Frühjahrsmonaten zu. 


Einigung im Baugewerbe. 

Der von den Kommiſſaren beim Reichsverband 
der Deutſchen Induſtrie, Dr. v. Lucke und Dir. 
Möllers, Ende des vergangenen Monats einge: 
ſetzte Aktionsausſchuß zur Vereinheitlichung der 
induſtriellen Verbände von Bauunternehmungen 
hat zwiſchen den Beteiligten eine freiwillige 
Uebereinkunft über eine einheitliche Organiſation 
erzielt. Danach werden die bisher in vier Fach— 
verbänden organiſierten Betriebe des Ingenieur⸗ 
baues in dem neu zu gründenden „Reichsverband 
des Ingenieurbaues und verwandter Unterneh- 
mungen E. V.“ zuſammengefaßt und ſeine berufs⸗ 
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ſtändige Organijation im Rahmen des Reichs⸗ 
ſtandes der Deutſchen Induſtrie eingegliedert. 


Zu den Angriffen gegen die Wohnungsfürſorge⸗ 
geſellſchaft Berlin. 


Bei der Wohnungsfürſorgegeſellſchaft Berlin iſt 
eine großzügige Unterſuchung darüber veranlaßt, 
wie die Hauszinsſteuermittel durch die Woh— 
nungsfürſorgegeſellſchaft Berlin verwandt wor— 
den ſind, und ob bei dieſer Verteilung unberech— 
tigte Bauüberteuerungen und Korruptionsfälle 
vorgekommen ſind. 


Der Beauftragte des Preußiſchen Staatsmini— 
ſteriums für die preußiſchen provinziellen Woh⸗ 
nungsfürſorgegeſellſchaften, Gutzmer, gibt zu dieſen 
Vorgängen folgende Erklärung ab: 


„Die zufällige Namensgleichheit bei der Woh— 
nungsfürſorgegeſellſchaft Berlin und den preußis 
ſchen provinziellen Heimſtätten, die in ihrer 
Firma vielfach noch die Bezeichnung „Wohnungs⸗ 
fürſorgegeſellſchaft“ führen, veranlaßt mich zu der 
Feſtſtellung, daß die Aufgabenbereiche dieſer Ge— 
ſellſchaften ganz andere geweſen find und in Zus 
kunft ſein werden, wie die der Wohnungsfürſorge⸗ 
geſellſchaft Berlin. Die Wohnungsfürſorgegeſell⸗ 
ſchaft Berlin iſt eine kommunale Hauszinsſteuer⸗ 
verteilungsſtelle der Stadt Berlin. Die Woh⸗ 
nungsfürſorgegeſellſchaften der preußiſchen Pro- 
vinzen ſind „Treuhandſtellen für das Wohnungs» 
und Kleinſiedlungsweſen“, bei denen der Staat 
vermöge ſeiner Beteiligungen am Geſellſchafts⸗ 
kapital die Führung hat. Während die Woh— 
nungsfürſorgegeſellſchaft Berlin eine Gründung 
der Stadt Berlin zur Verteilung der Hauszins⸗ 
ſteuermittel iſt, verdanken die preußiſchen Heim 
ſtätten ihre Entſtehung dem vorrevolutionären 
Preußiſchen Wohnungsgeſetz, das dem Willen der 
damaligen Regierung zur Schaffung geſunder und 
billiger Klein- und Mittelwohnungen Ausdruck 
gibt. Dieſe Geſellſchaften, die im Reichsverband 
der Wohnungsfürſorgegeſellſchaften zuſammen⸗ 
geſchloſſen ſind, find demnach Organe der ſtaat-⸗ 
lichen Wohnungspolitik. Die Wohnungsfür⸗ 
ſorgegeſellſchaft Berlin gehört dieſem Verbande 
nicht an. Wenn die Heimſtätten der ſtaatlichen 
Wohnungspolitik bisher nicht immer und überall 
Eingang verſchaffen konnte, ſo iſt dies z. T. dar⸗ 
auf zurückzuführen, daß dieſe Geſellſchaften im 
Gegenſatz zu der Wohnungsfürſorgegeſellſchaft 
Berlin keinen entſcheidenden Einfluß auf die Leis 
tung der öffentlichen Mittel für den Wohnungs⸗ 
bau hatten. Frühere und jetzt beabſichtigte Um: 
terſuchungen über die Verwendung der Haus⸗ 
zinsſteuermittel durch die Wohnungsfürſorge⸗ 
geſellſchaft Berlin berechtigen daher au feinen 
Vergleichsſchlüſſen gegenüber den 
Arbeiten der preußiſchen Heim⸗ 
ſtätten.“ 


Der neue Vorſtand und Verwaltungsrat der Ge⸗ 
ſellſchaft zur Förderung der inneren Koloniſation. 


Die Geſellſchaft zur Förderung der inneren Ko⸗ 
loniſation e. V. (GF K.) hielt vor einigen Tagen 
ihre diesjährige Mitgliederverſammlung ab und 
wählte folgende Vorſtandsmitglieder: Reichs⸗ 
miniſter Walter Darré als Vorſitzender des Vor⸗ 
ſtandes und des Verwaltungsrats, Geheimer Re⸗ 
gierungsrat Aniv.⸗Profeſſor Dr. Max Sering, 
Miniſterpräſident Granzow, Landeskulturamts⸗ 
präſident a. D. Dr. Fechner und Regierungsrat 
a. D. Maßmann. 

In den Verwaltungsrat, der dem Vorſtand zur 
Beratung in wichtigen Angelegenheiten des Ver: 
eins, insbeſondere in grundſätzlichen Fragen der 
Siedlung zur Seite ſteht, wurden gewählt: Prä⸗ 
ſident Boddin, Berlin; Silvio Broedrich, Jeſerich; 
Dr. Dietrich, Kiel; Miniſterialrat Durſt, Berlin; 
Prof. Dr. Ebert, Berlin; Direktor Hiege, Berlin; 
Staatsſekretär Oberſt Hierl, Berlin; Reichs⸗ 
miniſter a. D. Freiherr von Gayl, Königsberg; 
Reichsminiſter a. D. von Keudell, Hohenlübichow; 
Univ.⸗Prof. Dr. Lang, Königsberg; Präſident 
Meinberg, Berlin; Generaldirektor Dr. Przyſz⸗ 
kowski, Oppeln; Miniſterialdirektor Reichard, 
Berlin; Dr. Reinhold, Berlin; Direktor Dr. 
Schöpf, Berlin; Direktor Szagunn, Berlin; Direk— 
tor Uhlemann, Frankfurt/ O.; Freiherr von Wil- 
mowsky, Marienthal bei Eckartsberga; Univ.- 
Prof. Dr. Zörner, Berlin. 


Neue Leitung der landwirtſchaftlichen Siedlung. 

Der Referent für Siedlung im Amt für Agrar⸗ 
politik bei der Reichsleitung der NSDAP., Herr 
Dr. K. Kummer, iſt zum Sonderbeauftragten 
für Siedlung im Reichsernährungsminiſterium 
ernannt worden. 


Reichsſtelle für Siedlerberatung. 

Als Geſchäftsführer der Reichsſtelle für Siedler⸗ 
beratung ſind die Herren Dr. Karl Hartwich und 
Dipl.⸗Landwirt Kann beſtellt worden. Die Auf⸗ 
gabe der Reichsſtelle für Siedlerberatung iſt im 
weſentlichen die Weckung und Zuſammenfaſſung 
der Siedlerbewegung. 


Freijahre für die Siedler. 
Stundung der Rückſtände — Senkung der 
Rentenſätze. 

Allen mit Hilfe von Reichs- oder Staatskrediten 
angeſetzten Siedlern werden vom 1. Juli 1933 ab 
zwei Freijahre gewährt. Die Rückſtände an Ren⸗ 
ten, die bis zum 30. Juni 1933 aufgelaufen ſind, 
werden vorerſt gejtundet; fie dürfen in Teilzah⸗ 
lungen während der beiden Freijahre abgedeckt 
werden. Die Freijahre ſollen grundſätzlich allen 
Siedlern zugute kommen — in Zweifelsfällen 
alſo auch ſolchen Siedlern, deren Siedlungen nicht 
unmittelbar mit Reichs- oder Staatskredit auf⸗ 
gebaut worden ſind. Schließlich wird vom 1. Juli 
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1935 ab die Rente von 5 auf 4% 
den. 
Weitere Fahrpreisermäßigung für Weſt⸗Oſtſiedler. 

Die Reichsbahn ſenkt für alle Weſt-Oſtſiedler 
und deren Angehörige ihre Fahrpreiſe um 33% % 
und gibt bei gemeinſchaftlichen Fahrten von min⸗ 
deſtens 12 Erwachſenen (zwei Kinder von 4-10 
Jahren zählen als ein Erwachſener) oder bei Be- 
zahlung für 12 Erwachſene Ermäßigungen von 
40%, wenn die folgenden Bedingungen erfüllt 
ſind. 

Die Siedler müſſen im weſtelbiſchen Deutſch⸗ 
land, in Schleswig-Holſtein oder in den oſtelbi— 
ſchen Teilen des Freiſtaates Sachſen oder der Pro- 
vinzen Hannover und Sachſen ihren bisherigen 
Wohnſitz haben. Es muß ſich um Fahrten zwi— 
ſchen ihrem Wohnſitz und dem oſtelbiſchen Deutjch- 
land handeln, die über mindeſtens 100 Tarifkilo⸗ 
meter gehen. Die Siedler müſſen 3. Klaſſe fah⸗ 
ren. Zweck der Reiſe muß die Beſichtigung oder 
Auswahl von Siedlerſtellen, die Rückkehr von der 
Beſichtigung nach Hauſe oder der endgültige Am⸗ 
zug in die neue Heimat ſein. Der Antrag muß 
durch die Reichsſtelle für Siedlerberatung (Berlin 
MW 9, Leipziger Platz 17) abgeſtempelt ſein. 

Ob auch die Frachtermäßigung für Umzugsgut, 
die bisher 25% beträgt, ab 1. Juli erhöht werden 
wird, iſt noch nicht entſchieden. 


Geldmarkt 


Deutſche Bau⸗ und Bodenbank Aktiengeſellſchaft. 

Die Bank ſchließt das Geſchäftsjahr 1932 unter 
Einrechnung eines Gewinnvortrages von 0,11 
Mill. RM wieder mit einem Reingewinn von 
2,87 Mill. RM (i. V. 3,72), nachdem, wie es im 
Geſchäftsbericht heißt, ausreichende, allen erkenn⸗ 
baren Riſiken Rechnung tragende Abſchreibungen 
(ausgewieſen find 0,33 Mill. RM), ſowie ange- 
meſſene Rückſtellungen vorgenommen worden ſind. 
Die Gewinn- und Verluſtrechnung zeigt als Er— 
träge Zinſen 3,66 Mill. RM (i. V. 4,79) und Pro⸗ 
viſionen 1,47 Mill. RM (i. V. 1,27). Demgegen⸗ 
über ſtehen außer den oben bezifferten Abſchrei⸗ 
bungen 2,04 Mill. RM Unkoſten (i. V. 2,28). Der 
Vorſtand ſchlägt vor, aus dem Gewinn 1,71 Mill. 
RM zur Verteilung einer Dividende von 5% 
(5%) zu verwenden. 

Nach dem Geſchäftsbericht hat ſich das Zwiſchen— 
kreditgeſchäft im Wohnungsbau auf der Höhe 
des Vorjahres gehalten. Abgeſehen von Krediten 
zur Bevorſchuſſung der Hauszinsſteueraufkommen 
der Gemeinden, ſei die Ablöſung der Zwiſchenkre— 
dite im Berichtsjahr befriedigend geweſen. Die 
Finanzierungstätigkeit der Bank konnte ſich in 
der zweiten Hälfte des vergangenen Jahres in⸗ 
folge einer leichten Beſſerung auf dem Gebiet der 
Bauwirtſchaft entſprechend beleben. Eine gewiſſe 
Befruchtung des Wohnungsmarktes ſei ausgegan⸗ 
gen von den durch Maßnahmen der Reichsregie— 


ermäßigt wer⸗ 


rung geförderten vorſtädtiſchen Kleinſiedlungen, 
den Gebäudeinſtandſetzungen, Wohnungsteilungen 
ſowie den im Rahmen des Arbeitsbeſchaffungs⸗ 
programms des Reiches durchzuführenden Waſſer— 
ſtraßen⸗, Landſtraßen- und anderen Tiefbauten. 
Auf dem treuhänderiſchen Tätigkeitsgebiet hat die 
Bank zu den bisherigen Aufgaben neue Arbeiten 
zugewieſen erhalten, die im Zuſammenhang ſtehen 
mit den Stützungsmaßnahmen zugunſten von 
Baugenoſſenſchaften mit Spareinrichtungen ſowie 
der durch Reichsmittel ermöglichten Förderung 
der vorſtädtiſchen Kleinſiedlung und des Eigen- 
heimbaues. 

Die Bilanz verzeichnet (in Mill. RM): Kaſſe 
und Bankguthaben 2,41 (1,40), Wechſel und un⸗ 
verzinsliche Schatzanweiſungen 15,66 (10,79), 
Noſtroguthaben bei Banken 14,41 (17,93), Lom⸗ 
bards gegen börſengäng. Wertpapiere 0,30 (2,76), 
eigene Wertpapiere 11,28 (12,16), Pfandbr. aus 
Auslandsanleihe 20,78 (21,07), dauernde Beteili⸗ 
gungen 7,63 (7,87), Zwiſchenkredite und Schuld- 
ner 95,87 (113,46), Schuldner aus Reichsfonds 
uſw. 63,61 (22,26), Bankgebäude 2,2 (2,4), ſonſtige 
Immobilien 0,70 (0,56). Die Poſition Wert⸗ 
papiere enthält wie im Vorjahr 63 000,— RM 
eigene Aktien. 

Die andere Seite der Bilanz weiſt aus das Af- 
tienkapital unverändert mit 34,30, Reſervefonds 
5,35 (4,30), Rückſtellungen 2,50 (1,50), Gläubiger 
104,00 (122,03), Auslandsanleihe 20,78 (21,07), 
Reichsfonds uſw. 64,94 (25,24). Avale und Bürg⸗ 
ſchaften verminderten ſich auf 2,21 (3,49) Mill. 
Reichsmark. 

Für das laufende Jahr erwartet die Bank aus 
der Belebung der Bauwirtſchaft und den Arbeits- 
beſchaffungsmaßnahmen der Reichsregierung wie- 
der eine befriedigende Geſchäftstätigkeit. 


Württembergiſche Landeskreditanſtalt. 


Bei dem Anternehmen ergab ſich für das Ge— 
ſchäftsjahr 1932, das mit dem 1. April 1932 be⸗ 
gann und zwecks Anpaſſung an das Kalenderjahr 
am 31. Dezember beendet wurde, ein Reingewinn 
von 150 000, — RM (i. V. 137 885,.— RM). Den 
Einnahmen an Zinſen und Verwaltungskoſten⸗ 
beiträgen von 5 060 000, — RM (i. V. 8 232 285,— 
RM) und Mieten von 2000,— RM (2590,—) 
ſtehen Zinsausgaben von 4643 000. — RM 
(7 752 688,.— RM) und Verwaltungskoſten von 
268 000,— RM (344302 RM) gegenüber. 

Aus dem Geſchäftsbericht iſt zu entnehmen, daß 
die Anſtalt im Berichtsjahr über 1 Mill. RM 
weitere Darlehnszuſagen erteilt und 1,8 Mill. 
NM eigene Auszahlungen geleiſtet hat; die Rück⸗ 
zahlungen der Schuldner werden mit 4,3 Mill. 
RM beziffert und die Ausfälle an Kapital und 
Zinſen (gegenüber dem Vorjahr etwas geſtiegen) 
mit 36 800,— RM bei einem Geſamtdarlehns⸗ 
beſtand von 190 Mill. RM. Intereſſant iſt der 
Hinweis auf die Beſitzwechſelſtatiſtik der Anſtalt, 
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wonach die Beleihungsgrenze ihrer Darlehen, die 
ihrer Art nach den Hauszinsſteuerhypotheken in 
anderen Reichsteilen entſprechen, im Durchſchnitt 
noch innerhalb 55% des Verkaufserlöſes liegt. 
Aus den Ueberſchüſſen hat die Anſtalt vorweg 
900 000. — RM zurückgeſtellt, die zur Zinsverbilli⸗ 
gung für das Jahr 1933 zugunſten des Neuhaus⸗ 
beſitzes Verwendung finden ſollen. Für kinder⸗ 
reiche Schuldner der Anſtalt werde der Zinsſatz 
allgemein auf 2% feſtgeſetzt. Die Anſtalt ge⸗ 
währte im Berichtsjahr 956 000, — RM Baudar⸗ 
lehen zu 408 neuen Wohnungen in 244 Gebäuden 
und 131 000,.— RM Baudarlehen zur Inſtand⸗ 
ſetzung von 188 Wohnungen. Neben dieſer Bes 
leihungstätigkeit hat die Anſtalt neue Aufgaben 
bearbeitet, die ihr u. a. im Zuſammenhang mit 
der durch Reichsmittel ermöglichten Förderung 
der vorſtädtiſchen Kleinſiedlung und des Eigen⸗ 
heimbaues, ſowie den Maßnahmen des Reiches für 
die Inſtandſetzung von Wohngebäuden übertragen 
worden ſind. Die Anſtalt war in 1932 insge⸗ 
ſamt an 188 Zwangsverſteigerungen und 36 
Zwangsverwaltungen beteiligt. Grundſtücke ſeien 
weder unmittelbar noch mittelbar übernommen 
worden. 

In der Bilanz erſcheint das Eigenkapital un⸗ 
verändert (in Mill. RM) mit 60,00. Ferner ſind 
verzeichnet Reſerven 12,00 (i. V. 12,—), Zinſen⸗ 
rückſtellungen 0,90, Anleihen 121,86 (124,94), Un⸗ 
terſtützungsfonds für Angeſtellte 0,61 (—), ſon⸗ 
ſtige Schulden 0,69 (1,15), noch nicht eingelöſte 
Zinsſcheine 0,28 (—), noch nicht vorgezeigte aus⸗ 
geloſte Pfandbriefe 0,32 (—), Bürgſchaftsver⸗ 
pflichtungen 3,27 (3,33). Als Vermögen ſind aus⸗ 
gewieſen Kaſſe und Giro 0,70 (0,81), Bankgut⸗ 
haben 0,27 (—), Wertpapiere 0,49 (0,53), Dar⸗ 
lehen 190,88 (192,80), Zinſenforderungen 3,13 
(2,86) und ſonſtige Forderungen 0,53 (1,20). 


Zinsſenkung für die Sparkaſſenhypotheken. 

Der Deutſche Sparkaſſen- und Giroverband hat 
die ihm angeſchloſſenen Sparkaſſen erſucht, vom 
1. Juli ab den Zinsſatz für mündelſichere Hypo⸗ 
theken und ſonſtige langfriſtige Ausleihungen auf 
5% zuzüglich 14% Verwaltungskoſtenbeitrag her⸗ 
abzuſetzen. Im Perſonalkredit ſoll der Zinsſatz 
auf 6½ % einſchließlich aller Proviſionen er- 
mäßigt werden. 


Wirtſchaftsereigniſſe und zahlen 
Neubildung des Beirats für Bauſparkaſſen. 
Der Herr Reichspräſident hat mit Wirkung vom 

1. Juni 1933 an zu Mitgliedern des Beirats für 
Bauſparkaſſen ernannt: 

1. das Mitglied des Vorſtandes der Hannover- 
ſchen Bodenkredit⸗Bank A.⸗G. Walter A ſtor 
in Berlin-Grunewald; 

2. den Architekten BDA. Regierungsbaumeiſter 
Bruniſch in Karlsruhe; 


3. das Vorſtandsmitglied der Askania AG. Bau⸗ 
ſparkaſſe Polizeimajor a. D. Detlefſen in 
Düſſeldorf; 

4. das Vorſtandsmitglied der Süd-Union Bau⸗ 
ſparkaſſe AG., Reichsbankrat a. D. J. Eier⸗ 
mann in Stuttgart; 

5. das Vorſtandsmitglied der CCN.-Bauſpar⸗ 
kaſſe eGmbH., Leonberg (Württ.) Dr. Wal- 
ther Helmes in Leonberg (Württ.); 

6. den ord. Profeſſor an der Univerſität Mün⸗ 
chen, Geh. Juſtizrat Dr. jur. W. Kiſch in 
München; 

7. das Vorſtandsmitglied der Deutſchen Bau— 
und Siedlungsgemeinſchaft e GmbH. Rudolf 
Lehmann in Darmſtadt; 

8. den Geſchäftsführer der Beamten-Bauſpar⸗ 
kaſſe, Heimſtättengeſellſchaft der Deutſchen 
Beamtenſchaft mbH. in Berlin, Johannes 
Lubahn, Berlin-Grunewald; 

9. den ordentlichen Profeſſor an der Univerſität 
Freiburg i. Br. Dr. Walther Mahlberg 
in Freiburg i. Br.; 

10. das Vorſtandsmitglied der Allianz und Stutt⸗ 
garter Lebensverſicherungsbank AG. Hans 
Parthier in Stuttgart; 

11. den Verſicherungsmathematiker Dr. Eduard 
Roſe in Berlin-Steglitz; 

12. das Vorſtandsmitglied der Neuen Deutſchen 
Kreditanſtalt Bauſparkaſſe e. G. m. b. H. in 
Hannover Max Schneider in Hannover; 

13. das Vorſtandsmitglied der Bauſparkaſſe Ge⸗ 
meinſchaft der Freunde in Wüſtenrot in Lud⸗ 
wigsburg (Württ.) Dr. Hermann Schuon 
in Ludwigsburg (Württ.); 

14. den Mathematiker, Vertrauensmann der 
Kosmos Bauſparkaſſe AG., Stuttgart, Dipl.⸗ 
Ingenieur Dr. H. Schütze in Stuttgart; 

15. das Vorſtandsmitglied der Bauſparkaſſe 
Deutſche Bau-Gemeinſchaft AG. Leipzig, Tho⸗ 
mas Weiland in Leipzig. 

Der Beirat für Bauſparkaſſen beſteht aus 20 
Mitgliedern, eine Zahl, die jedoch nach den be— 
ſtehenden Vorſchriften durch eine Anordnung des 
Reichswirtſchaftsminiſters auf 25 erhöht werden 
kann; ernannt ſind vorläufig 15 Mitglieder. 


Entſcheidungen über Bauſparkaſſen. 
Senatsſitzung des Reichsaufſichtsamts für Privat⸗ 
verſicherung am 6. und 7. Juli 1933: 


Folgenden Bauſparkaſſen iſt der Geſchäfts⸗ 
betrieb unterſagt worden. Die beſtehenden Bau⸗ 
ſparverträge ſollen vereinfacht abgewickelt wer- 
den. Die Unterſagung des Geſchäftsbetriebes 
wirkt wie ein Auflöſungsbeſchluß. Die Liquida⸗ 
tion wird einem vom Reichsaufſichtsamt noch zu 
beſtimmenden Liquidator übertragen: 


1. „Aufbau und Verwaltung“ G. m. b. H., in Mag⸗ 
deburg, 
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2. Südbayeriſche Bauſparkaſſe, gemeinnütziger Eigen- 
heim⸗Bauſparerverband e. G. m. b. H., in Wörris⸗ 


hofen, 

3. Deutſche Aufbau A.⸗G. in Güſtrow i. Meckl. 

Bei der Krefelder Bauſparkaſſe A.⸗G. i. Liqu. 
iſt eine vereinfachte Abwicklung der beſtehenden 
Bauſparverträge angeordnet worden. Die Liqui⸗ 
dation wird einem noch zu beſtellenden Liquidator 
übertragen. 

Der Bau: und Wirtſchaftsgemeinſchaft e. G. m. 
b. H., Hersfeld, iſt die Erlaubnis zum Geſchäfts— 
betrieb unter Bedingungen erteilt worden. 

Der Bauſparkaſſe G. D. B. Gemeinſchaft Deut⸗ 
ſcher Bauſparer G. m. b. H., Sitz Wiesbaden, in 
Darmſtadt iſt die Erlaubnis zum Geſchäftsbetrieb 
unterſagt worden. 

Die Senatsentſcheidungen ſind noch nicht rechts⸗ 
kräftig. 

Die Uebertragung des Beſtandes der Victoria 
Bauſparkaſſe A.⸗G. in Köln auf die Reichsdeutſche 
Bauſparkaſſe A.⸗G. in Köln iſt genehmigt worden. 

Von den unter Bedingungen zugelaſſenen Baus 
ſparkaſſen ſind folgende endgültig zugelaſſen: 

1. Reichsdeutſche Bauſparkaſſe A.⸗G. in Köln; 

2. „Heimſtatt“ G. m. b. H., in Berlin, 

3. Bauſparkaſſe Schwarzwald Bauſpar⸗ und Entſchul⸗ 
dungsgeſellſchaft m. b. H. in Pforzheim. 


Die Preisentwicklung. 

Nach dem Wochenbericht des Inſtituts für Kon- 
junkturforſchung Nr. 14 ſind die Rohſtoffpreiſe 
im Verlauf der Weltwirtſchaftskriſe an den Welt⸗ 
märkten im Durchſchnitt um etwa 60 v. H., die 
Großhandelspreiſe an den Binnenmärkten um 
etwa 30—40 v. H. geſunken. Dieſer Preisſturz 
hatte gemeinſam mit der Umſatzſchrumpfung dazu 
geführt, daß die Schulden, die zurzeit hoher Preiſe 
und hoher Erlöſe der Betriebe aufgenommen wor— 
den waren, immer drückender wurden. Auf die 
Tagesordnung der Weltwirtſchaftskonferenz war 
daher die „Hebung der Preiſe“ als eines der Mit⸗ 
tel zur Löſung der Kriſe geſetzt worden. Inzwi⸗ 
ſchen hat ſich — unabhängig von den Verhand— 
lungen auf der Londoner Konferenz — auf vielen 
Märkten eine leichte Preisſteigerung durchge— 
ſetzt. Sie iſt freilich im Vergleich mit dem voran⸗ 
gegangenen Preisſturz noch jo gering, daß ſchon 
kleine Rückſchläge die beginnende Erholung wieder 
zunichte machen können. Andererſeits beweiſen 
die Vorgänge auf den Warenmärkten der Welt, 
nicht zuletzt aber auch auf dem deutſchen Binnen⸗ 
markt, daß die Entwicklung bereits weit genug 
fortgeſchritten iſt, um einer allmählichen Löſung 
des Preisproblems Raum zu laſſen. 


Das vorläufige Ergebnis der Volkszählung vom 
16. Juni 1933 im Freiſtaat Preußen. 

Das Preußiſche Statiſtiſche Landesamt gibt das 

erſte Ergebnis der Volkszählung vom 16. Juni 

1933 bekannt. Es bezieht ſich auf die ſogenannte 


ortsanweſende Bevölkerung des Staates, der Pro⸗ 
vinzen und der Regierungsbezirke. 

Preußen hat danach eine Bevölkerung von 
39,96 Millionen gegen 38,24 Millionen bei der 
Volkszählung 1925; die Bevölkerung iſt alſo in 
acht Jahren um 4,5% gewachſen. Die ſtärkſte 
Zunahme hatten die Regierungsbezirke Osnabrück 
(8,9%), Potsdam (8,7%) und Aachen (8,3%), die 
ſchwächſte die Regierungsbezirke Köslin (0,1%) 
und Gumbinnen (0,8%). 


Die preußiſchen Sparkaſſen im Mai. 

Die geſamten Einlagen der preußiſchen Spar⸗ 
kaſſen ſind im Mai 1933 um 30,5 Mill. RM ge- 
ſtiegen. Dieſe Zunahme iſt faſt ausſchließlich 
durch die günſtige Entwicklung der Giroeinlagen 
verurſacht, die ſich um 21,7 Mill. RM auf 686,5 
Mill. RM erhöhten. Bei den Spareinlagen 
waren die Rückzahlungen mit 268,4 (im Vor⸗ 
monat: 264,8) Mill. RM etwas größer als die 
Einzahlungen, welche 266,1 (279,4) Mill. RM 
betrugen. 


Die Arbeitsmarktlage im Reich. 

In der Zeit vom 1.—16. Juni 1933 iſt in der 
Arbeitsmarktlage eine weitere Beſſerung einge- 
treten, die insbeſondere gegenüber dem Vorjahr 
ſaiſonmäßig beachtlich iſt. Die Zahl der von den 
Arbeitsämtern erfaßten Arbeitsloſen iſt in der 
erſten Junihälfte um rd. 62 000 geſunken gegen⸗ 
über nur 14000 im Vorjahr; fie beträgt rund 
4977 000 und liegt ſomit ſeit Ende 1931 zum 
erſten Male wieder unter der 5-Millionen-Grenze. 
Gegenüber Mitte Juni des Vorjahres hat ſie ſich 
um rd. 592 000 verbeſſert. 

Von Mitte bis Ende Juni iſt die Zahl der bei 
den Arbeitsämtern gemeldeten Arbeitsloſen er- 
neut um 121 000 auf 4856 000 geſunken. Zu be⸗ 
rückſichtigen iſt dabei, daß unter den Arbeitsloſen 
auch die Perſonen mitgezählt werden, die im Ar⸗ 
beitsdienſt, bei der Hilfspolizei und bei Pflicht⸗ 
arbeiten tätig, ſomit im eigentlichen Sinne nicht 
arbeitslos ſind, ſich aber weiter beim Arbeitsamt 
um einen ſtändigen Arbeitsplatz bemühen. 


Die Entwicklung der Inderzahlen. 


Leenshaltung Bauſtoffe Baukoſten 
Januar 1933 117,4 103,7 116,8 
Februar „ 116,9 102,7 116,2 
März 2 116,6 103,0 115,3 
April A 116,6 103,2 115,3 
Mai E 118,2 103,5 115,4 
Juni 2 118,8 103,4 115,4 


Die Bauſtoffpreiſe ziehen ſeit März wieder an. 
Infolgedeſſen iſt auch die Abwärtsentwicklung 
des Baukoſtenindex zum Stillſtand gekommen. 
Der Baukoſtenindex für Mai weiſt bereits wieder 
eine — wenn auch geringe — Steigerung auf. 
Auch der Lebenshaltungsindex iſt im Steigen be⸗ 
griffen. 
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